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243 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1970, mit
dem das Gehaltsüberleitungsgesetz neuerlich
geändert wird (1. Gehaltsüberleitungsgesetz-

Novelle 1970)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr. 22/
1947, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 28/1969, wird geändert wie folgt:

1. Die §§ 4 bis 24 lauten:

„ A n s t e l l u n g

§ 4. (1) Die Aufnahme als Beamter erfolgt
durch Ernennung auf einen hinsichtlich des
Dienstzweiges (§ 6) und der Dienstklasse (§ 28
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54)
bestimmten Dienstposten (Anstellung). Sie ist
nur zulässig, wenn ein solcher Dienstposten frei
ist und alle Erfordernisse für die Aufnahme in
das Dienstverhältnis im allgemeinen sowie für
die Erlangung des Dienstpostens im besonderen
erfüllt sind. Voraussetzung für die Aufnahme in
das Dienstverhältnis ist die Vollendung des
18. Lebensjahres.

(2) Sofern nicht zur Erzielung eines jüngeren
Nachwuchses die Aufnahme anderer Kräfte
nötig ist, sollen die Personalstände durch Über-
stellung von Beamten anderer Dienstzweige oder
durch Anstellung von Bundesbediensteten, die
nicht unter die Bestimmungen dieses Gesetzes
fallen (Vertragsbedienstete, Arbeiter), ergänzt
werden. Hiebei sind Bewerber aus dem Dienst-
bereich, in welchem der Beamte tätig sein soll,
vorzugsweise zu berücksichtigen.

P r o v i s o r i s c h e s D i e n s t v e r h ä l t n i s

§ 5. (1) Das Dienstverhältnis ist zunächst pro-
visorisch und wird auf Ansuchen des Beamten
nach vier Jahren sowie nach Erfüllung der son-
stigen, für die Definitivstellung vorgeschriebenen
Bedingungen definitiv.

(2) Das provisorische Dienstverhältnis kann
von der Dienstbehörde durch schriftliche Kündi-
gung zum Ende jedes Kalendermonates gelöst
werden. Die Kündigungsfrist beträgt während
der ersten sechs Monate des Dienstverhältnisses
(Probezeit) einen Monat, nach Ablauf der Probe-
zeit zwei Monate und nach Vollendung des zwei-
ten Dienstjahres drei Monate. Während der
Probezeit ist die Kündigung ohne Angabe von
Gründen, später nur mit Angabe des Grundes
möglich.

(3) Gründe zur Auflösung des provisorischen
Dienstverhältnisses sind:

a) Nichterfüllung von Erfordernissen für die
Definitivstellung,

b) auf Grund ärztlichen Gutachtens festge-
stellter Mangel der körperlichen oder
geistigen Eignung,

c) unbefriedigender Arbeitserfolg,
d) pflichtwidriges dienstliches oder außer-

dienstliches Verhalten,
e) Bedarfsmangel.

(4) In die provisorische Dienstzeit können die
für die Festsetzung des Vorrückungsstichtages
berücksichtigten Zeiten ganz oder zum Teil ein-
gerechnet werden. Bei Personen, die unmittelbar
auf einen höheren als den niedrigsten für sie in
Betracht kommenden Dienstposten ernannt
wurden oder denen bei der Anstellung eine
höhere als die niedrigste Gehaltsstufe zuerkannt
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wurde, kann die provisorische Dienstzeit ver-
kürzt werden. Bei der Einrechnung und der Ver-
kürzung igt auf die bisherige Berufslaufbahn und
die künftige Verwendung des Beamten Bedacht
zu nehmen.

(5) Während eines Disziplinarverfahrens und
bis zu drei Monaten nach rechtskräftigem Ab-
schluß desselben hat der Beamte keinen An-
spruch auf Definitivstellung. Eine Kündigung
durch die Dienstbehörde in dieser Zeit ist jedoch
nur wirksam, wenn sie dem Beamten während
der in Abs. 1 bestimmten Frist bekanntgegeben
wurde oder wenn das Disziplinarverfahren durch
Verhängung einer Disziplinarstrafe beendet
worden ist. Ist das Disziplinarverfahren durch
Einstellung, Freispruch oder Verhängung einer
Ordnungsstrafe beendet worden, so kann die
Definitivstellung mit Wirkung auf einen Zeit-
punkt vorgenommen werden, zu welchem sie
ohne das Disziplinarverfahren möglich gewesen
wäre.

V e r w e n d u n g s g r u p p e n , D i e n s t -
z w e i g e u n d A m t s t i t e l

§ 6. (1) Die Dienstzweige der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung, ihre Zuweisung zur

Verwendungsgruppe A ,Höherer Dienst',
Verwendungsgruppe B ,Gehobener Dienst',
Verwendungsgruppe C ,Fachdienst',
Verwendungsgruppe D ,Mittlerer Dienst' und

zur
Verwendungsgruppe E ,Hilfsdienst'

und die mit den Dienstposten der Dienstzweige
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung ver-
bundenen Amtstitel werden durch die einen
Bestandteil dieses Bundesgesetzes bildende An-
lage zu Abschnitt I (Dienstzweigeordnung für
die Beamten der Allgemeinen Verwaltung, im
folgenden kurz ,Dienstzweigeordnung' genannt)
bestimmt.

(2) Bei Beamten im provisorischen Dienstver-
hältnis ist, sofern in der Dienstzweigeordnung
nichts anderes bestimmt ist, dem mit ihrem
Dienstposten verbundenen Amtstitel das Wort
,Provisorischer' (,Provisorische') voranzustellen.

(3) Werden in einem Dienstzweig Dienst-
posten einer höheren Dienstklasse verliehen, als
in der Dienstzweigeordnung vorgesehen ist, so
gilt als Amtstitel für diese Dienstposten der für
die höchste Dienstklasse des Dienstzweiges vor-
gesehene Amtstitel.

(4) Beamte, die bei den österreichischen Ver-
tretungsbehörden im Ausland Dienst versehen,
haben für die Dauer dieser Verwendung die
ihrer Verwendung entsprechende Funktions-
bezeichnung zu führen. Diese Funktionsbezeich-
nungen sind vom Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten unter Bedachtnahme
auf die internationale Übung und die dienst-
rechtliche Stellung des Beamten durch Verord-
nung zu bestimmen.

(5) Beamte, die nach § 11 des Wehrgesetzes,
BGBl. Nr. 181/1955, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 185/1966, zur Ausübung
einer Unteroffiziersfunktion herangezogen wer-
den, haben für diese Zeit nachstehende, ihnen
jeweils gemäß § 8 des Wehrgesetzes zukommende
militärische Dienstgrade als Amtstitel zu führen:
1. in der Verwendungsgruppe E oder D: Korpo-

ral, Zugsführer, Wachtmeister (Feuerwerker),
Oberwachtmeister (Oberfeuerwerker), Stabs-
wachtmeister (Stabsfeuerwerker), Oberstabs-
wachtmeister (Oberstabsfeuerwerker);

2. in der Verwendungsgruppe C: Offiziersstell-
vertreter, Vizeleutnant;

3. in der Verwendungsgruppe D oder C wäh-
rend ihrer Ausbildung an der Theresianischen
Militärakademie im ersten Ausbildungsjahr
,Kadett', nach einer einjährigen erfolgreichen
Ausbildung ,Kornett' und nach einer zwei-
jährigen erfolgreichen Ausbildung ,Fähnrich'.

(6) Werden die im Abs. 5 genannten Personen
nicht im Dienstzweig ,Unteroffiziere des Trup-
pendienstes' verwendet, so ist dem Amtstitel
,Wachtmeister', ,Oberwachtmeister', ,Stabswacht-
meister', ,Oberstabswachtmeister', ,Offiziersstell-
vertreter', ,Vizeleutnant' jeweils der Zusatz ,des
technischen Dienstes' beizufügen.

(7) Bis zur nächsten Beförderung gemäß § 8
des Wehrgesetzes haben Beamte, die
1. im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-

desgesetzes zur Ausübung einer Unteroffiziers-
funktion herangezogen sind, als Amtstitel den
militärischen Dienstgrad zu führen, den sie im
genannten Zeitpunkt innehaben,

2. nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion
herangezogen werden, als Amtstitel den mili-
tärischen Dienstgrad zu führen, den sie im
Zeitpunkt der Heranziehung innehaben.
(8) Bei Beamten des Ruhestandes ist dem

Amtstitel der Zusatz ,i. R.' anzufügen; Beamte,
die im Zeitpunkt der Versetzung oder des
Übertrittes in den Ruhestand auf Grund der
Dienstzweigeordnung eine Funktionsbezeichnung
innehaben, dürfen diese mit dem Zusatz ,a. D.'
auch im Ruhestand führen.

(9) Anläßlich der Versetzung oder des Über-
trittes in den dauernden Ruhestand kann einem
Beamten der Amtstitel der nächsthöheren
Dienstklasse verliehen werden, sofern nicht der
Amtstitel nach der Dienstzweigeordnung an eine
bestimmte Funktion geknüpft oder mit dem
Beisatz ,Wirklicher' versehen ist.

(10) Die Amtstitel der Beamten sind gesetzlich
geschützt.

A n s t e l l u n g s e r f o r d e r n i s s e

§ 7. (1) Die in den Abschnitten II der Teile A
und B und im Abschnitt I des Teiles C der
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Dienstzweigeordnung bestimmten Anstellungs-
erfordernisse gelten, soweit in den Abschnit-
ten III der Teile A und B und im Abschnitt II
des Teiles C der Dienstzweigeordnung für ein-
zelne Dienstzweige nichts anderes bestimmt ist,
für alle Dienstzweige der Verwendungsgruppe.

(2) Die Abschnitte III der Teile A und B, der
Abschnitt II des Teiles C und der Teil D der
Dienstzweigeordnung bestimmen die Anstel-
lungserfordernisse, die für einzelne Dienst-
zweige oder für einzelne Arten von Dienst-
posten neben den in den Abschnitten II der
Teile A und B und im Abschnitt.I des Teiles C
der Dienstzweigeordnung festgesetzten Anstel-
lungserfordernissen oder an ihrer Stelle nachzu-
weisen sind. Sie enthalten ferner in den Tei-
len A, B und C für einzelne Dienstzweige oder
Dienstposten nähere Bestimmungen über die in
den Abschnitten II der Teile A und B und dem
Abschnitt I des Teiles C der Dienstzweigeord-
nung vorgeschriebenen Anstellungserfordernisse.

(3) Bei Verleihung eines Dienstpostens eines
Dienstzweiges an einen Beamten eines anderen
Dienstzweiges sind vom Beamten im proviso-
rischen Dienstverhältnis das Anstellungserforder-
nis, vom Beamten im definitiven Dienstverhält-
nis das Anstellungserfordernis und das Definitiv-
stellungserfordernis für den neuen Dienstzweig
zu erfüllen.

(4) Das Definitivstellungserfordernis im Sinne
des Abs. 3 gilt als erfüllt, wenn der Beamte auf
einen Dienstposten eines anderen Dienstzweiges
der Verwendungsgruppe ernannt werden soll,
der er bereits als definitiver Beamter angehört
und wenn
1 die Ernennung wegen Änderung des Arbeits-

umfanges, der Organisation des Dienstes oder
der Arbeitsbedingungen notwendig ist oder

2. die Eignung für den Dienstzweig in einer
mindestens sechsmonatigen Probeverwendung
nachgewiesen wurde.
(5) Beamte, die sich im definitiven Dienstver-

hältnis in einem Dienstzweig einer niedrigeren
Verwendungsgruppe befinden und die Anstel-
lungserfordernisse für die Verwendungsgruppe B
durch den Nachweis der Reifeprüfung einer
höheren Schule oder für die Verwendungs-
gruppe A durch den Nachweis der abgeschlos-
senen Hochschulbildung erfüllen, können auf
einen Dienstposten eines Dienstzweiges der ent-
sprechenden höheren Verwendungsgruppe unter
der Auflage ernannt werden, die für die Defi-
nitivstellung im neuen Dienstzweig erforderliche
Dienstprüfung innerhalb eines bei der Er-
nennung zu bestimmenden Zeitraumes, der zwei
Jahre nicht übersteigen darf, abzulegen.

(6) Der Nachweis der Absolvierung einer
Schule oder der Ablegung einer Prüfung ist
durch staatsgültige Zeugnisse zu erbringen.

D i e n s t p r ü f u n g e n

§ 8. (1) Dienstprüfungen haben aus einem
allgemeinen und aus einem besonderen Teil zu
bestehen.

(2) Der allgemeine Teil hat zu umfassen:
a) bei Prüfungen, die für die Dienstzweige

der Verwendungsgruppen A, H 1, B, W 1
und H 2 vorgeschrieben sind:
1. österreichisches Verfassungsrecht,
2. Aufbau und Organisation der öster-

reichischen Behörden,
3. Rechte und Pflichten der Bundesbedien-

steten;

b) bei sonstigen Prüfungen:
1. die wichtigsten Bestimmungen des öster-

reichischen Verfassungsrechtes,
2. Aufbau und Organisation der öster-

reichischen Behörden,
3. die wichtigsten Bestimmungen über die

Rechte und Pflichten der Bundesbedien-
steten.

(3) Der besondere Teil der Prüfung hat das
für den Dienstzweig des Prüfungswerbers in Be-
tracht kommende Verfahrensrecht zu enthalten.
Die übrigen Prüfungsgegenstände sind den Er-
fordernissen der einzelnen Dienstzweige ent-
sprechend durch Verordnung — im folgenden
kurz ,Prüfungsvorschrift' genannt — festzu-
setzen.

(4) In der Prüfungsvorschrift kann bestimmt
werden, daß der Nachweis bestimmter Fähig-
keiten, der einem Beamten bei sonst voller
Eignung für den Dienst zufolge amtsärztlich
festgestellter körperlicher Behinderung nicht zu-
mutbar ist, durch den Nachweis von Kenntnissen
oder Fähigkeiten anderer Art ersetzt werden
kann.

(5) Dienstprüfungen sind schriftlich und
mündlich abzuhalten. In den Prüfungsvor-
schriften kann jedoch, wenn und soweit dies
wegen der Besonderheit der dienstlichen Ver-
wendung bestimmter Gruppen von Bundes-
beamten erforderlich ist, angeordnet werden,
daß an Stelle der schriftlichen Prüfung oder im
Anschluß an diese eine praktische Prüfung abzu-
halten ist.

§ 9. (1) Bundesbeamte sind zur Ablegung einer
Dienstprüfung zuzulassen, wenn sie, abgesehen
von der Prüfung, die Anstellungserfordernisse
für den Dienstzweig, für den die Prüfung be-
stimmt ist, erfüllen und die in der Dienstzweige-
ordnung vorgeschriebene Verwendungszeit zu-
rückgelegt haben.

(2) Die Prüfung kann, wenn für die Erlangung
eines Dienstpostens des Dienstzweiges, für den
sie bestimmt, ist, eine bestimmte Dienstzeit vor-
geschrieben ist, schon im letzten Jahre dieser
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Dienstzeit — jedoch nicht vor Ablauf der in der
Dienstzweigeordnung für die Prüfung vorge-
schriebenen Zeit der Verwendung im Dienst-
zweig — abgelegt werden.

§ 10. Ergibt sich aus den Besonderheiten eines
Dienstzweiges die Notwendigkeit, einen Aus-
bildungslehrgang einzurichten, so können in den
Prüfungsvorschriften nähere Bestimmungen
über die Einrichtung, Leitung und Durchfüh-
rung eines Ausbildungslehrganges, über die Zu-
lassung zu diesem, den Gegenstand und die
Dauer der Ausbildung sowie über die Zulassung
zu der der Beendigung des Lehrganges folgenden
Dienstprüfung erlassen werden.

§ 11. (1) Prüfungstermine sind mindestens
zwei Monate vor dem ersten Tag der Prüfungen
im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' zu verlaut-
baren. Bei Prüfungskommissionen, deren Zu-
ständigkeit sich nicht auf Wien erstreckt, genügt
eine Verlautbarung in dem dem ,Amtsblatt zur
Wiener Zeitung' entsprechenden Kundmachungs-
organ des betreffenden Bundeslandes.

(2) Eine Verlautbarung der Prüfungstermine
ist nicht erforderlich, wenn die Bekanntmachung
der Prüfungstermine in anderer geeigneter
Weise gewährleistet ist.

(3) Die Zulassung zur Prüfung ist im Dienst-
wege bei der für die Prüfung eingerichteten
Prüfungskommission spätestens sechs Wochen
vor dem Prüfungstag schriftlich zu beantragen.
Wird ein Prüfungstermin nicht mindestens all-
jährlich anberaumt, so ist nach Einlangen eines
Ansuchens um Zulassung zur Prüfung ein
Prüfungstermin derart festzusetzen, daß der
Prüfungswerber die Prüfung spätestens sechs
Monate nach seinem Ansuchen um Zulassung
abgeschlossen haben kann.

(4) Wird dem Prüfungswerber in der
Prüfungsvorschrift die Wahl zwischen mehreren
Fachgebieten eingeräumt, so ist das gewählte
Fachgebiet in dem Antrag auf Zulassung zur
Prüfung anzuführen.

§ 12. (1) Die Dienstbehörde des Prüfungs-
werbers hat den Antrag auf Zulassung zur
Prüfung unter Anschluß eines Auszuges aus dem
Standesausweis unverzüglich an die Prüfungs-
kommission weiterzuleiten. Der Auszug aus dem
Standesausweis hat die die Person und die dienst-
rechtliche Stellung des Prüfungswerbers be-
treffenden Angaben, seine Vorbildung und die
Art und Dauer seiner bisherigen Verwendung
zu enthalten.

(2) Wird der Dienstbehörde des Prüfungs-
werbers in der Prüfungsvorschrift die Wahl
eines aus mehreren Fachgebieten auszuwählen-
den Fachgebietes für die Prüfung eingeräumt,
so ist dieses Fachgebiet der Prüfungskommission
bei der Weiterleitung des Antrages mitzuteilen.

(3) Über die Zulassung zur Prüfung hat der
Vorsitzende der Prüfungskommission zu ent-

scheiden. Gegen diese Entscheidung ist die Be-
rufung an die Behörde, die die Prüfungsvor-
schrift erlassen hat (§ 18), zulässig. Wurde die
betreffende Prüfungsvorschrift von der Bundes-
regierung erlassen, so ist das Bundeskanzleramt
zur Entscheidung über die Berufung zuständig.
Auf das Verfahren über die Zulassung zur
Prüfung sind die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, BGBl.
Nr. 172, anzuwenden. Der Prüfungstag für die
schriftliche, praktische und mündliche Prüfung
ist so festzusetzen, daß der Zeitpunkt der je-
weiligen Prüfung dem Prüfungswerber zwei
Wochen vorher bekannt ist.

(4) Bis zum Beginn der Prüfung kann der
Prüfungswerber von der Prüfung zurücktreten.
Einem Rücktritt ist das Nichterscheinen des
Prüfungswerbers oder ein derart verspätetes
Erscheinen, daß die Prüfung nicht mehr abge-
halten werden kann, gleichzuhalten.

(5) Ist ein Prüfungswerber aus Gründen, die
er nicht verschuldet hat, außerstande, am fest-
gesetzten Tage zur Prüfung zu erscheinen, diese
fortzusetzen oder zu beenden, so hat der Vor-
sitzende des Prüfungssenates (§ 14) auf Ansuchen
des Prüfungswerbers die Ablegung oder die
Fortsetzung der Prüfung an einem späteren
Tage, wenn dies jedoch nicht möglich ist, zum
nächsten Prüfungstermin, zu gestatten. Im Falle
einer Unterbrechung der Prüfung ist der
Prüfungsteil (schriftliche, praktische oder münd-
liche Prüfung), in welchem die Prüfung unter-
brochen wurde, zur Gänze zu wiederholen.

§ 13. (1) Für jede Dienstprüfung sind von der
Behörde, die die betreffende Prüfungsvorschrift
zu erlassen hat (§ 18), eine, nach Bedarf auch
mehrere Prüfungskommissionen zu errichten.
Wurde die betreffende Prüfungsvorschrift von
der Bundesregierung erlassen, so ist das Bundes-
kanzleramt zur Errichtung der Prüfungskom-
mission zuständig.

(2) In den Prüfungsvorschriften sind als Sitz
der Prüfungskommission die Behörde, die die
Prüfungsvorschrift erlassen hat (§ 18), sofern es
jedoch der Zweckmäßigkeit und Kostenersparnis
oder der Vereinfachung der Verwaltung dient,
ein Amt der Landesregierung oder eine Dienst-
stelle, die einem Bundesministerium unmittelbar
nachgeordnet ist, zu bestimmen; im letzten Fall
ist der örtliche Wirkungsbereich der Prüfungs-
kommission festzusetzen. Wurde die betreffende
Prüfungsvorschrift von der Bundesregierung er-
lassen, so ist das Bundeskanzleramt als Behörde
im Sinne des ersten Satzes anzusehen.

(3) Die örtliche Zuständigkeit der Prüfungs-
kommission richtet sich nach dem Dienstort des
Prüfungswerbers. In Ausnahmefällen, insbeson-
dere bei Vorliegen wichtiger dienstlicher Gründe
oder bei großer Entfernung des Dienstortes des
Prüfungswerbers vom Sitz der Prüfungskom-
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mission, hat das für den Prüfungswerber zu-
ständige Bundesministerium für die Ablegung
der Prüfung eine andere Prüfungskommission zu
bestimmen.

(4) Die Voraussetzungen für die Bestellung
zum Mitglied der Prüfungskommission sind in
den Prüfungsvorschriften unter Bedachtnahme
auf die Prüfungsfächer festzulegen. Der Vor-
sitzende jeder Prüfungskommission (jedes Prü-
fungssenates) muß Beamter des Höheren Dienstes
oder einer gleichwertigen Verwendungsgruppe,
der Prüfungskommissär für die im § 8 Abs. 2
lit. a genannten Prüfungsgegenstände muß
rechtskundig sein. Steht ein Beamter des
Höheren Dienstes nicht zur Verfügung, so hat
der Vorsitzende der höchsten verfügbaren Ver-
wendungsgruppe anzugehören.

(5) Der Vorsitzende der Prüfungskommission
sowie die erforderliche Anzahl seiner Stellver-
treter und die übrigen Mitglieder der Prüfungs-
kommission sind durch den Bundesminister, in
dessen Wirkungsbereich die Prüfungskommission
errichtet wurde, im Falle des § 18 Abs. 2 durch
den Präsidenten des Nationalrates, auf die Dauer
von fünf Kalenderjahren zu bestellen. In den
Prüfungsvorschriften kann jedoch vorgesehen
werden, daß in den Fällen, in denen nach Abs. 2
als Sitz der Prüfungskommission eine einem
Bundesministerium unmittelbar nachgeordnete
Behörde bestimmt ist, der Leiter der Behörde,
bei der die Prüfungskommission ihren Sitz hat,
mit der Bestellung des Vorsitzenden, der Stell-
vertreter und der Mitglieder der Prüfungskom-
mission betraut wird. Scheidet ein Mitglied der
Prüfungskommission aus oder ist es aus anderen
Gründen notwendig, die Prüfungskommission
zu ergänzen, so sind die neu zu bestellenden
Mitglieder für den Rest der Funktionsdauer zu
bestellen.

(6) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder
der Prüfungskommission sind in Ausübung
dieses Amtes unabhängig und selbständig.

(7) Die Mitgliedschaft zu einer Prüfungskom-
mission ruht bei Einleitung eines Disziplinar-
verfahrens wegen eines Dienstvergehens bis zu
dessen rechtskräftigem Abschluß, bei Suspen-
dierung vom Dienst, bei Außerdienststellung,
während eines Urlaubes von mehr als drei Mo-
naten und der Ableistung des ordentlichen
oder des außerordentlichen Präsenzdienstes.

(8) Mitglieder der Prüfungskommission sind
vor Ablauf ihrer Funktionsdauer abzuberufen,
wenn

1. sie es verlangen,

2. ihre geistige oder körperliche Eignung nicht
mehr gegeben ist,

3. infolge eines Wechsels ihres Dienstortes oder
ihrer Verwendung mit der weiteren Tätigkeit
als Prüfungskommissär eine Behinderung in
der Erfüllung ihrer dienstlichen Verpflichtun-
gen oder die Entstehung vermeidbarer Kosten
verbunden wäre,

4. sie trotz Aufforderung unentschuldigt an drei
Prüfungen nicht teilgenommen haben,

5. über sie rechtskräftig eine Disziplinarstrafe
verhängt wurde,

6. die Voraussetzungen für ihre Bestellung nicht
mehr bestehen.

(9) Mitglieder der Prüfungskommission
können abberufen werden, wenn sie aus dem
Dienststand ausscheiden.

(10) Für die Sacherfordernisse und für die Be-
sorgung der Kanzleigeschäfte, die mit der Prü-
fung verbunden sind, ist bei der Behörde vorzu-
sorgen, bei der die Prüfungskommission errichtet
ist.

§ 14. (1) Die Prüfungen sind, soweit in der
Dienstzweigeordnung nichts anderes bestimmt
ist, von Prüfungssenaten abzuhalten. Die Prü-
fungssenate sind vom Vorsitzenden der Prü-
fungskommission zu bilden.

(2) Jeder Prüfungssenat hat aus dem Vor-
sitzenden der Prüfungskommission oder einem
seiner Stellvertreter und aus mindestens zwei
Prüfungskornmissären zu bestehen.

§ 15. (1) Die schriftliche Prüfung ist unter
Aufsicht abzuhalten. Der aufsichtsführende
Beamte ist vom Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission zu bestimmen. In den Prüfungs-
vorschriften ist die Höchstdauer der schriftlichen
Prüfung unter Bedachtnahme auf die zu lösen-
den Aufgaben festzusetzen.

(2) Die Themen der schriftlichen Prüfung sind
von dem Mitglied des Prüfungssenates, das für
die Prüfung; des betreffenden Gegenstandes be-
stimmt ist, im Einvernehmen mit dem Vor-
sitzenden der Prüfungskommission oder einem
von diesem beauftragten Stellvertreter zu be-
stimmen, wobei gleichzeitig die für die Behand-
lung der Themen notwendigen Behelfe festzu-
legen sind. Die Benützung ariderer Behelfe ist
nicht zulässig.

(3) In den Fällen, in denen der Prüfung ein
Ausbildungslehrgang vorangeht (§ 10), kann in
der Prüfungsvorschrift vorgesehen werden, daß
das Thema der schriftlichen Prüfung vom Vor-
tragenden dieses Lehrganges bestimmt wird.

§ 16. (1) Bei der mündlichen Prüfung ist der
Prüfungswerber aus den einzelnen Gegenstän-
den von den vom Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission hiefür bestimmten Prüfungskom-
missären zu prüfen. Der Vorsitzende des Prü-
fungssenates ist berechtigt, Fragen aus allen
Prüfungsgegenständen zu stellen.



1250 60. Stück — Ausgegeben am 7. August 1970 — Nr. 243

(2) Bei der praktischen Prüfung haben — so-
fern die Prüfungsvorschrift nicht die Anwesen-
heit aller Mitglieder anordnet — die Prüfungs-
kommissäre anwesend zu sein, deren Fachgebiete
Gegenstand der praktischen Prüfung sind.

(3) Bei der mündlichen Prüfung sind öffent-
lich Bedienstete des Dienststandes als Zuhörer
zugelassen.

(4) Bei der Durchführung der Prüfung ist auf
Behinderungen des Prüflings soweit billige Rück-
sicht zu nehmen, als dies mit dem Prüfungs-
zweck vereinbar ist.

§ 17. (1) Ober das Ergebnis der Dienstprü-
fung hat der Prüfungssenat in geheimer Be-
ratung mit Stimmenmehrheit zu beschließen.
Der Vorsitzende des Prüfungssenates hat seine
Stimme zuletzt abzugeben. Im Falle der Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden
den Ausschlag.

(2) Hat die Mehrheit der Mitglieder des Prü-
fungssenates die Überzeugung gewonnen, daß
der Prüfungswerber die erforderlichen Kennt-
nisse und Fähigkeiten aufweist, so ist die Prü-
fung bestanden. Haben alle Mitglieder des
Prüfungssenates die Überzeugung gewonnen,
daß der Prüfungswerber die erforderlichen
Kenntnisse und Fähigkeiten aufweist, und ist
die Mehrheit der Mitglieder des Prüfungssenates
der Auffassung, daß der Prüfungserfolg in ein-
zelnen Gegenständen als ausgezeichnet zu be-
werten ist, so sind der Angabe des Prüfungs-
erfolges die Worte ,mit Auszeichnung aus . . . '
beizufügen.

(3) Hat nicht die Mehrheit der Mitglieder des
Prüfungssenates ausreichende Beherrschung des
Prüfungsstoffes durch den Prüfungswerber fest-
gestellt, so hat dieser die Prüfung nicht bestan-
den. In diesem Falle kann die Prüfung nach
sechs Monaten wiederholt werden. Gelangt der
Prüfungssenat auf Grund der festgestellten
Wissenslücken jedoch zu der Auffassung, daß
dieser Zeitraum nicht ausreicht, um die fehlen-
den Kenntnisse zu erwerben, so kann er be-
stimmen, daß die Ablegung der Wiederholungs-
prüfung erst nach einem längeren Zeitraum, der
zwölf Monate nicht übersteigen darf, zulässig
ist.

(4) Ober die bestandene Prüfung ist dem
Prüfungswerber ein Zeugnis auszustellen, in dem
der Prüfungstag und der Prüfungserfolg ange-
führt werden und das von allen Mitgliedern des
Prüfungssenates zu unterfertigen ist. In den
Prüfungsvoschriften können nähere Bestim-
mungen über die Anführung von Prüfungs-
gegenständen im Zeugnis erlassen werden.

(5) Hat ein Prüfungswerber die Prüfung nicht
bestanden, so ist er von dem Beschluß des
Prüfungssenates (Abs. 3) in Kenntnis zu setzen.

(6) Wird die Prüfung auch bei Wiederholung
nicht mit Erfolg bestanden, so kann die oberste
Dienstbehörde dem Prüfungswerber bei Vor-
liegen berücksichtigungswürdiger Umstände die
Bewilligung erteilen, die Prüfung neuerlich,
jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres seit der
letzten Prüfung abzulegen. Eine weitere Wieder-
holung der Prüfung ist unzulässig.

§ 18. (1) Verordnungen auf Grund dieses
Bundesgesetzes sind bei Prüfungen, die den
Wirkungsbereich
1. nur eines Bundesministeriums betreffen, von

diesem im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt,

2. mehrerer Bundesministerien betreffen, vom
Bundeskanzleramt im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien,

3. aller Bundesministerien betreffen, von der
Bundesregierung

zu erlassen.

(2) Soweit Prüfungen nur für Verwendungen
im Bereich der Kanzlei des Präsidenten des
Nationalrates in Betracht kommen, sind die be-
treffenden Verordnungen vom Präsidenten des
Nationalrates zu erlassen.

N a c h s i c h t v o n A n s t e l l u n g s -
e r f o r d e r n i s s e n

§ 19. (1) Der Mangel eines in der Dienst-
zweigeordnung festgesetzten Erfordernisses
kann aus dienstlichen Gründen nachgesehen
werden, wenn ein gleich geeigneter Bewerber,
der allen Erfordernissen entspricht, nicht vor-
handen ist und nicht in besonderen Vorschriften
oder in der Dienstzweigeordnung die Erteilung
einer Nachsicht ausgeschlossen ist.

(2) Zur Nachsichterteilung ist, wenn sie ein
Erfordernis eines Dienstzweiges der Verwen-
dungsgruppen E, D oder C oder den Ersatz
eines Erfordernisses eines Dienstzweiges der
Verwendungsgruppen B oder A durch ein
anderes, in der Dienstzweigeordnung für einen
anderen Dienstzweig derselben Verwendungs-
gruppe vorgesehenes Erfordernis betrifft, das
zuständige Bundesministerium im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzleramt, in den übrigen
Fällen die Bundesregierung auf Antrag des zu-
ständigen Bundesministeriums berufen; dieser
Antrag bedarf des Einvernehmen« mit dem
Bundeskanzleramt.

(3) Zuständiges Bundesministerium im Sinne
des Abs. 2 ist das Bundesministerium, in dessen
Verwaltungsbereich der Dienstposten verliehen
werden soll.

D i e n s t r a n g

§ 20, (1) Der Dienstrang eines Beamten richtet
sich nach der Dauer der innerhalb seiner Ver-
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wendungsgruppe und Dienstklasse tatsächlich
zurückgelegten Dienstzeit, soweit sie für die
Vorrückung in der Dienstklasse maßgebend ist.
In der niedrigsten für die Verwendungsgruppe
des Beamten in Betracht kommenden Dienst-
klasse ist dieser Dienstzeit die tatsächliche
Dienstzeit gleichzuhalten, die der Beamte in
einem vertraglichen Dienstverhältnis zum Bund
in einer gleichwertigen Entlohnungsgruppe oder
in einem Dienstverhältnis zu einer anderen Ge-
bietskörperschaft in einer gleichwertigen Ver-
wendungs(Entlohnungs)gruppe verbracht hat.

(2) Bei Personen, die unmittelbar in eine
höhere als die niedrigste für die Verwendungs-
gruppe des Beamten in Betracht kommende
Dienstklasse aufgenommen werden oder die von
einer Besoldungsgruppe in eine andere über-
stellt werden, ist der Dienstrang bei der Er-
nennung zu bestimmen. Auf die Bestimmungen
des Abs. 1 und auf die durchschnittlichen Rang-
verhältnisse in der Verwendungsgruppe und der
Dienstklasse, in die der Beamte ernannt wird,
ist Bedacht zu nehmen.

(3) Insoweit sich nicht schon hieraus eine be-
stimmte Rangfolge ergibt, sind für deren Be-
urteilung der Reihe nach folgende Umstände
maßgebend:
1. das Rangverhältnis in der nächstniedrigeren

Dienstklasse derselben Verwendungsgruppe,
2. die Dauer der für die Ruhegenußbemessung

anrechenbaren Bundesdienstzeit,
3. die Dauer einer nichtanrechenbaren tatsäch-

lich zurückgelegten Bundesdienstzeit,
4. das Lebensalter.

(4) Der Beamte kann erklären, daß Umstände,
die nach den Abs. 1 bis 3 für die Bestimmung
seines Dienstranges maßgebend sind, unberück-
sichtigt bleiben sollen (Rangverzicht). Der Rang-
verzicht muß schriftlich erklärt werden und be-
darf der Genehmigung der Dienstbehörde. Der
Beamte ist auf Grund des Rangverzichtes derart
zu reihen, daß die Umstände, auf die sich der
Rangverzicht bezieht, außer Betracht bleiben.
Der Rangverzicht ist unwiderruflich.

(5) Die Beamten eines Personalstandes sind im
Personalstandesverzeichnis nach Dienstzweigen
und Dienstklassen und innerhalb der Dienst-
klassen nach ihrer Rangfolge zu reihen. Die
Personalstandesverzeichnisse sind jährlich mit
1, Jänner abzuschließen; den Beamten ist auf
Verlangen Einsicht zu gewähren, Werden die
Personalstandesverzeichnisse vervielfältigt, so
sind sie den Beamten auf Verlangen gegen Er-
satz der Kosten auszufolgen.

F e s t s e t z u n g d e r Z a h l d e r D i e n s t -
p o s t e n

§ 21. (1) Die Zahl der Dienstposten der Be-
amten ist innerhalb der Dienstpostenstände

getrennt nach Besoldungsgruppen und Verwen-
dungsgruppen, ferner

a) bei Beamten der Allgemeinen Verwaltung,
Beamten in handwerklicher Verwendung
und Berufsoffizieren nach Dienstzweigen
und Dienstklassen,

b) bei Richtern und staatsanwaltschaftlichen
Beamten nach Standesgruppen,

c) bei Lehrern nach Schularten und getrennt
nach Leitern, Fachvorständen, Direktor-
Stellvertretern, Erziehungsleitern und
Lehrern,

d) bei Wachebeamten nach Dienstzweigen,
Dienstklassen und Dienststufen

durch das Bundesfinanzgesetz (Dienstpostenplan)
festzusetzen. Es kann jedoch in den Verwen-
dungsgruppen A und H 1 die Zahl der Dienst-
posten der Dienstklassen III bis VI, in den Ver-
wendungsgruppen B, W 1 und H 2 die Zahl
der Dienstposten der Dienstklassen II bis V und
in den Verwendungsgruppen C, D, E, P 1 bis
P 6, W 2 und W 3 die Zahl der Dienstposten
der Dienstklassen I bis III gemeinsam festgesetzt
werden.

(2) Die Verleihung eines Dienstpostens, für
den auf die im Abs. 1 angegebene Weise nicht
vorgesorgt ist, ist unzulässig.

(3) Inwieweit Personalstände aufgeteilt oder
zusammengezogen werden und auf Rechnung
eines Dienstpostens ein anderer Dienstposten
besetzt werden kann, bestimmt der Dienst-
postenplan.

E r n e n n u n g auf e i n e n a n d e r e n
D i e n s t p o s t e n

§ 22. (1) Die Verleihung des Dienstpostens
eines anderen Dienstzweiges oder einer höheren
Dienstklasse erfolgt durch Ernennung.

(2) Ernennungen auf einen Dienstposten einer
höheren Dienstklasse (Beförderungen), auf einen
Dienstposten einer höheren Standesgruppe, auf
einen Dienstposten eines Leiters einer Unter-
richtsanstalt, eines Fachvorstandes, eines Direk-
tor-Stellvertreters oder eines Erziehungsleiters
und auf einen Dienstposten einer höheren
Dienststufe sind mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
oder 1. Juli vorzunehmen, Ernennungen außer-
halb dieser Termine sind zulässig, wenn wichtige
dienstliche Rücksichten dies erfordern.

(3) Eine rückwirkende Ernennung ist, soweit
nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt
wird, rechtsunwirksam.

(4) Die rückwirkende Ernennung eines Be-
amten, der vom Dienst suspendiert oder gegen
den ein Verfahren eingeleitet ist, das seine Vor-
rückung in höhere Bezüge aufschiebt, kann unter
Offenhalten des Dienstpostens von der Stelle,
der die Verleihung des Dienstpostens zusteht,
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durch Bescheid vorbehalten werden. Wird die
Suspendierung ohne Einleitung eines die Vor-
rückung in höhere Bezüge aufschiebenden Ver-
fahrens aufgehoben oder endet das Verfahren
durch Einstellung, Freispruch oder durch Ver-
hängung einer Ordnungsstrafe, so kann inner-
halb dreier Monate die vorbehaltene Ernennung
mit Rückwirkung bis zum Tage des Vorbehaltes
vollzogen werden.

Ü b e r s t e l l u n g in e i n e a n d e r e Ver -
w e n d u n g s g r u p p e

§ 23. (1) Die Überstellung in eine andere Ver-
wendungsgruppe erfolgt durch Ernennung auf
einen Dienstposten der anderen Verwendungs-
gruppe. Sie ist nur zulässig, wenn der Beamte
den Bedingungen für die Erlangung eines solchen
Dienstpostens entspricht. Die Überstellung in
eine niedrigere Verwendungsgruppe bedarf der
schriftlichen Zustimmung des Beamten.

(2) Die Zulassung zu einer Dienstprüfung, von
deren erfolgreicher Ablegung die Überstellung
in eine höhere Verwendungsgruppe abhängt
oder die als Bedingung für den weiteren Aufstieg
in der höheren Verwendungsgruppe vorgesehen
ist, darf keinem Beamten verweigert werden,
der die allgemeinen Bedingungen für die Zulas-
sung zu der Dienstprüfung erfüllt. Ein Recht auf
die Oberstellung in die höhere Verwendungs-
gruppe kann aus dem Ablegen der Dienstprü-
fung nicht abgeleitet werden. Jedoch sind solche
Beamte bei der Besetzung freigewordener Dienst-
posten der höheren Verwendungsgruppe bei
sonst gleicher Eignung vorzugsweise zu berück-
sichtigen.

(3) Wird ein Beamter in eine höhere Verwen-
dungsgruppe überstellt, ohne die hiefür vorge-
schriebene Dienstprüfung abgelegt zu haben (§ 7
Abs. 5), und erfüllt er die ihm auferlegte Ver-
pflichtung, die Prüfung nachträglich abzulegen,
innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht, so kann
er ohne seine Zustimmung in seine frühere Ver-
wendungsgruppe zurücküberstellt werden; aus
berücksichtigungswürdigen Gründen kann die
Frist erstreckt werden.

N a t u r a l b e z ü g e

§ 24. (1) Dienstwohnung ist eine Wohnung,
die dem Beamten im Rahmen des Dienstverhält-
nisses beigestellt wird und die der Beamte zwecks
ordnungsgemäßer Ausübung seines Dienstes be-
ziehen muß. Jede andere Wohnung, die dem
Beamten im Rahmen des Dienstverhältnisses zur
Benützung überlassen wird, ist eine Naturalwoh-
nung. Die Gewährung oder der Entzug des Be-
nützungsrechtes an einer Dienst- oder Natural-
wohnung hat durch Bescheid zu erfolgen.

(2) Durch die Überlassung einer Dienst- oder
Naturalwohnung an einen Beamten wird ein
Bestandsverhältnis nicht begründet.

(3) Der Beamte hat auf Verlangen der Dienst-
behörde die Dienst- oder Naturalwohnung
innerhalb der ortsüblichen Frist zu räumen,
wenn sein Dienstverhältnis aufgelöst wird oder
eine Änderung seiner Dienstverwendung ein-
tritt. Der Beamte hat auf Verlangen der Dienst-
behörde die Naturalwohnung innerhalb der
ortsüblichen Frist auch dann zu räumen, wenn
sie auf eine Art verwendet werden soll, die in
höherem Maße den Interessen der Verwaltung
dient als die gegenwärtige Verwendung; ob diese
Voraussetzung zutrifft, entscheidet im Zweifel
das Bundesministerium, dem die Verwaltung der
Naturalwohnung untersteht. Die Räumungsfrist
kann, wenn es das dienstliche Interesse erfordert,
bis auf einen Monat herabgesetzt werden. Eine
Verlängerung der Räumungsfrist bis auf insge-
samt ein Jahr ist zulässig, wenn der Beamte
glaubhaft macht, daß es ihm nicht gelungen ist,
innerhalb der Räumungsfrist eine Wohnung zu
erhalten.

(4) Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß auch für
Grundstücke (Hausgärten), die dem Beamten auf
Grund seines dienstlichen Verhältnisses zur Ver-
fügung gestellt wurden und weiters dann, wenn
ein Beamter nach der Versetzung in den Ruhe-
stand oder nach Auflösung des Dienstverhält-
nisses oder wenn seine Hinterbliebenen oder
dritte Personen nach dem Ableben des Beamten
im Genüsse der ihm zur Verfügung gestellten
Dienst- oder Naturalwohnung oder in der Be-
nützung des Hausgartens oder eines sonstigen
Grundstückes belassen werden.

(5) Dienstkleider, Dienstabzeichen und sonstige
Sachbehelfe werden den Beamten nach Maßgabe
des dienstlichen Bedarfes beigestellt. Der beteilte
Beamte haftet für Verlust oder Beschädigung,
wenn sie durch Vorsatz oder grobe Fahrlässig-
keit verursacht sind. Der Ersatz des Schadens ist
in Geld zu leisten und wird von dem Gehalt des
Beamten im Abzugswege hereingebracht.

(6) Nähere Bestimmungen zu den Abs. 1 bis 5
kann die Bundesregierung erlassen.

(7) Inwieweit Beamte zum Tragen einer Uni-
form oder sonstiger Dienstkleider berechtigt
oder verpflichtet sind, bestimmen die vom zu-
ständigen Bundesministerium im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzleramt erlassenen Vorschrif-
ten. In diesen Vorschriften wird auch das Recht
der Beamten zum Tragen der Uniform oder
eines sonstigen Dienstkleides in und außer
Dienst und im Ausland sowie das Recht des
Beamten des Ruhestandes zum Tragen der Uni-
form geregelt. Die Uniformen genießen den ge-
setzlichen Schutz."

2. § 26 b Abs. 2 lautet:

„(2) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 5 bis 7
sind auf Beamte in handwerklicher Verwendung
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mit der Abweichung anzuwenden, daß die Ver-
wendungsgruppen P 4 bis P 6 der Verwendungs-
gruppe E und die Verwendungsgruppen P 1 bis
P 3 der Verwendungsgruppe D entsprechen."

3. § 26 c entfällt.

4. Dem § 26 d Abs. 2 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Dieser Nachweis ist ohne Einschränkung zuläs-
sig, wenn der Lehrbrief vor dem 11. April 1939
in einem Industriebetrieb erworben wurde."

5. § 31 lautet:

„ D i e n s t r a n g

§ 31. Für die Bestimmung des Dienstranges der
staatsanwaltschaftlichen Beamten gelten die Vor-
schriften des § 20 mit der Abweichung, daß an
die Stelle der Verwendungsgruppe und Dienst-
klasse die Standesgruppe tritt."

6. § 34 entfällt.

7. Die Abs. 4 und 6 des § 35 entfallen; der bis-
herige Abs. 5 erhält die Absatzbezeichnung „(4)".

8. § 36 Abs. 3 entfällt.

9. § 37 Abs. 3 entfällt; die Abs. 4 und 5 er-
halten die Absatzbezeichnung „(3)" und „(4)".

10. An die Stelle der §§ 33 bis 41 b treten
folgende Bestimmungen:

„§ 38. (1) Vom Mangel eines in der Lehrer-
Dienstzweigeordnung festgesetzten Erfordernisses
kann aus dienstlichen Gründen Nachsicht gewährt
werden, wenn ein gleichgeeigneter Bewerber, der
allen Erfordernissen entspricht, nicht vorhanden
ist, wenn die Erteilung des Unterrichtes ander-
weitig nicht gewährleistet ist und nicht in beson-
deren Vorschriften oder in der Lehrer-Dienst-
zweigeordnung die Erteilung einer Nachsicht aus-
geschlossen ist.

(2) Zur Nachsichterteilung ist, wenn sie den
Ersatz eines Erfordernisses eines Dienstzweiges
durch ein anderes in der Lehrer-Dienstzweige-
ordnung für einen anderen Dienstzweig derselben
Verwendungsgruppe vorgesehenes Erfordernis be-
trifft, das zuständige Bundesministerium im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt, in den
übrigen Fällen die Bundesregierung auf Antrag
des zuständigen Bundesministeriums berufen; die-
ser Antrag bedarf des Einvernehmens mit dem
Bundeskanzleramt.

(3) Zuständiges Bundesministerium im Sinne
des Abs. 2 ist das Bundesministerium, in dessen
Verwaltungsbereich der Dienstposten verliehen
werden soll.

D i e n s t r a n g

§ 39. Der Dienstrang der Lehrer richtet sich
nach der für die Vorrückung maßgebenden Zeit.
Die Bestimmungen des § 20 Abs. 2 bis 5 sind an-
zuwenden.

A b s c h n i t t III b

Sonderbestimmungen für Beamte des Schul-
aufsichtsdienstes

D i e n s t z w e i g e u n d A m t s t i t e l

§ 40. (1) Jeder Dienstzweig ist einer der fol-
genden Verwendungsgruppen zuzuweisen:

a) der Verwendungsgruppe S 1 für Landes-
schulinspektoren,

b) der Verwendungsgruppe S 2 für Berufs-
schulinspektoren,

c) der Verwendungsgruppe S 3 für Bezirks-
schulinspektoren .

(2) Die Beamten des Schulaufsichtsdienstes füh-
ren die im Abs. 1 für ihre Verwendungsgruppe
vorgesehene Bezeichnung als Amtstitel.

D i e n s t r a n g

§ 41. Der Dienstrang der Beamten des Schul-
aufsichtsdienstes richtet sich nach der Dauer der
innerhalb ihrer Verwendungsgruppe tatsächlich
zurückgelegten Dienstzeit, soweit sie für die Vor-
rückung maßgebend ist. Die Bestimmungen des
§ 20 Abs. 2 bis 5 sind anzuwenden."

11. Die Abs. 3 und 5 des § 42 a entfallen; der
bisherige Abs. 4 erhält die Absatzbezeichnung
„(3)".

12. § 42 c lautet:

„§ 42 c. (1) Vom Mangel eines in der Dienst-
zweigeordnung festgesetzten Erfordernisses kann
aus dienstlichen Gründen Nachsicht gewährt wer-
den, wenn ein gleichgeeigneter Bewerber dessel-
ben Wachekörpers, der allen Erfordernissen ent-
spricht, nicht vorhanden ist.

(2) Zur Nachsichterteilung ist, wenn sie den
Einsatz eines Erfordernisses eines Dienstzweiges
durch ein anderes in der Dienstzweigeordnung
für einen anderen Dienstzweig derselben Ver-
wendungsgruppe vorgesehenes Erfordernis be-
trifft, das zuständige Bundesministerium im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt, in den
übrigen Fällen die Bundesregierung auf Antrag
des zuständigen Bundesministeriums berufen;
dieser Antrag bedarf des Einvernehmens mit dem
Bundeskanzleramt.

(3) Zuständiges Bundesministerium im Sinne
des Abs. 2 ist das Bundesministerium, in dessen
Verwaltungsibereich der Dienstposten verliehen
werden soll.
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(4) Bei Übernahme eines Wachebeamten in
einen anderen Wachekörper kann, sofern sich aus
diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt, der
für den neuen Wachekörper zuständige Bundes-
minister bestimmen, inwieweit die im neuen
Wachekörper für die betreffende Verwendungs-
gruppe vorgeschriebene Ausbildung durch die im
bisherigen Wachekörper für dieselbe oder eine
höhere Verwendungsgruppe zurückgelegte Aus-
bildung ersetzt wird."

13. Nach § 42 c wird folgender § 42 d einge-
fügt:

„ D i e n s t r a n g

§ 42 d. Die Vorschriften des § 20 sind mit der
Abweichung anzuwenden, daß bei dienstführen-
den Beamten an die Stelle der Dienstklasse die
Dienststufe tritt und daß sich der Dienstrang bei
leitenden Beamten der Dienstklassen II und III
nach der gesamten Dienstzeit in der Verwen-
dungsgruppe W 1 und bei eingeteilten Beamten
nach der gesamten Dienstzeit als Beamter der
Verwendungsgruppe W 3, als Vertragsbediensteter
des Wachedienstes, als zeitverpflichteter Soldat
und als gemäß § 11 des Wehrgesetzes in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 185/1966 zur
Ausübung einer Unteroffiziersfunktion herange-
zogener Beamter oder Vertragsbediensteter rich-
tet."

14. Die Abs. 3 und 5 des § 44 entfallen; der
bisherige Abs. 4 erhält die Absatzbezeichnung
„(3)".

15. § 45 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Bestimmungen des § 19 sind auf
Berufsoffiziere und zeitverpflichtete Soldaten mit
der Abweichung anzuwenden, daß die Verwen-
dungsgruppe H 1 der Verwendungsgruppe A, die
Verwendungsgruppe H 2 der Verwendungsgruppe
B, die Verwendungsgruppe H 3 der Verwen-
dungsgruppe D und die Verwendungsgruppe H 4
der Verwendungsgruppe E entspricht."

16. § 45 a Abs. 2 lautet:

„(2) Die Vorschriften des § 20 sind mit der
Abweichung anzuwenden, daß sich bei Berufs-
offizieren der Verwendungsgruppe H 2 der
Dienstklassen II und III der Dienstrang nach der
gesamten Dienstzeit in der Verwendungsgruppe
H 2 richtet."

17. § 45 b Abs. 3 lautet:

„(3) Die Bestimmungen des § 20 sind mit der
Abweichung anzuwenden, daß an die Stelle der
Dienstklasse die Dienststufe tritt."

Artikel II
(1) Die Anlage 2 (Obergangstabelle) bestimmt,

weiche Dienstzweige im Sinne des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes in der Fassung dieses Bundesge-
setzes den in der Dienstzweigeverordnung, BGBl.
Nr. 164/1948, welche durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 334/1965 auf Gesetzesstufe gehoben
wurde, in der zuletzt geltenden Fassung (in der
Folge kurz „Dienstzweigeverordnung" genannt)
festgesetzten Dienstzweigen entsprechen.

(2) Steht in der Anlage 2 einem bisher in der
Dienstzweigeverordnung vorgesehenen Dienst-
zweig kein neuer Dienstzweig gegenüber, so
dürfen ab dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes keine Ernennungen auf Dienstposten dieser
Dienstzweige vorgenommen werden. Für Beamte,
die bereits vorher auf einen Dienstposten eines
solchen Dienstzweiges ernannt worden sind, gel-
ten die für diesen Dienstzweig maßgebenden Be-
stimmungen der Dienstzweigeverordnung in der
zuletzt geltenden Fassung weiter.

Artikel III

(1) Definitive Beamte des bisherigen Dienst-
zweiges gelten als definitive Beamte des neuen
Dienstzweiges, in den der bisherige Dienstzweig
gemäß Anlage 2 übergeleitet wurde.

(2) Provisorische Beamte des bisherigen Dienst-
zweiges gelten als provisorische Beamte des neuen
Dienstzweiges, in den der bisherige Dienstzweig
gemäß Anlage 2 übergeleitet wurde. Bis längstens
zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes können die in die neuen Dienstzweige
übergeleiteten provisorischen Beamten die Defini-
tivstellungserfordernisse nach ihrer Wahl ent-
weder nach den zuletzt geltenden Bestimmungen
der Dienstzweigeverordnung oder nach den für
die neuen Dienstzweige geltenden Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes erfüllen. Nach Ablauf dieser
Frist können die Definitivstellungserfordernisse
nur mehr nach den für die neuen Dienstzweige
geltenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
erfüllt werden. Wird ein provisorischer Beamter
während dieser Jahresfrist auf einen Dienstposten
eines anderen Dienstzweiges ernannt, so hat er
die Definitivstellungserfordernisse nach den für
den neuen Dienstzweig geltenden Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes zu erfüllen; die Bestimmun-
gen des § 7 Abs. 4 des Gehaltsüberleitungsgesetzes
in der Fassung des Artikels I sind auf solche Be-
amte anzuwenden.

(3) Die durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/
1965 auf Gesetzesstufe gehobenen Prüfungsvor-
schriften für die in der Dienstzweigeverordnung
angeführten Dienstzweige sind so lange weiter als
Prüfungsvorschriften für die neuen Dienstzweige
anzuwenden, in die die bisherigen Dienstzweige
gemäß Anlage 2 übergeleitet wurden, bis die in
den neuen Dienstzweigen vorgesehenen Prüfungs-
vorschriften in Kraft treten.
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Artikel IV

Beamte, die auf Grund der Dienstzweigever-
ordnung berechtigt waren, einen höheren Amts-
titel zu führen, als er ihnen nach diesem Bundes-
gesetz zukommt, sind berechtigt, diesen Amts-
titel an Stelle des neuen Amtstitels weiterhin zu
führen.

Artikel V

Die Ablegung der Beamten-Aufstiegsprüfung
gemäß Anlage 1 Teil B Abschnitt II Abs. 4 und 5
wird durch einen bis zum 31. Juli 1972 erbrachten
Nachweis des allgemeinen Wissens gemäß der An-
lage 1 Teil B Abschnitt I Abs. 3 der Dienst-
zweigeverordnung ersetzt.

Artikel VI

Bedienstete inländischer Gebietskörperschaften,
die nicht Bundesbeamte sind, sind gemäß § 9
Abs. 1 des Gehaltsüberleitungsgesetzes in der Fas-
sung dieses Bundesgesetzes zu Dienstprüfungen
zuzulassen, wenn sie, abgesehen von der Prüfung,
die Anstellungserfordernisse für den Dienstzweig,
für den die Prüfung bestimmt ist, erfüllen, die
vorgeschriebene Verwendungszeit zurückgelegt
haben und die Ablegung der Prüfung für ihre
derzeitige oder angestrebte Verwendung vorge-
schrieben und nicht nach anderen Rechtsvor-
schriften zwingend vor einer anderen Prüfungs-
kommission abzulegen ist.

Artikel VII

Beamte, die bei den österreichischen Vertre-
tungsbehörden im Ausland Dienst versehen,
haben vor der Erlassung einer Verordnung nach
§ 6 Abs. 4 des Gehaltsüberleitungsgesetzes in der
Fassung dieses Bundesgesetzes für die Dauer dieser
Verwendung die ihnen nach der Dienstzweige-
verordnung in der zuletzt geltenden Fassung
während einer solchen Auslandsverwendung zu-
kommenden Amtstitel zu führen.

Artikel VIII

(1) Bis zum 31. Dezember 1970 wird das im
Abschnitt II des Teiles C der Heeresdienstzweige-
ordnung (Anlage zu Abschnitt IV a des Gehalts-
überleitungsgesetzes) vorgeschriebene Anstellungs-
erfordernis für den Dienstzweig

a) „10. Unteroffiziere des Truppendienstes"
durch die im Abschnitt II des Teiles C der
Heeresdienstzweigeordnung in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 235/1967
enthaltenen Anstellungserfordernisse für die
ehemaligen Dienstzweige Nr. 10, 11, 12, 14,
15, 17 oder 18,

b) „11. Unteroffiziere des technischen Dien-
stes" durch die im Abschnitt II des Teiles C
der Heeresdienstzweigeordnung in der Fas-

sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 235/1967
enthaltenen Anstellungserfordernisse für
die ehemaligen Dienstzweige Nr. 13 oder 16

ersetzt.

(2) Für die Zeit nach dem 31. Dezember 1970
wird die in der Anlage 1 beim Dienstzweig

a) „108. Mittlerer Dienst in der Heeresver-
waltung" unter den Anstellungs- bezie-
hungsweise Definitivstellungserfordernissen
angeführte Prüfung für Unteroffiziere des
Truppendienstes durch die in Abs. 1 lit. a
erwähnten Anstellungserfordernisse für die
ehemaligen Dienstzweige Nr. 10, 11, 14, 15
oder 17

b) „115. Mittlerer technischer Dienst" unter
den Anstellungs- beziehungsweise Definitiv-
stellungerfordernissen angeführte Prüfung
für Unteroffiziere des technischen Dienstes
durch die in Abs. 1 lit. b erwähnten An-
stellungserfordernisse für die ehemaligen
Dienstzweige Nr. 13 oder 16

c) „117. Mittlerer Verwaltungsdienst und
Kanzleidienst" unter den Anstellungs- be-
ziehungsweise Definitivstellungserforder-
nissen angeführte Prüfung für Unter-
offiziere des Truppendienstes durch die
in Abs. 1 lit. a erwähnten Anstellungser-
fordernisse für die ehemaligen Dienstzweige
Nr. 12 oder 18

ersetzt.

Artikel IX

Das für die Definitivstellung im Dienstzweig
„Höherer schulpsychologischer Dienst" vorge-
schriebene Erfordernis gilt auch für jene Beamte
als erfüllt, die bis zum 31. Dezember 1980 zum
Beamten dieses Dienstzweiges ernannt werden,
wenn sie unmittelbar vorher dem Dienstzweig
„Lehrer im pädagogisch-psychologischen Dienst"
(Dienstzweig Nr. 26 der Lehrer-Dienstzweige-
ordnung, Anlage zu Abschnitt III a des Gehalts-
überleitungsgesetzes) angehörten.

Artikel X

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
wird die Dienstzweigeverordnung in der zuletzt
geltenden Fassung aufgehoben, soweit nicht dieses
Bundesgesetz eine Weiteranwendung vorsieht.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind der Präsident des Nationalrates und jeder
Bundesminister insoweit betraut, als sie oberste
Dienstbehörde sind.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger
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Anlage 1

Anlage zu Abschnitt I des
Gehaltsüberleitungs-

gesetzes

DIENSTZWEIGEORDNUNG FÜR DIE BEAMTEN DER ALLGEMEINEN
VERWALTUNG

TEIL A

Höherer Dienst

A b s c h n i t t I
Zuweisung von Dienstposten zur Verwendungs-

gruppe A

Dienstposten der Verwendungsgruppe A sind
für Tätigkeiten vorzusehen, deren Verrichtung
eine durch ein abgeschlossenes Hochschulstudium
nachzuweisende Berufsvorbildung erfordert.

A b s c h n i t t II

Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen
Anstellungserfordernisse für die in die Verwen-

dungsgruppe A eingereihten Dienstzweige

(1) Erfordernis für die Anstellung ist der Ab-
schluß eines Hochschulstudiums der im Ab-
schnitt III bestimmten Richtungen.

(2) Der Abschluß eines Hochschulstudiums ist
durch die Erwerbung des Diplomgrades gemäß
§ 35 des Allgemeinen Hochschul-Studiengcsetzes,
BGBl. Nr. 177/1966, nachzuweisen.

(3) Bei Bediensteten, für deren Hochschul-
studium die Bestimmungen des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes und der nach ihm er-
lassenen besonderen Studiengesetze nicht anzu-
wenden sind, ist der Abschluß des Hochschul-
studiums nachzuweisen:

1. bei den rechts- und staatswissenschaftlichen,
den technischen und den montanistischen Studien
sowie bei den Studien an der Hochschule für
Bodenkultur durch die erfolgreiche Ablegung der
in den Studien- und Prüfungsordnungen hiefür
vorgesehenen Staatsprüfungen;

2. bei den staatswissenschaftlichen Studien
durch die Erwerbung des Doktorates der Staats-
wissenschaften;

3. bei den theologischen Studien durch die
erfolgreiche Ablegung der in den Studien- und
Prüfungsvorschriften hiefür vorgesehenen Stu-
dien an einer theologischen Fakultät oder an
einer gleichgehaltenen geistlichen Lehranstalt;

4. bei den medizinischen Studien durch die Er-
werbung des Doktorates der Medizin;

5. bei den philosophischen Studien durch die
Erwerbung des Doktorates der Philosophie oder
durch die erfolgreiche Ablegung der Lehramts-
prüfung für höhere Schulen;

6. bei den pharmazeutischen Studien durch die
Erwerbung des akademischen Grades eines Ma-
gisters der Pharmazie;

7. bei den Studien an der Akademie der bil-
denden Künste durch die erfolgreiche Zurück-
legung einer Meisterschule für Architektur oder
durch die Erwerbung des Diploms der Meister-
schule für Konservierung und Technologie;

8. bei den Studien an der Akademie für ange-
wandte Kunst durch das Diplom einer Meister-
klasse für Architektur;

9. bei den tierärztlichen Studien durch die Er-
werbung des tierärztlichen Diploms;

10. bei den Studien an der Hochschule für
Welthandel durch die Erwerbung des Doktorates
der Handelswissenschaften oder durch die erfolg-
reiche Ablegung der Lehramtsprüfung für mitt-
lere kaufmännische Lehranstalten (frühere Lehr-
befähigungsprüfung für Diplomhandelslehrer).

(4) Die Erwerbung des Doktorates der Wirt-
schaftswissenschaften auf Grund eines im Gebiet
der Republik Österreich erworbenen Diploms
für Diplom-Volkswirte, Diplom-Kaufleute oder
Diplom-Handelslehrer ist der Erwerbung des
Doktorates der Handelswissenschaften an der
Hochschule für Welthandel gleichzuhalten.

(5) Sofern im Abschnitt III nicht ausdrücklich
die Erwerbung des Doktorates der Handels-
wissenschaften vorgeschrieben ist, ist das Studium
an der Hochschule für Welthandel auch durch
die Erwerbung des akademischen Grades eines
Diplomkaufmannes als vollendet anzusehen,
wenn der Beamte diesen akademischen Grad vor
dem 1. Jänner 1960 erworben und überdies das
zweisemestrige Aufbaustudium an der Hoch-
schule für Welthandel absolviert hat.
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Abschnitt III

Dienstzweige, Amtstitel und Anstellungserfordernisse
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TEIL B

Gehobener Dienst

A b s c h n i t t I
Zuweisung von Dienstposten zur Verwendungs-

gruppe B
Dienstposten der Verwendungsgruppe B sind

für Tätigkeiten vorzusehen, deren Verrichtung
die Absolvierung einer höheren Lehranstalt er-
fordert.

A b s c h n i t t II

Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen
Anstellungserfordernisse für die in die Verwen-

dungsgruppe B eingereihten Dienstzweige

(1) Erfordernis für die Anstellung ist die er-
folgreiche Ablegung der Reifeprüfung an einer
höheren Schule.

(2) Als Reifeprüfung einer höheren Schule gilt
auch eine vom zuständigen Bundesministerium
gleichgehaltene Prüfung, wenn die Gleichhaltung
(Gleichstellung) auf dem betreffenden Zeugnis
amtlich vermerkt ist.

(3) Das Erfordernis für die Anstellung wird
ferner durch eine nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres im Bundesdienst zurückgelegte Dienst-
zeit von acht Jahren ersetzt, wenn der Beamte
die Beamten-Aufstiegsprüfung (Abs. 4) erfolg-
reich abgelegt hat. Eine nach Vollendung des
18. Lebensjahres in einem Dienstverhältnis zu
einem Bundesland, zu einem Bezirk oder zu

einer Gemeinde zugebrachte Zeit ist in den Zeit-
raum von acht Jahren einzurechnen.

(4) In der Beamten-Aufstiegsprüfung ist der
Nachweis folgender Kenntnisse zu erbringen:

1. Pflichtfächer (im vollen Umfang des Lehr-
planes eines naturwissenschaftlichen Realgym-
nasiums) :

a) Deutsch
b) Geschichte und Sozialkunde
c) Geographie und Wirtschaftskunde.

2. Nach Wahl des Kandidaten zwei der folgen-
den Fächer im Umfang des Lehrplanes eines
naturwissenschaftlichen Realgymnasiums bis zur
6. Klasse einschließlich, davon jedenfalls eines der
in lit. a bis c angeführten Fächer:

a) Fremdsprache
b) eine weitere Fremdsprache
c) Mathematik
d) Physik
e) Chemie
f) Naturgeschichte.
(5) Der im Abs. 4 verlangte Nachweis von

Kenntnissen ist durch staatsgültige Zeugnisse auf
Grund schulrechtlicher Vorschriften zu erbrin-
gen. Wenn diese Zeugnisse auf Grund von Ex-
ternistenprüfungen erworben werden, sind sie
nur dann für die Beamten-Aufstiegsprüfung an-
zuerkennen, wenn in den Fächern Deutsch,
Mathematik und Fremdsprache (weitere Fremd-
sprache) eine schriftliche und eine mündliche
Prüfung abgelegt wurden.

Abschnit t III

Dienstzweige, Amtstitel und Anstellungserfordernisse
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TEIL C

Fachdienst

A b s c h n i t t I

Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen
Anstellungserfordernisse für die in die Verwen-

dungsgruppe C eingereihten Dienstzweige

(1) Erfordernis für die Anstellung ist der
Nachweis der Erwerbung der für den Dienst er-

forderlichen Vorkenntnisse durch eine nach Voll-
endung des 18. Lebensjahres im Dienst einer in-
ländischen Gebietskörperschaft zurückgelegte
Verwendung von wenigstens vier Jahren, die zu-
mindest dem mittleren Dienst entspricht.

(2) Für den in einzelnen Dienstzweigen gefor-
derten Nachweis der Erlernung eines Gewerbes
sind die Bestimmungen der §§ 26 d bis 26 f anzu-
wenden.

Abschnit t I I

Dienstzweige, Amtstitel und Anstellungserfordernisse
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TEIL D

Mittlerer Dienst

Abschnit t I

Für den in einzelnen Dienstzweigen geforderten Nachweis der Erlernung eines Gewerbes sind die
Bestimmungen der §§ 26 d bis 26 f anzuwenden

Abschnit t II

Dienstzweige, Amtstitel und Anstellungserfordernisse
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TEIL E

Hilfsdienst

Dienstzweige und Amtstitel
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Anlage 2

Oberleitung der Dienstzweige
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2 4 4 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1970, mit
dem das Gehaltsüberleitungsgesetz neuerlich
geändert wird (2. Gehaltsüberleitungsgesetz-

Novelle 1970)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr. 22/

1947, zuletzt abgeändert durch die Novelle
BGBl. Nr. 243/1970 wird neuerlich wie folgt
geändert:

1. § 33 erhält folgende Fassung:

„§33. D i e n s t z w e i g e

Die Dienstzweige der Bundeslehrer und ihre
Zuweisung zu den Verwendungsgruppen L PA,
L 1, L 2a 1, L 2a 2, L 2b 1, L 2b 2, L 2b 3 und
L 3 sowie die besonderen Erfordernisse, die
— abgesehen von den allgemeinen Erfordernis-
sen für die Aufnahme in den Bundesdienst — die
Voraussetzung für die Erlangung der Dienstpo-
sten und für die Definitivstellung in den Dienst-
zweigen bilden (besondere Anstellungserforder-
nisse), werden durch die einen Bestandteil dieses
Bundesgesetzes bildende Anlage (Lehrer-Dienst-
zweigeordnung) bestimmt."

2. Die in der ersten Spalte der Tabelle im
§ 35 Abs. 1 angeführten Verwendungsgruppen-
bezeichnungen werden geändert:

3. § 40 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Jeder Dienstzweig ist einer der folgenden
Verwendungsgruppen zuzuweisen:

a) der Verwendungsgruppe S 1 für Landes-
schulinspektoren und

b) der Verwendungsgruppe S 2 für Berufs-
schulinspektoren und für Bezirksschul-
inspektoren."

4. § 67 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Beamte tritt mit dem Ablauf des
65. Jahres nach dem Jahre seiner Geburt von
Gesetz wegen in den dauernden Ruhestand."

Artikel II

Die Anlage zu Abschnitt III a des Gehalts-
überleitungsgesetze in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 296/1968 wird wie folgt
geändert:

1. Im Teil A erhält die Ziffer 10 im Abschnitt I
Abs. 3 folgende Fassung:

„10. bei den Studien der Architektur durch
das Diplom einer Meisterschule für Architektur
an der Akademie der bildenden Künste oder
durch das Diplom einer Meisterklasse für Archi-
tektur an der Hochschule für angewandte Kunst."

2. Im Teil A Abschnitt I entfällt Abs. 4; die
bisherigen Abs. 5 und 6 erhalten die Bezeichnung
„(4)" und „(5)".

3. Der Teil A Abschnitt I Abs. 5 (Bezeichnung
gemäß Z. 2) erhält folgende Fassung:

„(5) Dem Diplom einer Meisterklasse für
Architektur an der Hochschule für angewandte
Kunst ist das Diplom einer Meisterklasse für
Architektur an der Akademie für angewandte
Kunst sowie das Diplom einer Fachklasse für
Architektur an der ehemaligen Reichshoch-
schule für angewandte Kunst oder ehemaligen
Hochschule für angewandte Kunst gleichzuhal-
ten."

4. Der Dienstzweig 8 erhält folgende Fassung:

„8. Lehrer an Bildungsanstalten für Arbeits-
lehrerinnen, Bildungsanstalten für Erzieher
und Bildungsanstalten für Kindergärtnerin-
nen

Anstellungserfordernis:

(1) a) Befähigung für das Lehramt an höheren
Schulen [Lehramtsprüfung für höhere
Schulen (oder frühere Lehramtsprüfung für
Mittelschulen) und Einführung in das prak-
tische Lehramt]
oder

b) Lehrbefähigung für Hauptschulen und Ab-
schluß eines einschlägigen Hochschul-
studiums.

(2) Sofern für den betreffenden Unterrichts-
gegenstand eine Befähigung für das Lehramt an
höheren Schulen nicht besteht,

a) volle Hochschulbildung in der in Betracht
kommenden Fachrichtung
oder

b) volle Hochschulbildung sowie hervor-
ragende Kenntnisse auf dem Gebiete der
betreffenden Fachrichtung."
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5. Der Dienstzweig 11 erhält folgende Fassung:

„11, Lehrer für Pädagogik und verwandte
Unterrichtsgegenstände an mittleren und
höheren Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Vollendung der philosophischen Hochschul-
studien aus Pädagogik oder Psychologie
und Lehrbefähigung für Volksschulen oder
Befähigungsprüfung für Arbeitslehrerinnen
oder Befähigungsprüfung für Kindergärtne-
rinnen
oder

b) Lehramtsprüfung für den philosophischen
Einführungsunterricht (Psychologie, Erzie-
hungslehre und Philosophie) oder frühere
Lehrbefähigung für Pädagogik an Lehrer-
und Lehrerinnenbildungsanstalten und in
beiden Fällen Lehrbefähigung für Volks-
schulen oder Befähigungsprüfung für
Arbeitslehrerinnen oder Befähigungsprü-
fung für Kindergärtnerinnen
oder

c) Lehramtsprüfung für höhere Schulen (oder
frühere Lehramtsprüfung für Mittel-
schulen) einschließlich der früheren Erwei-
terungsprüfung für Pädagogik an Lehrer-
und Lehrerinnenbildungsanstalten und Ein-
führung in das praktische Lehramt."

6. Im Dienstzweig 22 Abs. 1 treten an die
Stelle der lit. c bis e folgende Bestimmungen:

„c) Vollendung des Studiums aus der wirt-
schaftspädagogischen Studienrichtung oder
in Verbindung mit einer fünfjährigen
Berufspraxis die Vollendung eines Studiums
aus einer sonstigen sozial- und wirtschafts-
wissenschaftlichen Studienrichtung oder in
Verbindung mit einer sechsjährigen Berufs-
praxis an Stelle der im Abschnitt I be-
stimmten Erfordernisse das bis zum Jahre
1931 erworbene Diplom der Hochschule
für Welthandel
oder

d) Vollendung der rechts- und staatswissen-
schaftlichen Studien und eine fünfjährige
Berufspraxis
oder

e) Doktorat der Staatswissenschaften und eine
fünfjährige Berufspraxis
oder

f) Vollendung der Studien aus Wirtschafts-
ingenieurwesen an einer technischen Hoch-
schule und eine fünfjährige Berufspraxis."

7. Nach dem Teil A wird eingefügt:

„TEIL B

Dienstposten, der Verwendungsgruppen L 2a

ABSCHNITT I

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN OBER DIE
BESONDEREN ANSTELLUNGSERFORDER-
NISSE FÜR DIE IN DEN VERWENDUNGS-
GRUPPEN L 2a EINGEREIHTEN DIENST-

ZWEIGE

Erfordernis für die Anstellung ist die Erfül-
lung der gemeinsamen Anstellungserfordernisse
für die Verwendungsgruppen L 2b und darüber
hinaus eine im Abschnitt II dieses Teiles be-
stimmte zusätzliche Ausbildung.

ABSCHNITT II

DIENSTZWEIGE UND ANSTELLUNGS-
ERFORDERNISSE

U n t e r a b s c h n i t t a

Dienstzweige der Verwendungsgruppe L 2a 1

27. Volksschullehrer

Anstellungserfordernis :

Lehramtsprüfung für Volksschulen gemäß § 122
des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/
1962.

28. Religionslehrer an Volksschulen

Anstellungserfordernis:

a) Vollendung der theologischen Hochschul-
studien und Nachweis der Ermächtigung
für die Erteilung des Religionsunterrichtes
an Volksschulen nach den hiefür geltenden
kirchlichen (religionsgesellschaftichen) Vor-
schriften
oder

b) Ablegung der nach den kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Prüfungsvorschrif-
ten vorgesehenen und vom zuständigen
Bundesrninister als der Lehramtsprüfung
für Volksschulen gemäß § 122 des Schul-
organisationsgesetzes gleichwertig fest-
gestellten Befähigungsprüfung für die Er-
teilung des Religionsunterrichtes an Volks»
schulen.

29. Lehrer für Fremdsprachen an Volks-, Haupt-
und Sonderschulen sowie Polytechnischen
Lehrgängen

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung auf Grund einer Lehramts-
prüfung aus einer Fremdsprache gemäß der nach
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes erlas-
senen Prüfungsvorschrift.
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30. Lehrer für den allgemeinbildenden Unter-
richt an land- und forstwirtschaftlichen
Berufsschulen und an mittleren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

Lehramtsprüfung für Volksschulen gemäß
§ 122 des Schulorganisationsgesetzes.

U n t e r a b s c h n i t t b

Dienstzweige der Verwendungsgruppe L 2a 2

31. Hauptschullehrer

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Hauptschulen nach Ab-
legung der Lehramtsprüfung für Volksschulen
gemäß § 122 des Schulorganisationsgesetzes.

32. Sonderschullehrer, soweit nicht Dienst-
zweig 33 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Die für die betreffende Sonderschulart in
Betracht kommende Lehrbefähigung für Sonder-
schulen nach Ablegung der Lehramtsprüfung für
Volksschulen gemäß § 122 des Schulorganisa-
tionsgesetzes.

33. Lehrer an Sonderschulen, für die der Lehr-
plan der Hauptschule gilt

Anstellungserfordernis:

a) Die für die betreffende Sonderschulart in
Betracht kommende Lehrbefähigung für
Sonderschulen nach Ablegung der Lehr-
amtsprüfung für Volksschulen gemäß § 122
des Schulorganisationsgesetzes
oder

b) Lehrbefähigung für Hauptschulen und eine
zweijährige Praxis an der betreffenden
Sonderschulart nach Ablegung der Lehr-
amtsprüfung für Volksschulen gemäß § 122
des Schulorganisationsgesetzes.

34. Lehrer für Polytechnische Lehrgänge

Anstellungserfordernis:

Lehramtsprüfung für Volksschulen gemäß
§ 122 des Schulorganisationsgesetzes und Lehr-
befähigung für Polytechnische Lehrgänge.

35. Berufsschullehrer

(1) a) L e h r e r f ü r g e w e r b l i c h e
B e r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordernis:

aa) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen auf Grund der seit 27. Novem-
ber 1968 geltenden Prüfungsvorschrift
oder

bb) Lehrbefähigung für den gewerblichen
Fachunterricht an berufsbildenden
mittleren und höheren Schulen (oder
frühere Lehrbefähigung) für gewerb-
lichen Fachunterricht an Lehranstalten
für Frauenberufe.

b) L e h r e r f ü r h a u s w i r t s c h a f t -
l i c h e B e r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für den hauswirtschaft-
lichen Fachunterricht an berufsbildenden
mittleren und höheren Schulen (oder
frühere Lehrbefähigung für den hauswirt-
schaftlichen Fachunterricht an Lehranstal-
ten für Frauenberufe).

c) L e h r e r f ü r k a u f m ä n n i s c h e
B e r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordernis:

aa) Lehrbefähigung für kaufmännische
Berufsschulen auf Grund der seit
27. November 1968 geltenden Prü-
fungsvorschrift
oder

bb) Befähigung für das Lehramt an mitt-
leren und höheren kaufmännischen
Schulen für kaufmännische Unter-
richtsgegenstände (Lehramtsprüfung
für mittlere und höhere kaufmännische
Schulen oder frühere Lehramtsprü-
fung für mittlere kaufmännische Lehr-
anstalten) oder die frühere Lehr-
befähigungsprüfung für zweiklassige
Handelsschulen.

(2) Bei Lehrern mit der Lehrbefähigung für
gewerbliche Berufsschulen (fachlich-theoretischer
Unterricht) wird die Reifeprüfung einer höheren
Schule durch das Diplom einer Meisterklasse der
Hochschule für angewandte Kunst oder durch
das Diplom einer Meisterklasse der Akademie
für angewandte Kunst oder durch das Abgangs-
zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer ehe-
maligen Kunstgewerbeschule ersetzt.

36. Religionslehrer an Hauptschulen, Sonder-
schulen, Polytechnischen Lehrgängen und
Berufsschulen

Anstellungserfordernis:

a) Vollendung der theologischen Hochschul-
studien und Nachweis der kirchlich (reli-
gionsgesellschaftlich) erklärten Befähigung
und Ermächtigung für die Erteilung des
Religionsunterrichtes an der entsprechen-
den Schulart nach den hiefür geltenden
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vor-
schriften
oder
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b) Ablegung der nach den kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Vorschriften vorge-
sehenen und vom zuständigen Bundes-
minister als einer der in den Dienst-
zweigen 31 bis 35 für die in Betracht
kommende Schulart genannten Befähi-
gungspriifung gleichwertig festgestellten
Befähigungsprüfung für die Erteilung des
Religionsunterrichtes.

37. Religionslehrer an berufsbildenden mitt-
leren Schulen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule (sofern
nicht die Vollendung der theologischen Hoch-
schulstudien nachgewiesen wird) und der Nach-
weis der kirchlich (religionsgesellschaftlich) er-
klärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an berufs-
bildenden mittleren Schulen nach den hiefür
geltenden kirchlichen (religionsgesellschaftlichen)
Vorschriften; die Befähigung ist hiebei — so-
weit die Befähigung nach den kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Vorschriften nicht auf
Grund des vollendeten theologischen Hochschul-
studiums erteilt wird — durch die erfolgreiche
Ablegung der nach den kirchlichen (religions-
gesellschaftlichen) Prüfungsvorschriften vorge-
sehenen und vom zuständigen Bundesminister
als einer an einer Berufspädagogischen Lehr-
anstalt abgelegten Lehramtsprüfung gleichwertig
festgestellten Befähigungsprüfung für die Ertei-
lung des Religionsunterrichtes an berufsbilden-
den mittleren Schulen nachzuweisen.

38. Lehrer für Kurzschrift und Maschin-
schreiben an Berufsschulen, mittleren und
höheren Schulen, den Akademien ver-
wandten Lehranstalten und Pädagogischen
Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Stenotypie und Phono-
typie an mittleren und höheren Schulen.

39. Lehrer für fachlich-theoretische Unter-
richtsgegenstände an gewerblichen, techni-
schen und kunstgewerblichen Fachschulen,
soweit nicht Dienstzweig 42 in Betracht
kommt, sowie an Werkschulheimen

Anstellungserfordernis:

(1) a) Lehrbefähigung für den gewerblichen
Fachunterricht (fachlich-theoretischer
Unterricht) der in Betracht kommenden
Fachrichtung an berufsbildenden mittleren
Schulen
oder

b) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (fachlich-theoretischer Unterricht)
der in Betracht kommenden Fachrichtung
auf Grand der seit 27. November 1968
geltenden Prüfungsvorschrift.

(2) Die Reifeprüfung an einer höheren Schule
wird durch das Diplom einer Meisterklasse der
Hochschule für angewandte Kunst oder durch
das Diplom einer Meisterklasse der Akademie
für angewandte Kunst oder durch die Abschluß-
prüfung einer Fachklasse der ehemaligen Kunst-
gewerbeschule ersetzt.

40. Lehrer für den praktischen Fachunterricht
an gewerblichen, technischen und kunst-
gewerblichen Fachschulen, Höheren techni-
schen und gewerblichen Lehranstalten sowie
an Lehrwerkstätten der Hochschulen techni-
scher Richtung und Werkstättenklassen der
Hochschule für angewandte Kunst, soweit
nicht Dienstzweig 42 in Betracht kommt,
ferner für Werken und den praktischen
Fachunterricht an Werkschulheimen

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-
unterricht (praktischer Unterricht) der in
Betracht kommenden Fachrichtung an
berufsbildenden mittleren und höheren
Schulen
oder

b) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (praktischer Unterricht) der in
Betracht kommenden Fachrichtung auf
Grund der seit 27. November 1968 gelten-
den Prüfungsvorschrift.

41. Lehrer für kaufmännische, gewerblich-wirt-
schaftliche, warenkundliche oder rechts- und
staatsbügerkundliche Unterrichtsgegen-
stände an berufsbildenden mittleren Schulen

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für gewerbliche oder kauf-
männische Berufsschulen (betriebswirtschaftlicher,
warenkundlicher oder staatsbürgerkundlicher
Unterricht) auf Grund der seit 27. November
1968 geltenden Prüfungsvorschrift.

42. Lehrer für den gewerblichen Fachunterricht
an Fachschulen bekleidungsgewerblicher
Richtung sowie für den gleichartigen Unter-
richt an Fachschulen und Höheren Lehr-
anstalten für wirtschaftliche Frauenberufe
und an Fachschulen für Sozialarbeit

Anstellungserfordernis:
a) Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-

unterricht der in Betracht kommenden
Richtung an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähi-
gung für den gewerblichen Fachunterricht
an Lehranstalten für Frauenberufe)
oder
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b) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (fachlich-theoretischer Unterricht)
der in Betracht kommenden Fachrichtung
auf Grund der seit 27. November 1968
geltenden Prüfungsvorschrift.

43. Lehrer für den hauswirtschaftlichen Unter-
richt an mittleren und höheren Schulen und
Lehranstalten für gehoben« Sozialberufe,
soweit nicht einer der folgenden Dienst-
zweige diese« Unterabschnittes in Betracht
kömmt, ferner Lehrer für küchenwirtschaft-
liche Unterrichtsgegenstände an Höheren
Lehranstalten für Fremdenverkehrsberufe,
Hotelfachschuten und Gastgewerbefach-
schulen

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für den hauswirtschaftlichen

Fachunterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den hauswirtschaftlichen Fachunterricht an
Lehranstalten für Frauenberufe).

44. Lehrer an Fachschulen für wirtschaftliche
Frauenberufe und an Fachschulen für
Bekleidungsgewerbe

Anstellungserfordernis:

Befähigung für das Lehramt an Fachschulen
für wirtschaftliche Frauenberufe (oder frühere
Lehrbefähigung für den hauswirtschaftlichen
Fachunterricht an Lehranstalten für Frauenberufe
und Fortbildungskurs mit Erweiterungsprüfung)
oder Befähigung für das Lehramt an Fachschulen
für Bekleidungsgewerbe.

45. Lehrer für den hauswirtschaftllchen Unter-
richt an Haushaltungsschulen

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für den hauswirtschaft-
lichen Fachunterricht an berufsbildenden
mittleren und höheren Schulen (oder
frühere Lehrbefähigung für den hauswirt-
schaftlichen Fachunterricht an Lehranstalten
für Frauenberufe)
oder

b) Befähigungsprüfung für den land- und
forstwirtschaftlichen Lehr- und Förderungs-
dienst (Gruppe Hauswirtschaft).

46. Lehrer für Musik an Pädagogischen Akade-
mien

Anstellungserfordernis:

Lehramtsprüfung für Volksschulen gemäß
§ 122 des Schulorganisationsgesetzes und Lehr-
befähigungsprüfung aus Gesang oder einem
an Pädagogischen Akademien zugelassenen
Instrumentalfach.

47. Lehrer für den hauswirtschaftlichen Unter-
richt an Bildungsanstalten für Arbeits-
lehrerinnen, Bildungsanstalten für Erzieher,
Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen
und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für den hauswirtschaftlichen

Fachunterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den hauswirtschaftlichen Fachunterricht an
Lehranstalten für Frauenberufe) sowie eine
Zusatzprüfung aus Methodik des Unterrichtes
in Hauswirtschaft an Volks- und Hauptschulen;
das Erfordernis der Zusatzprüfung entfällt bei
Nachweis der Befähigung für den Unterricht in
Hauswirtschaft an Volks- und Hauptschulen,
oder Lehramtsprüfung für Volksschulen gemäß
§ 122 des Schulorganisationsgesetzes und Befähi-
gung für den Unterricht in Hauswirtschaft an
Volks- und Hauptschulen, sowie eine sechs-
jährige Lehrpraxis an Volks-, Haupt- oder
Sonderschulen oder Polytechnischen Lehrgängen
mit besonderen pädagogischen Leistungen.

48. Lehrer für Handarbeit und Werkerziehung
(für Mädchen) an allgemeinbildenden
höheren Schulen

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-

unterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den gewerblichen Fachunterricht an Lehr-
anstalten für Frauenberufe) in den Fachrichtun-
gen Damenkleidermachen oder Wäschewaren-
erzeugung.

49. Lehrer für den Unterricht in weiblichen
Handarbeiten an Bildungsanstalten für
Arbeitslehrerinnen, Bildungsanstalten für
Kindergärtnerinnen und Pädagogischen Aka-
demien

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-

unterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den gewerblichen Fachunterricht an Lehran-
stalten für Frauenberufe) in den Fachrichtungen
Damenkleidermachen oder Wäschewarenerzeu-
gung sowie eine Zusatzprüfung aus Methodik
des Unterrichtes in Mädchenhandarbeit an Volks-
und Hauptschulen; das Erfordernis der Zusatz-
prüfung entfällt bei Nachweis der Befähigung
für den Unterricht in Mädchenhandarbeit an
Volks- und Hauptschulen oder Lehramtsprüfung
für Volksschulen gemäß § 122 des Schulorganisa-
tionsgesetzes und Befähigung für den Unterricht
in Mädchenhandarbeit an Volks- und Haupt-
schulen sowie eine sechsjährige Lehrpraxis an
Volks-, Haupt- oder Sonderschulen oder Poly-
technischen Lehrgängen mit besonderen pädagogi-
schen Leistungen.
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50. Lehrer für den handwerklichen Unterricht
an vollorganisierten Blindeninstituten und
Taubstummeninstituten

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für gewerbliche Berufsschulen

(praktischer Unterricht) auf Grund der seit
27. November 1968 geltenden Prüfungsvor-
schrift.

51. Lehrer für den Fachunterricht an land- und
forstwirtschaftlichen Berufsschulen, an mitt-
leren und höheren land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalten und an Anstalten
für die Ausbildung und Fortbildung der
Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen
Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalt und die
Befähigungsprüfung für den land- und
forstwirtschaftlichen Lehr- und Förderungs-
dienst auf Grund einer zweisemestrigen
Ausbildung am Bundesseminar für das
landwirtschaftliche Bildungswesen oder an
einer land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Lehranstalt
oder

b) Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-
unterricht an berufsbildenden mittleren
und höheren Schulen
oder

c) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (praktischer Unterricht) auf Grund
der seit 27. November 1968 geltenden
Prüfungsvorschrift.

52. Lehrer für den forstwirtschaftlichen Fach-
unterricht an land- und forstwirtschaft-
lichen Berufsschulen und an mittleren und
höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalten

Anstellungserfordernis:
Erfolgreiche Absolvierung einer Försterschule

und eine siebenjährige Berufspraxis mit hervor-
ragenden fachlichen Leistungen und die Lehr-
befähigung für den forstwirtschaftlichen Fach-
unterricht.

53. Lehrer für Fremdsprachen an Haupt- und
Sonderschulen und Polytechnischen Lehr-
gängen

Anstellungserfordernis:

Lehramtsprüfung für höhere Schulen (oder
frühere Lehramtsprüfung für Mittelschulen) aus
der entsprechenden Fremdsprache oder Lehr-
befähigung für zwei im Lehrplan der Haupt-
schule vorgesehene Fremdsprachen auf Grund

einer Lehramtsprüfung, die nach der nach der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes erlassenen
Prüfungsvorschrift abgelegt wurde.

54. Lehrer für allgemeinbildende und allgemein-
theoretische Unterrichtsgegenstände an land-
und forstwirtschaftlichen Berufsschulen, an
berufsbildenden mittleren Schulen mit Aus-
nahme der Handelsschulen sowie an mitt-
leren und höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Hauptschulen nach Ab-
legung der Lehramtsprüfung für Volksschulen
gemäß § 122 des Schulorganisationsgesetzes.

55. Lehrer für Schulpraxis an Übungsvolks-
schulen an Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehramtsprüfung für Volksschulen gemäß
§ 122 des Schulorganisationsgesetzes sowie eine
sechsjährige Lehrpraxis an Volks-, Haupt-
und Sonderschulen oder Polytechnischen Lehr-
gängen und hervorragende pädagogische Leistun-
gen.

TEIL C

Dienstposten der Verwendungsgruppe L 2b

ABSCHNITT I
GEMEINSAME BESTIMMUNGEN ÜBER DIE
BESONDEREN ANSTELLUNGSERFORDER-
NISSE FÜR DIE IN DEN VERWENDUNGS-
GRUPPEN L 2b EINGEREIHTEN DIENST-

ZWEIGE

(1) Erfordernis für die Anstellung ist

a) die Reifeprüfung einer höheren Schule;

b) bei Lehrern für den praktischen Unterricht
entweder die Reifeprüfung einer höheren
Schule oder der gewerberechtliche Befähi-
gungsnachweis zur selbständigen Ausübung
eines Gewerbes (Meisterprüfung oder
gleichwertige Befähigung) mit einer nach
der Vollendung des 18. Lebensjahres zu-
rückgelegten sechsjährigen facheinschlägigen
Berufspraxis; das Erfordernis dieser Berufs-
praxis entfällt bei Nachweis der Lehramts-
prüfung für den gewerblichen Fachunter-
richt, die an einer mindestens vier-
semestrigen Berufspädagogischen Lehran-
stalt abgelegt wurde.

(2) Als Reifeprüfung einer höheren Schule
gilt auch eine vom zuständigen Bundesminister
gleichgehaltene Prüfung, wenn die Gleichhaltung
(Gleichstellung) auf dem betreffenden Zeugnis
amtlich vermerkt ist.
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ABSCHNITT II

DIENSTZWEIGE UND ANSTELLUNGS-
ERFORDERNISSE

U n t e r a b s c h n i t t a

Dienstzweige der Verwendungsgruppe L 2b 1

56. Volksschullehrer
Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer Lehrer- oder Lehrerinnen-
bildungsanstalt (einschließlich der Maturanten-
lehrgänge), für die Definitivstellung überdies die
Lehrbefähigungsprüfung für Volksschulen.

57. Religionslehrer an Volksschulen

Anstellungserfordernis:
Reifeprüfung einer höheren Schule und der

Nachweis der kirchlich (religionsgesellschaftlich)
erklärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Volks-
schulen nach den hiefür geltenden kirchlichen
(religionsgesellschaftlichen) Vorschriften; für die
Definitivstellung ist überdies die Befähigung
durch die erfolgreiche Ablegung der nach den
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Prüfungs-
vorschriften vorgesehenen und vom zuständigen
Bundesminister als der Lehrbefähigungsprüfung
für Volksschulen gleichwertig festgestellten
Befähigungsprüfung für die Erteilung des Reli-
gionsunterrichtes an Volksschulen nachzuweisen.

58. Lehrer für Musik an mittleren und höheren
Schulen, den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:
An Stelle der im Abschnitt I bestimmten

Erfordernisse Lehrbefähigungsprüfung aus Ge-
sang oder aus einem an mittleren oder höheren
Schulen zugelassenen Instrumentalfach.

59. Lehrer für musikalisch-rhythmische Erzie-
hung an Bildungsanstalten für Erzieher und
Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigungsprüfung für musikalisch-
rhythmische Erziehung
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse Befähigungsprüfung für Er-
zieher oder Kindergärtnerinnen und Lehr-
befähigungsprüfung für musikalisch-rhyth-
mische Erziehung.

60. Lehrer für Fremdsprachen an Volks-, Haupt-
und Sonderschulen und Polytechnischen
Lehrgängen

Anstellungserfordernis:
Reifeprüfung einer höheren Schule und Lehr-

befähigung auf Grund einer Sonderprüfung aus
der betreffenden Fremdsprache.

61. Erzieher an Schülerheimen, Sonderschüler-
heimen, Übungsschülerheimen und Übungs-
horten

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse Befähigungsprüfung einer Bildungs-
anstalt für Erzieher.

62. Lehrer für den handwerklichen Unterricht
an Blindeninstituten und Taubstummen-
instituten

Anstellungserfordernis:

Meisterprüfung oder eine gewerberechtlich
gleichwertige Befähigung und in beiden Fällen
eine nach der Vollendung des 18. Lebensjahres
zurückgelegte sechsjährige Berufspraxis.

63. Lehrer für sozial-fachliche Unterrichtsgegen-
stände an Fachschulen für Sozialarbeit

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse eine Ausbildung der in Betracht
kommenden Fachrichtung (insbesondere Kran-
kenpflege und Kinderkrankenpflege) und eine
nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurück-
gelegte sechsjährige facheinschlägige Berufspraxis.

64. Lehrer für bildnerische Erziehung und ver-
wandte Unterrichtsgegenstände sowie für
Handarbeit und Werkerziehung (für Kna-
ben) und verwandte Unterrichtsgegenstande
an mittleren und höheren Schulen, den Aka-
demien verwandten Lehranstalten und Päd-
agogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse:

a) das Diplom einer Meisterklasse der Hoch-
schule für angewandte Kunst oder das Di-
plom einer Meisterklasse der Akademie für
angewandte Kunst oder das Abgangszeugnis
über den erfolgreichen Besuch einer ehe-
maligen Kunstgewerbeschule
oder

b) eine nach der Vollendung des 18. Lebens-
jahres zurückgelegte vierjährige Berufspra-
xis mit besonderen Leistungen künstleri-
scher, kunstgewerblicher oder sonstiger
facheinschlägiger Richtung
oder
(nur an mittleren und höheren Anstalten
der Lehrer- und Erzieherbildung)

c) Befähigungsprüfung für Erzieher oder für
Kindergärtnerinnen und in beiden Fällen
eine einschlägige fachliche Ausbildung sowie
eine zweijährige Berufspraxis.
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65. Lehrer für den Unterricht in weiblichen
Handarbeiten an Bildungsanstalten für Ar-
beitslehrerinnen, Bildungsansuiten für Er-
zieher und Bildungsanstalten für Kinder-
gärtnerinnen, an vollorganisierten Blinden-
instituten und Taubstummeninstituten sowie
an Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
die Befähigung für den Unterricht in Mäd-
chenhandarbeit an Volks- und Hauptschu-
len sowie eine sechsjährige Lehrpraxis an
Volks-, Haupt- oder Sonderschulen oder
Polytechnischen Lehrgängen mit besonde-
ren pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse

aa) Meisterprüfung aus Damenkleider-
machen oder Wäschewarenerzeugung
und Befähigung für den Unterricht
in Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen sowie eine sechsjährige
Lehrpraxis an Volks-, Haupt- oder
Sonderschulen oder Polytechnischen
Lehrgängen mit besonderen pädagogi-
schen Leistungen
oder

bb) Befähigung für den Unterricht in Mäd-
chenhandarbeit an Volks- und Haupt-
schulen und eine zehnjährige Lehrpra-
xis an Volks-, Haupt- oder Sonder-
schulen oder Polytechnischen Lehrgän-
gen mit besonderen pädagogischen Lei-
stungen.

(2) Die im Abs. 1 vorgesehene Lehrpraxis ist
bei Lehrerinnen für weibliche Handarbeit an
vollorganisierten Blindeninstituten und Taub-
stummeninstituten jeweils mindestens zur Hälfte
als an Sonderschulen für blinde Kinder (Blin-
deninstitute) bzw. für taubstumme Kinder
(Taubstummeninstitute) zurückgelegte Lehr-
praxis nachzuweisen.

66. Lehrer für Handarbeit und Werkerziehung
(für Mädchen) an allgemeinbildenden höheren
Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und die
Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Meisterprüfung aus Da-
menkleidermachen oder Wäschewarenerzeu-
gung und die Befähigung für den Unter-
richt in Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen.

67. Lehrer für Hauswirtschaftsunterricht an Bil-
dungsanstalten für Arbeitslehrerinnen, Bil-
dungsanstalten für Erzieher, Bildungsanstal-
ten für Kindergärtnerinnen, an vollorgani-
sierten Blindeninstituten und Taubstummen-
instituten sowie an Pädagogischen Akade-
mien

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
die Befähigung für den Unterricht in Haus-
wirtschaft an Volks- und Hauptschulen
sowie eine sechsjährige Lehrpraxis an
Volks-, Haupt- oder Sonderschulen oder
Polytechnischen Lehrgängen mit besonde-
ren pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Befähigung für den Un-
terricht in Mädchenhandarbeit und Haus-
wirtschaft an Volks- und Hauptschulen und
eine zehnjährige Lehrpraxis an Volks-,
Haupt- oder Sonderschulen oder Polytech-
nischen Lehrgängen — davon mindestens
sechs Jahre auch im Hauswirtschaftsunter-
richt — mit besonderen pädagogischen Lei-
stungen.

(2) Die im Abs. 1 vorgesehene Lehrpraxis ist
bei Lehrerinnen für Hauswirtschaft an vollorga-
nisierten Blindeninstituten und Taubstummen-
instituten jeweils mindestens zur Hälfte als an
Sonderschulen für blinde Kinder (Blindeninsti-
tute) beziehungsweise für taubstumme Kinder
(Taubstummeninstitute) zurückgelegte Lehrpra-
xis nachzuweisen.

68. Lehrer für Hauswirtschaftsunterricht an all-
gemeinbildenden höheren Schulen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule und Befä-
higung für den Unterricht in Hauswirtschaft an
Volks- und Hauptschulen.

69. Lehrer an hauswirtschaftlichen Berufsschu-
len

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse eine nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres zurückgelegte sechsjährige Berufs- oder
Lehrpraxis sowie die Lehrbefähigung für haus-
wirtschaftliche Berufsschulen.

70. Lehrer für fachlich-theoretische Unterrichts-
gegenstände an Fachschulen für Sozialarbeit

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse die Abschlußprüfung einer Lehran-
stalt für gehobene Sozialberufe.
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71. Lehrer für spezielle Berufskunde an Bil-
dungsanstalten für Kindergärtnerinnen, fer-
ner Lehrer für Kinderbeschäftigung an Fach-
schulen und Höheren Lehranstalten für
wirtschaftliche Frauenberufe sowie Übungs-
kindergärtnerinnen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
Befähigung als Kindergärtnerin sowie eine
sechsjährige Kindergarten-, Hort- oder
Heimpraxis, davon eine mindestens zwei-
jährige Kindergartenpraxis mit besonderen
pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse
aa) Befähigung als Kindergärtnerin und die

Befähigung als Sonderkindergärtnerin
sowie eine sechsjährige Kindergarten-,
Hort- oder Heimpraxis, davon eine
mindestens zweijährige Kindergarten-
praxis mit besonderen pädagogischen
Leistungen
oder

bb) Befähigung als Kindergärtnerin und
eine zehnjährige Kindergarten-, Hort-
oder Heimpraxis, davon eine minde-
stens vierjährige Kindergartenpraxis
mit besonderen pädagogischen Leistun-
gen.

72. Übungshorterzieherinnen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
Befähigung als Kindergärtnerin und Hort-
erzieherin sowie eine sechsjährige Kinder-
garten-, Hort- oder Heimpraxis, davon
eine mindestens zweijährige Hort- oder
Heimpraxis mit besonderen pädagogischen
Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse
aa) Befähigung als Kindergärtnerin und

Horterzieherin und Befähigung als
Sonderkindergärtnerin sowie eine
sechsjährige Kindergarten-, Hort- oder
Heimpraxis, davon eine mindestens
zweijährige Hort- oder Heimpraxis
mit besonderen pädagogischen Leistun-
gen
oder

bb) Befähigung als Kindergärtnerin und
Horterzieherin und eine zehnjährige
Kindergarten-, Hort- oder Heimpra-
xis, davon eine mindestens vierjährige
Hort- oder Heimpraxis mit besonde-
ren pädagogischen Leistungen.

73. Sonderkindergärtnerinnen an vollorganisier-
ten Blindeninstituten und Taubstummen-
instituten und an Universitätskliniken

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und die
Befähigung als Sonderkindergärtnerin so-
wie eine zweijährige Praxis an einem oder
mehreren Sonderkindergärten der entspre-
chenden Richtung mit besonderen pädago-
gischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Befähigung als Kinder-
gärtnerin und die Befähigung als Sonder-
kindergärtnerin sowie eine sechsjährige Kin-
dergarten-, Hort- oder Heimpraxis, davon
eine mindestens zweijährige Praxis an einem
oder mehreren Sonderkindergärten der ent-
sprechenden Richtung mit besonderen
pädagogischen Leistungen.

74. Lehrer für Leibesübungen an Hauptschulen,
Polytechnischen Lehrgängen und gewerb-
lichen, kaufmännischen und hauswirtschaft-
lichen Berufsschulen

Anstellungserfordernis:
Abschlußprüfung der staatlichen Sportlehrer-

ausbildung mit dem Spezialfach Leibeserziehung
an Schulen an einer Bundesanstalt für Leibes-
erziehung.

75. Lehrer für des allgemeinbildenden Unter-
richt an land- und forstwirtschaftlichen Be-
rufsschulen und an mittleren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer Lehrer- oder Lehrerinnen-
bildungsanstalt (einschließlich der Maturanten-
lehrgänge), für die Definitivstellung überdies die
Lehrbefähigungsprüfung für Volksschulen.

76. Lehrer für den Fachunterricht an land- und
forstwirtschaftlichen Berufsschulen, an mitt-
leren und höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten und an Anstalten für
die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren berufsbilden-
den Schule
oder

b) Reifeprüfung einer höheren Schule und die
Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
oder

c) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die ordnungsgemäße Erler-
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nung eines Gewerbes (Lehrabschlußprü-
fung oder gewerberechtlich gleichwertige
Ausbildung) oder Ablegung der Fachprü-
fung oder Gehilfenprüfung nach den Be-
stimmungen der zum land- und forstwirt-
schaftlichen Berufsausbildungsgesetz, BGBl.
Nr. 177/1952, ergangenen Landesausfüh-
rungsgesetze und eine nach der Vollendung
des 18. Lebensjahres zurückgelegte sechs-
jährige Berufspraxis mit besonderen Lei-
stungen auf dem in Betracht kommenden
Fachgebiet

oder

d) aa Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Meisterprüfung aus Da-
mmkleidermachen oder Wäschewarenerzeu-
gung und die Befähigung für den Unter-
riebt in Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen.

77. Lehrer für den praktischen Fachunterricht
an gewerblichen, technischen und kunstge-
werblichen Fachschulen, Höheren technischen
und gewerblichen Lehranstalten sowie Leh-
rer für den gewerblichen Fachunterricht an
Fachschulen bekleidungsgewerblicher Rich-
tung sowie Lehrer für Werken und den
praktischen Unterricht an Werkschulheimen

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse die ordnungsgemäße Erlernung eines
Gewerbes (Lehrabschlußprüfung oder gewerbe-
rechtlich gleichwertige Ausbildung) und eine nach
der Vollendung des 18. Lebensjahres zurück-
gelegte sechsjährige Berufspraxis mit besonderen
Leistungen auf dem in Betracht kommenden Fach-
gebiet sowie die Lehrbefähigungsprüfung für den
praktischen Fachunterricht.

78, Lehrer für den praktischen Fachunterricht
an Lehrwerkstätten der Hochschulen tech-
nischer Richtung und Werkstättenklassen der
Hochschule für angewandte Kumt sowie für
den Fachunterricht an der Heeresfachschule
für Technik

Anstellungserfordernis:
a) Die Reifeprüfung einer Höheren techni-

schen oder gewerblichen Lehranstalt
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die ordnungsgemäße Erler-
nung eines Gewerbes (Gesellenprüfung oder
gewerberechtlich gleichwertige Ausbildung)
und eine nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres zurückgelegte sechsjährige Berufspra-
xis mit besonderen Leistungen auf dem in
Betracht kommenden Fachgebiet.

Unterabschnitt b

Dienstzweige der Verwendungsgruppe L 2b 2

79. Hauptschullehrer, soweit nicht Dienstzweig
31 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Hauptschulen.

80. Sonderschullehrer, soweit nicht Dienst-
zweige 32, 33 oder 81 in Betracht kommen

Anstellungserfordernis:

Die für die betreffende Sonderschulart in Be-
tracht kommende Lehrbefähigung für Sonder-
schulen.

81. Lehrer an Sonderschulen, für die der Lehr-
plan der Hauptschule gilt, soweit nicht
Dienstzweig 33 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

a) Die für die betreffende Sonderschulart in
Betracht kommende Lehrbefähigung für
Sonderschulen
oder

b) Lehrbefähigung für Hauptschulen und eine
zweijährige Praxis aa der betreffenden Son-
derschulart.

82. Religionslehrer an Hauptschulen und Son-
derschulen, soweit nicht Dienstzweig 36 in
Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule und der
Nachweis der kirchlich (religionsgesellschaftlich)
erklärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an der ent-
sprechenden Schulart nach den hiefür geltenden
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vorschrif-
ten; die Befähigung ist hiebei durch die nach den
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Prüfungs-
vorschriften vorgesehenen und vom zuständigen
Bundesminister als der Prüfung, die für die Er-
langung der in den Dienstzweigen 79 bis 81 für
die betreffende Schulart vorgesehenen Lehrbefä-
higung notwendig ist, gleichwertig festgestellten
Befähigungsprüfung für die Erteilung des Reli-
gionsunterrichtes der in Betracht kommenden
Schulart nachzuweisen.

83. Lehrer für Musik aa mittleren und höheren
Schulen, den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

(1) Lehrbefähigungsprüfung aus Gesang oder
aus einem an mittleren oder höheren Schufen zu-
gelassenen Instrumentalfach.

(2) An Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse Lehrbefähigungsprüfung aus Ge-
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sang und einem an mittleren oder höheren Schu-
len zugelassenen Instrumentalfach oder aus zwei
an mittleren oder höheren Schulen zugelassenen
Instrumentalfächern.

84. Lehrer für Schulpraxis an Übungsvolksschu-
len an Pädagogischen Akademien soweit
nicht Dienstzweig 55 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Volksschulen sowie eine
sechsjährige Lehrpraxis an Volks-, Haupt- oder
Sonderschulen oder Polytechnischen Lehrgängen
und hervorragende pädagogische Leistungen.

85. Lehrer für Kurzschrift oder für Maschin-
schreiben an mittleren und höheren Schulen
sowie den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Kurzschrift beziehungs-
weise für Maschinschreiben an mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für Kurzschrift oder für Maschinschreiben an
mittleren Lehranstalten).

86. Lehrer für Fremdsprachen an Haupt- und
Sonderschulen und Polytechnischen Lehr-
gängen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule und Lehr-
befähigung auf Grund einer Sonderprüfung aus
mindestens zwei in den Lehrplänen der Haupt-
und Sonderschulen und Polytechnischen Lehr-
gänge vorgesehenen Fremdsprachen.

87. Lehrer für sozial-fachliche Unterrichtsgegen-
stände an Fachschulen für Sozialarbeit

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und Ab-
schlußprüfung einer Lehranstalt für geho-
bene Sozialberufe
oder

b) Reifeprüfung einer höheren Schule oder an
Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse die Abschlußprüfung einer
Lehranstalt für gehobene Sozialberufe und
in beiden Fällen eine fünfjährige Berufs-
praxis mit besonderen fachlichen Leistun-
gen aus dem in Betracht kommenden Fach-
gebiet.

88. Lehrer für bildnerische Erziehung und ver-
wandte Unterrichtsgegenstände sowie für
Handarbeit und Werkerziehung (für Knaben)
und verwandte Unterrichtsgegenstände an
mittleren und höheren Schulen, den Akade-
mien verwandten Lehranstalten, Pädagogi-

schen Akademien und an Anstalten für die
Ausbildung und Fortbildung der Lehrer an
land- und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
eine fünfjährige facheinschlägige Berufs-
praxis mit besonderen künstlerischen Lei-
stungen oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse das Diplom einer Meister-
schule der in Betracht kommenden Fach-
richtung an der Akademie der bildenden
Künste oder das Diplom einer Meister-
klasse der Hochschule für angewandte
Kunst oder das Diplom einer Meisterklasse
der Akademie der bildenden Künste oder
das Diplom einer Meisterklasse der Hoch-
schule für angewandte Kunst oder das Di-
plom einer Meisterklasse der Akademie für
angewandte Kunst oder das Abgangszeug-
nis über den erfolgreichen Besuch einer ehe-
maligen Kunstgewerbeschule und in allen
Fällen eine fünfjährige facheinschlägige Be-
rufspraxis mit besonderen künstlerischen
Leistungen; die vorgeschriebene Berufspra-
xis wird bis zur Hälfte durch eine Lehr-
praxis in einer der Verwendungsgruppe L 2
entsprechenden Verwendung ersetzt.

(2) Von den im Abs. 1 lit. b bestimmten Er-
fordernissen kann vom zuständigen Bundesmini-
ster im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler
Nachsicht erteilt werden, wenn eine nach der
Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegte
zehnjährige facheinschlägige Berufspraxis mit be-
sonderen künstlerischen Leistungen nachgewiesen
wird.

89. Lehrer für allgemeinbildende Unterrichts-
gegenstände an berufsbildenden mittleren
Schulen mit Ausnahme der Handelsschulen
und der land- und forstwirtschaftlichen Fach-
schulen, soweit nicht Dienstzweig 54 in Be-
tracht kommt

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Hauptschulen.

90. Lehrer für den handwerklichen Unterricht
an vollorganisierten Blindeninstituten und
Taubstummeninstituten

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule, die Mei-
sterprüfung oder eine gewerberechtlich gleich-
wertige Befähigung und eine nach der Vollen-
dung des 18. Lebensjahres zurückgelegte sechs-
jährige Berufspraxis.
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91. Lehrer für den Unterricht in weiblichen
Handarbeiten an Bildungsanstalten für Ar-
beitslehrerinnen, Bildungsanstalten für Er-
zieher, Bildungsanstalten für Kindergärtne-
rinnen und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für Volksschulen und Be-
fähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
sowie eine sechsjährige Lehrpraxis an
Volks-, Haupt- oder Sonderschulen oder
Polytechnischen Lehrgängen mit besonde-
ren pädagogischen Leistungen
oder

b) Reifeprüfung einer höheren Schule, die
Meisterprüfung aus Damenkleidermachen
oder Wäschewarenerzeugung und die Be-
fähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
sowie eine sechsjährige Lehrpraxis an
Volks-, Haupt- oder Sonderschulen oder
Polytechnischen Lehrgängen mit besonde-
ren pädagogischen Leistungen.

92. Lehrer für Handarbeit und Werkerziehung
(für Mädchen) an allgemeinbildenden höhe-
ren Schulen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule, die Mei-
sterprüfung aus Damenkleidermachen oder Wä-
schewarenerzeugung und die Befähigung für den
Unterricht in Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen.

93. Lehrer für den Hauswirtschaftsunterricht aa
Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen,
Bildungsanstalten für Erzieher, Bildungs-
anstalten für Kindergärtnerinnen und Päd-
agogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Volksschulen und Befähi-
gung für den Unterricht in Hauswirtschaft an
Volks- und Hauptschulen sowie eine sechsjährige
Lehrpraxis an Volks-, Haupt- oder Sonderschu-
len oder Polytechnischen Lehrgängen mit beson-
deren pädagogischen Leistungen.

94. Lehrer für spezielle Berufskunde an Bil-
dungsanstalten für Erzieher sowie Erzieher
an Übungsschülerheimen (einschließlich der
Schülerheime an Bildungsanstalten für Erzie-
her) und an Übungshorten

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule, Befä-
higungsprüfung einer Bildungsanstalt für
Erzieher und eine sechsjährige Praxis mit
besonderen pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse Befähigungsprüfung einer
Bildungsanstalt für Erzieher und eine
zehnjährige Praxis mit besonderen päd-
agogischen Leistungen.

95. Lehrer für den allgemeinbildenden Unter-
richt an land- und forstwirtschaftlichen Be-
rufsschulen und an mittleren und höheren
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstal-
ten, soweit nicht Dienstzweig 54 in Betracht
kommt

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für Hauptschulen
oder

b) Lehrbefähigung für Volksschulen und Er-
gänzungsprüfung für den Unterricht an
land- und forstwirtschaftlichen Schulen.

96. Lehrer für den Fachunterricht an land- und
forstwirtschaftlichen Berufsschulen und an
mittleren und höheren land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer höheren berufsbil-
denden Lehranstalt und eine fünfjährige
Berufspraxis mit besonderen fachlichen Lei-
stungen auf dem in Betracht kommenden
Fachgebiet; die vorgeschriebene Berufspra-
xis wird bis zur Hälfte durch eine Lehr-
praxis in einer den Verwendungsgruppen
L 2 entsprechenden Verwendung ersetzt
oder

b) Reifeprüfung einer höheren Schule, die Mei-
sterprüfung aus Damenkleidermachen oder
Wäschewarenerzeugung und die Befähi-
gung für den Unterricht in Mädchenhand-
arbeit an Volks- und Hauptschulen sowie
eine sechsjährige Lehrpraxis an Volks-,
Haupt- oder Sonderschulen oder Polytech-
nischen Lehrgängen mit besonderen päd-
agogischen Leistungen
oder

c) erfolgreiche Absolvierung einer Förster-
schule und eine siebenjährige Berufspraxis
mit besonderen fachlichen Leistungen
oder

d) eine siebenjährige facheinschlägige hochqua-
lifizierte Berufspraxis nach Ablegung der
Meisterprüfung oder nach dem Erwerb
einer der Meisterprüfung gewerberechtlich
gleichwertigen Befähigung.

(2) Von dem im Abs. 1 lit. d bestimmten Er-
fordernis kann vom zuständigen Bundesminister
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler Nach-
sicht erteilt werden, wenn eine mindestens sie-
benjährige facheinschlägige hochqualifizierte Be-
rufspraxis als Werkmeister nachgewiesen wird.
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97. Lehrer für den praktischen Fachunterricht
an Lehrwerkstätte der Hochschulen tech-
nischer Richtung und Werkstättenklassen der
Hochschule für angewandte Kunst, ferner
für den Fachunterricht an der Heeresfach-
schule für Technik

Anstellungserfordernis:
(1) a) Reifeprüfung einer Höheren technischen

oder gewerblichen Lehranstalt und eine
fünfjährige Berufspraxis mit besonderen
fachlichen oder künstlerischen Leistungen
auf dem in Betracht kommenden Fach-
gebiet; die vorgeschriebene Berufspraxis
wird bis zur Hälfte durch eine Lehrpraxis
in einer den Verwendungsgruppen L 2 ent-
sprechenden Verwendung ersetzt
oder

b) eise mindestens siebenjährige facheinschlä-
gige hochqualifizierte Berufspraxis nach Ab-
legung der Meisterprüfung oder nach dem
Erwerb einer gewerberechtlich gleichwerti-
gen Befähigung.

(2) Von dem im Abs. 1 lit. b bestimmten Er-
fordernis kann vom zuständigen Bundesminister
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler
Nachsicht erteilt werden, wenn eine mindestens
siebenjährige facheinschlägige hochqualifizierte
Berufspraxis als Werkmeister nachgewiesen wird.

U n t e r a b s c h n i t t c

Dienstzweige der Verwendungsgruppen L 2b 3

98. Berufsschullehrer, soweit nicht Dienstzweig
35 in Betracht kommt

(1)a) L e h r e r f ü r g e w e r b l i c h e Be-
r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen.

b) L e h r e r f ü r h a u s w i r t s c h a f t -
l i c h e B e r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordemis:
Lehrbefähigung für hauswirtschaftliche

Berufsschulen.

c) L e h r e r f ü r k a u f m ä n n i s c h e Be-
r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für kaufmännische Be-
rufsschulen.

(2) Bei Lehrern mit der Lehrbefähigung für
gewerbliche Berufsschulen (fachlich-theoretischer
Unterricht) wird die Reifeprüfung einer höheren
Schule durch das Diplom einer Meisterklasse der
Hochschule für angewandte Kunst oder durch
das Diplom einer Meisterklasse der Akademie

für angewandte Kunst oder durch das Abgangs-
zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer ehe-
maligen Kunstgewerbeschule ersetzt.

(3) Bei Lehrern mit der Lehrbefähigung für
hauswirtschaftliche Berufsschulen wird die Reife-
prüfung einer höheren Schule durch die Abschluß-
prüfung einer Lehranstalt für gehobene Sozial-
bsrufe ersetzt.

99. Lehrer für Polytechnische Lehrgänge, soweit
nicht Dienstzweig 34 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Polytechnische Lehrgänge.

160. Religionslehrer aa Polytechnischen Lehrgän-
gen und Berufsschulen, soweit nicht Dienst-
zweig 36 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung eiser höheren Schule und der
Nachweis der kirchlich (religionsgesellschaftlich)
erklärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an der ent-
sprechenden Schulart nach den hiefür geltenden
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vorschrif-
ten; die Befähigung ist hiebei durch die erfolg-
reiche Ablegung der nach den kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Prüfungsvorschriften vor-
gesehenen und vom zuständigen Bundesminister
als der Prüfung, die für die Erlangung der in den
Dienstzweigen 98 und 99 für die betreffende
Schulart vorgesehenen Lehrbefähigung notwen-
dig ist, gleichwertig festgestellten Befähigungs-
prüfung für die Erteilung des Religionsunter-
richtes in der in Betracht kommenden Schulart
nachzuweisen.

101. Lehrer für Musik an mittleren und höheren
Schulen, den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigungsprüfung aus Gesang und einem
an mittleren oder höheren Schulen zugelassenen
Instrumentalfach oder aus zwei aa mittleren
oder höheren Schulen zugelassenen Instrumental-
fächern.

102. Lehrer für Kurzschrift und Maschinschreiben
an Berufsschulen, mittleren und höheren
Schulen, den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und an Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Kurzschrift und Maschin-
schreiben an mittleren und höheren Schulen (oder
frühere Lehrbefähigung für Kurzschrift und Ma-
schinschreiben an mittleren Lehranstalten).
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103. Lehrer für fachlich-theoretische Unterrichts-
gegenstände an gewerblichen, technischen
und kunstgewerblichen Fachschulen sowie an
Werkschulheimen, soweit nicht die Dienst-
zweige 39, 42 oder 110 in Betracht kom-
men

Anstellungserfordernis:

(1) a) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (fachlich-theoretischer Unterricht)
der in Betracht kommenden Fachrichtung
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse das Diplom einer Meister-
klasse der Hochschule für angewandte Kunst
oder das Diplom einer Meisterklasse der
Akademie für angewandte Kunst oder das
Abgangszeugnis über den erfolgreichen Be-
such einer ehemaligen Kunstgewerbeschule
und in allen Fällen eine siebenjährige Be-
rufspraxis mit besonderen fachlichen und
künstlerischen Leistungen aus dem in Be-
tracht kommenden Fachgebiet.

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. a wird die Reife-
prüfung einer höheren Schule durch das Diplom
einer Meisterklasse der Hochschule für ange-
wandte Kunst oder durch das Diplom einer Mei-
sterklasse der Akademie für angewandte Kunst
oder durch die Abschlußprüfung einer Fachklasse
der ehemaligen Kunstgewerbeschule ersetzt.

104. Lehrer für den praktischen Fachunterricht
an gewerblichen, technischen und kunstge-
werblichen Fachschulen, höheren technischen
und gewerblichen Lehranstalten sowie an
Lehrwerkstätten der Hochschulen tech-
nischer Richtung und Werkstättenklassen
der Hochschulen für angewandte Kunst,
ferner für Werken und den praktischen
Fachunterricht an Werkschulheimen, soweit
nicht die Dienstzweige 40, 42 oder 107 in
Betracht kommen

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (praktischer Unterricht) der in Be-
tracht kommenden Fachrichtung
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse das Diplom einer Meister-
klasse der Hochschule für angewandte Kunst
oder das Diplom einer Meisterklasse der
Akademie für angewandte Kunst oder das
Abgangszeugnis über den erfolgreichen Be-
such einer ehemaligen Kunstgewerbeschule
und in allen Fällen eine siebenjährige Be-
rufspraxis mit besonderen fachlichen und
künstlerischen Leistungen auf dem in Be-
tracht kommenden Fachgebiet.

105. Lehrer für Handarbeit und Werkerziehung
(für Knaben) und verwandte Unterrichts-
gegenstände an allgemeinbildenden höheren
Schulen, an mittleren und höheren Lehran-
stalten für Lehrer- und Erzieherbildung und
an Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:
An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-

fordernisse das Diplom einer Meisterklasse —
ausgenommen Architektur — der Hochschule für
angewandte Kunst oder der Akademie für ange-
wandte Kunst oder das Abgangszeugnis über
den erfolgreichen Besuch einer ehemaligen Kunst-
gewerbeschule und in allen Fällen eine sieben-
jährige Berufspraxis mit besonderen fachlichen
und künstlerischen Leistungen.

106. Lehrer für kaufmännische, gewerblich-wirt-
schaftliche, warenkundliche oder rechts- und
staatsbürgerkundliche Unterrichtsgegen-
stände an berufsbildenden mittleren Schulen,
soweit nicht Dienstzweig 41 in Betracht
kommt

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für gewerbliche oder kauf-

männische Berufsschulen (betriebswirtschaftlicher,
warenkundlicher oder staatsbürgerkundlicher Un-
terricht).

107. Lehrer für den gewerblichen Fachunterricht
an Fachschulen bekleidungsgewerblicher
Richtung sowie für den gleichartigen Unter-
richt an Fachschulen und Höheren Lehran-
stalten für wirtschaftliche Frauenberufe und
an Fachschulen für wirtschaftliche Frauen-
berufe und an Fachschulen für Sozialarbeit,
soweit nicht Dienstzweig 42 in Betracht
kommt

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für gewerbliche Berufsschulen

(fachlich-theoretischer Unterricht) der in Betracht
kommenden Fachrichtung.

108. Lehrer für den handwerklichen Unterricht
an vollorganisierten Blindeninstituten und
Taubstummeninstituten, soweit nicht Dienst-
zweig 50 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für gewerbliche Berufsschulen

(praktischer Unterricht).

109. Lehrer für allgemeinbildende und allgemein-
theoretische Unterrichtsgegenstände an land-
und forstwirtschaftlichen Berufsschulen und
an mittleren und höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalten, soweit nicht
Dienstzweig 54 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:
Lehrbefähigung für Hauptschulen und Ergän-

zungsprüfung für den Unterricht an land- und
forstwirtschaftlichen Schulen.
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110. Lehrer für den Fachunterricht an fand- und
forstwirtschaftlichen Berufsschulen, an mitt-
leren und höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten und an Anstalten für
die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen,
soweit nicht Dienstzweig 51 in Betracht
kommt

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalt und die Be-
fähigungsprüfung für den land- und forst-
wirtschaftlichen Lehr- und Förderungs-
dienst
oder

b) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufsschu-
len (praktischer Unterricht).

8. Der bisherige Teil C der Anlage zu Ab-
schnitt III a erhält die Bezeichnung „Teil D".

9. Die bisherigen Dienstzweige 92 bis 104 er-
halten die Bezeichnung 111 bis 123.

Artikel III

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes sind Lehrer der bisherigen Verwendungsgrup-
pen L 2, die nach ihrer Verwendung in diesem
Zeitpunkt die Anstellungserfordernisse des hie-
für vorgesehenen Dienstzweiges der Verwen-
dungsgruppe L 2a erfüllen, zu Lehrern des ent-
sprechenden Dienstzweiges zu ernennen.

(2) Soweit nicht Abs. 1 anzuwenden ist, wer-
den die Lehrer der bisherigen Verwendungsgrup-
pen L 2 ohne Änderung ihrer sonstigen dienst-
rechtlichen Stellung zu Lehrern der Verwen-
dungsgruppe und des Dienstzweiges, die sich aus
der nachstehenden Tabelle ergeben.

(3) Soweit in der in Abs. 2 enthaltenen Tabelle
den bisherigen Dienstzweigen kein neuer Dienst-
zweig gegenübergestellt und auf die Lehrer dieser
Dienstzweige nicht Abs. 1 anzuwenden ist, blei-
ben diese Dienstzweige in der bis zum Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes geltenden Fassung in
Geltung; es werden jedoch die Dienstzweige der
Verwendungsgruppe L 2 V der Verwendungs-
gruppe L 2b 1, die Dienstzweige der Verwen-
dungsgruppe L 2 HS der Verwendungsgruppe
L 2b 2 und die Dienstzweige der Verwendungs-
gruppe L 2 B der Verwendungsgruppe L 2b 3
zugewiesen. Eine Ernennung auf Dienstposten
der in Geltung bleibenden Dienstzweige ist ab
1. September 1974 nicht mehr zulässig.



60. Stück — Ausgegeben am 7. August 1970 — Nr. 245 1329

(4) Bei Anwendung des Abs. 1 ist die erfolg-
reiche Absolvierung eines zweijährigen Maturan-
tenlehrganges an Lehrer- oder Lehrerinnenbil-
dungsanstalten nach Ablegung der Reifeprüfung
der Lehramtsprüfung für Volksschulen gemäß
§ 122 des Schulorganisationsgesetzes gleichzuhal-
ten.

Artikel IV

(1) Lehrer der Verwendungsgruppen L 2b, die
die Definitivstellungserfordernisse der im folgen-
den als „Überleitungsdienstzweig" bezeichneten
Dienstzweige erfüllen, sind mit Wirksamkeit vom
1. September 1974 zu Lehrern der nachstehend
angeführten Dienstzweige der Verwendungs-
gruppe L 2a zu ernennen.

(2) Für Lehrer der im Abs. 1 angeführten
Dienstzweige der Verwendungsgruppen L 2b, die
am 1. September 1974 die Definitivstellungserfor-
dernisse ihrer Dienstzweige nicht erfüllen oder
die nach diesem Zeitpunkt auf einem Dienst-
posten dieser Dienstzweige angestellt werden, gel-
ten die für die entsprechenden Dienstzweige der
Verwendungsgruppen L 2a vorgeschriebenen An-
stellungserfordernisse in dem Zeitpunkt als er-
füllt, in dem sie in ihrem Dienstzweig der Ver-
wendungsgruppen L 2b die für die Definitiv-
stellung vorgeschriebene Prüfung bestanden und
eine mindestens zweijährige Dienstzeit zurück-
gelegt haben.

(3) Die auf Grund der Abs. 1 und 2 in Dienst-
zweige der Verwendungsgruppen L 2a ernann-
ten Lehrer sind hinsichtlich der Erfüllung der

Anstellungserfordernisse ab diesem Zeitpunkt
so zu behandeln, als ob sie die für ihren nunmeh-
rigen Dienstzweig jeweils vorgeschriebenen An-
stellungserfordernisse erfüllt hätten.

Artikel V

Für Lehrer, die gemäß Art. III in die Verwen-
dungsgruppen L 2b überzuleiten sind und bei
denen für die Zulassung zu einer für die Ver-
wendungsgruppen L 2b vorgeschriebenen Prü-
fung eine zweijährige Berufspraxis nach Ablegung
der Reifeprüfung vorgeschrieben war, gilt diese
Berufspraxis als zusätzliches Erfordernis im Sinne
des § 12 Abs. 2 Z. 5 des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 193/1969.

Artikel VI

(1) Die Bestimmungen des Dienstzweiges 26
des Teiles A Abschnitt II der Anlage zu Ab-
schnitt III a des Gehaltsüberleitungsgesetzes in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 296/
1968 gelten ab 1. September 1975 nur mehr für
die bis zu diesem Zeitpunkt in diesem Dienst-
zweig ernannten Lehrer.

(2) Die Anstellungserfordernisse für den
Dienstzweig 58 der Anlage zu Abschnitt III a
des Gehaltsüberleitungsgesetzes in der Fassung
des Artikels I werden auch durch die Reifeprü-
fung einer höheren Schule und eine vor dem
31. Dezember 1965 abgelegte Staatsprüfung aus
Gesang oder einem an mittleren oder höheren
Schulen zugelassenen Instrumentalfach erfüllt.

Artikel VII

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September
1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten je-
doch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister be-
traut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

2 4 5 . Bundesgesetz v o m 9. Juli 1970, mit
dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird

(20. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 94/1959,
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247/1959, 297/1959, 281/1960, 164/1961, 306/
1961, 89/1963, 117/1963, 144/1963, 312/1963,
153/1964, 102/1965, 124/1965, 190/1965, 340/
1965, 109/1966, 17/1967, 236/1967, 259/1968 und
198/1969 wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Grundbetrag der Haushaltszulage be-
trägt monatlich

a) 40 S für den Beamten, der nur nach Abs. 2
lit. a anspruchsberechtigt ist, wenn weder
ihm noch seiner Ehefrau ein Steigerungs-
betrag gebührt und die Ehefrau über
eigene Einkünfte verfügt, die die Hälfte des
Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe C
(einschließlich allfälliger Teuerungszulagen)
erreichen,

b) 150 S in allen übrigen Fällen."

2. % 4 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Für ein Kind, das das 18., aber noch nicht
das 26. Lebensjahr vollendet hat, gebührt der
Steigerungsbetrag auch dann, wenn es

a) den Präsenzdienst nach den Bestimmungen
des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/1955, lei-
stet,

b) in einer Schul- oder Berufsausbildung steht,
die seine Arbeitskraft überwiegend bean-
sprucht,

c) nach Ablegung der Reifeprüfung nicht un-
mittelbar den Präsenzdienst antritt, für
einen Zeitraum von höchstens sechs Mona-
ten,

d) nach Ableistung des Präsenzdienstes nicht
unmittelbar das Hochschulstudium be-
ginnt, für einen Zeitraum von höchstens
sechs Monaten oder

e) nach Abschluß der Schul- oder Berufsaus-
bildung oder nach Ableistung des Präsenz-
dienstes nicht unmittelbar in das Erwerbs-
leben eintritt, für einen Zeitraum von
höchstens drei Monaten,

und das Kind über keine eigenen Einkünfte ver-
fügt, die die Hälfte des Anfangsgehaltes der Ver-
wendungsgruppe C (einschließlich allfälliger
Teuerungszulagen) erreichen."

3. § 10 Abs. 1 Z. 3 erhält folgende Fassung:

„3. durch eine auf ,nicht entsprechend' lautende
Gesamtbeurteilung vom Zeitpunkt der Rechts-
kraft der Gesamtbeurteilung an; die Dauer der
Hemmung richtet sich nach der Anzahl der Ka-
lenderjahre, für die die Gesamtbeurteilung auf
,nicht entsprechend' lautet;".

4. § 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Hat der Beamte nach dem Ablauf des
Hemmungszeitraumes sich durch drei aufeinan-
derfolgende Jahre tadellos verhalten und in die-
sem Zeitraum mindestens eine seinem Dienstalter
entsprechende Durchschnittsleistung erbracht, so
ist ihm auf Antrag der Hemmungszeitraum für
die Vorrückung anzurechnen; die Anrechnung
wird mit dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten wirksam. Diese Regelung gilt nicht
für Fälle des Abs. 1 Z. 5.

5. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Vorrückungsstichtag ist dadurch zu
ermitteln, daß — unter Ausschluß der vor der
Vollendung des 18. Lebensjahres liegenden Zei-
ten und unter Beachtung der einschränkenden
Bestimmungen der Abs. 4 bis 8 — dem Tag der
Anstellung vorangesetzt werden:

a) die im Abs. 2 angeführten Zeiten zur
Gänze;

b) die sonstigen Zeiten zur Hälfte."

6. An die Stelle des § 12 Abs. 2 Z. 6 und 7
treten folgende Bestimmungen:

„6. bei Beamten, die in die Verwendungs-
gruppen B, L 2a oder A oder in eine entspre-
chende Verwendungsgruppe (§ 37 Abs. 6) aufge-
nommen werden, die Zeit des erfolgreichen Stu-
diums an einer höheren Schule bis zu dem Zeit-
punkt, an dem der Beamte den Abschluß dieser
Ausbildung auf Grund der schulrechtlichen Vor-
schriften frühestens hätte erreichen können;
mögliche schulrechtliche Ausnahmegenehmigun-
gen sind nicht zu berücksichtigen. Als Zeitpunkt
des möglichen Studienabschlusses ist bei Studien,
die mit dem Schuljahr enden, der 30. Juni und
bei Studien, die mit dem Kalenderjahr enden,
der 31. Dezember anzunehmen;

7. die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an
einer Akademie oder den Akademien ver-
wandten Lehranstalt, das für den Beamten An-
stellungserfordernis gewesen ist, bis zum Höchst-
ausmaß von zwei Jahren;

8. die Zeit eines, abgeschlossenen Studiums an
einer wissenschaftlichen Hochschule, Kunsthoch-
schule oder einer staatlichen Kunstakademie, das
für den Beamten Anstellungserfordernis gewesen
ist, bis zu dem aus der Anlage ersichtlichen
Höchstausmaß. Zum Studium zählt auch die für
die Erwerbung eines akademischen Grades erfor-
derliche Vorbereitungszeit."

7. § 12 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Zeiten gemäß Abs. 1 lit. b, in denen der
Beamte eine Tätigkeit ausgeübt oder ein Studium
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betrieben hat, können mit Zustimmung des
Bundeskanzleramtes und des Bundesministeriums
für Finanzen im öffentlichen Interesse insoweit
zur Gänze berücksichtigt werden, als die Tätig-
keit oder das Studium für die erfolgreiche Ver-
wendung des Beamten von besonderer Bedeutung
ist."

8. Die Abs. 7 und 8 des § 12 erhalten folgende
Fassung:

„(7) Die in Abs. 1 lit. b, Abs. 2 Z. 7 und 8
und Abs. 3 angeführten Zeiträume sind ohne
weitere Kürzung voranzusetzen, wenn sie nach
der Erfüllung der gemeinsamen Erfordernisse für
die Erlangung von Dienstposten der Verwen-
dungsgruppe, in der die Anstellung erfolgt, zu-
rückgelegt worden sind. Soweit solche Zeiträume
diesen Voraussetzungen nicht entsprechen, sind
sie in dem Ausmaß voranzusetzen, in dem sie
bei der Überstellung aus der der Vorbildung
entsprechenden niedrigeren Verwendungsgruppe
in die Verwendungsgruppe, in der die Anstellung
erfolgt, gemäß den §§ 35 und 62 für die Vor-
rückung anrechenbar waren; hiebei sind Zeiten
eines erfolgreichen, seit der Vollendung des
18. Lebensjahres ununterbrochenen Studiums an
einer höheren Schule als der Verwendungs-
gruppe B und den entsprechenden Verwendungs-
gruppen (§ 37 Abs. 6) gleichwertige Zeit anzu-
sehen.

(8) Die mehrfache Berücksichtigung eines und
desselben Zeitraumes ist — abgesehen von den
Fällen des § 86 Abs. 1 — unzulässig. Nicht zu
berücksichtigen sind ferner die in Abs. 2 Z. 2
und 3 angeführten Zeiten, soweit sie in den in
Abs. 2 Z. 7 und 8 angeführten Zeitraum fällen."

9, An die Stelle des § 20 Abs. 2 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(2) Dem Beamten kann aus Anlaß der Voll-
endung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren
für treue Dienste eine Jubiläumsbelohnung ge-
währt werden. Die Jubiläumsbelohnung beträgt
bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 50 v. H. und
bei einer Dienstzeit von 40 Jahren 100 v. H.
des Monatsbezuges, der dem Beamten für den
Monat gebührt, in den das Dienstjubiläum fällt.

(3) Zur Dienstzeit im Sinne des Abs. 2 zäh-
len:

1. die im bestehenden Dienstverhältnis zurück-
gelegte Zeit, soweit sie für die Vorrückung
wirksam ist, einschließlich der als Richter-
amtsanwärter zurückgelegten Zeit, die gem.
§ 42 Abs. 3 zweiter Satz erster Halbsatz
für die Vorrückung nicht wirksam ist,

2. die im § 12 Abs. 2 angeführten Zeiten, so-
weit sie für die Ermittlung des Vorrük-
kungsstichtages berücksichtigt wurden,

3. die in Teilbeschäftigung in einem Dienst-
verhältnis zu einer inländischen Gebietskör-
perschaft zurückgelegten Zeiten, soweit sie
für die Vorrückung wirksam sind,

4. die im Ausbildungs- oder Dienstverhältnis
zu einer inländischen Gebietskörperschaft
zurückgelegten Zeiten, die für die Vorrük-
kung bloß deshalb nicht wirksam sind, weil
sie vor der Vollendung des 18. Lebensjahres
liegen oder durch die Anwendung der
Überstellungsbestimmungen für die Vor-
rückung unwirksam geworden sind,

5. Dienstzeiten als Hochschulassistent, die ge-
mäß § 49 für die Vorrückung nicht wirk-
sam sind,

6. die in einem Unternehmen zurückgelegte
Zeit, wenn das Unternehmen vom Bund
übernommen worden und der Bund gegen-
über den Dienstnehmern in die Rechte des
Dienstgebers eingetreten ist.

(4) Die Jubiläumsbelohnung im Ausmaß von
100 v. H. des Monatsbezuges kann auch gewährt
werden, wenn der Beamte nach einer Dienst-
zeit von mindestens 35 Jahren aus dem Dienst-
stand ausscheidet. In diesem Fall ist der Jubi-
läumsbelohnung der Monatsbezug im Zeitpunkt
des Ausscheidens aus dem Dienststand zugrunde
zu legen.

(5) Hat der Beamte die Voraussetzung für die
Gewährung einer Jubiläumsbelohnung erfüllt
und ist er gestorben, ehe die Jubiläumsbelohnung
ausgezahlt worden ist, so kann die Jubiläums-
belohnung seinen versorgungsberechtigten Hin-
terbliebenen zur ungeteilten Hand ausgezahlt
werden."

10. § 22 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Rechtmäßig entrichtete Pensionsbeiträge
sind nicht zurückzuzahlen. Hat der Beamte wäh-
rend eines Urlaubes gegen Entfall der Bezüge
Pensionsbeiträge entrichtet und erhält der Bund
für Zeiten, die in diesen Urlaub fallen, nach-
träglich einen. Überweisungsbetrag nach den so-
zialversicherungsrechtlichen Bestimmungen, so
sind dem Beamten die auf diese Zeit entfallenden
Pensionsbeiträge bis zur Höhe des auf den je-
weiligen Monat entfallenden Teiles des Über-
weisungsbetrages zurückzuzahlen."

11. § 23 erhält folgende Fassung:

„ V o r s c h u ß u n d G e l d a u s h i l f e

§ 23. (1) Ist der Beamte unverschuldet in Not-
lage geraten oder liegen sonst berücksichtigungs-
würdige Gründe vor, so kann ihm auf Antrag
ein Vorschuß bis zur Höhe des dreifachen Mo-
natsbezuges gewährt werden. Ist das Dienstver-
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hältnis noch provisorisch, so ist die Höhe des
Vorschusses mit dem Betrag begrenzt, der dem
Beamten im Falle des Ausscheidens aus dem
Dienstverhältnis als Abfertigung gebühren würde
(S 27 Abs. 1). Die Gewährung des Vorschusses
kann von Sicherstellungen abhängig gemacht
werden.

(2) Der Vorschuß ist durch Abzug von den
gebührenden Bezügen längstens binnen vier Jah-
ren hereinzubringen; bei der Festsetzung der
Abzugsraten ist auf die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Beamten billige Rücksicht zu nehmen.
Der Beamte kann den Vorschuß auch vorzeitig
zurückzahlen. Scheidet der Beamte aus dem
Dienststand aus, so können zur Deckung eines
noch nicht zur Gänze zurückgezahlten Vorschus-
ses die dem ausscheidenden Beamten zustehen-
den Geldleistungen sowie die den Angehörigen
und Hinterbliebenen zustehenden Geldleistungen
— ausgenommen der Todesfallbeitrag, der Be-
stattungskostenbeitrag und der Pflegekostenbei-
trag — herangezogen werden.

(3) Wenn besonders berücksichtigungswürdige
Gründe vorliegen, können auch ein höherer Vor-
schuß und längere Rückzahlungsfristen bewilligt
werden. Zur Gewährung eines Vorschusses, der
die Höhe des dreifachen Monatsbezuges über-
steigt oder der binnen einem Zeitraum von mehr
als vier Jahren zurückgezahlt werden soll, ist die
Zustimmung des Bundesministeriums für Finan-
zen erforderlich.

(4) Ist der Beamte unverschuldet in Notlage
geraten oder liegen sonst berücksichtigungswür-
dige Gründe vor, so kann ihm auch eine Geld-
aushilfe gewährt werden."

12. § 27 Abs. 2 erster Satz erhält folgende
Fassung:

„Die Abfertigung beträgt in den Fällen des
§ 26 Abs. 3 für jedes für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbare Dienstjahr das Ein-
fache des Monatsbezuges."

13. Dem § 33 Abs. 8 wird angefügt:

„Die Bestimmungen der beiden vorstehenden
Sätze sind auch dann anzuwenden, wenn sich die
im Wege der Zeitvorrückung erreichte besol-
dungsrechtliche Stellung eines Beamten infolge
einer zusätzlichen Anrechnung von Vordienst-
zeiten ändert."

14. § 37 erhält folgende Fassung:

„(1) Wird ein Richteramtsanwärter oder ein
Hilfsrichter zum Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung ernannt, so gebührt ihm, sofern nicht
Abs. 7 angewendet wird, die Gehaltsstufe, die
sich auf Grund der Zeitvorrückung ergeben
würde, wenn er die Dienstzeit als Richteramts-

anwärter und Hilfsrichter und die ihm für die
Vorrückung angerechneten Vordienstzeiten als
Beamter der Allgemeinen Verwaltung in der
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er
ernannt wird.

(2) Wird ein Richter oder staatsanwaltschaft-
licher Beamter zum Beamten der Allgemeinen
Verwaltung ernannt, so gebührt ihm, sofern
nicht Abs. 7 angewendet wird, die Gehaltsstufe
und allfällige Dienstalterszulage, die sich auf
Grund der Zeitvorrückung ergeben würde, wenn
er die Zeit, die für die Erreichung seiner bisheri-
gen besoldungsrechtlichen Stellung notwendig ist,
als Beamter der Allgemeinen Verwaltung in der
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in die
er ernannt wird. Als für die Erreichung der be-
soldungsrechtlichen Stellung notwendige Zeit
gilt die Zeit, die für die Erreichung seiner bis-
herigen Gehaltsstufe notwendig ist, zuzüglich der
als Rechtspraktikant, Richteramtsanwärter und
Hilfsrichter zurückgelegten Zeit, soweit sie nicht
schon für die Vorrückung als Richter maßgebend
war.

(3) Wird ein Wachebeamter der Verwendungs-
gruppe W1 oder W 2 oder ein Berufsoffizier
zum Beamten der Allgemeinen Verwaltung der
vergleichbaren Verwendungsgruppe (Abs. 6) er-
nannt, so gebühren ihm für die neue Verwen-
dungsgruppe die erreichte Dienstklasse und Ge-
haltsstufe sowie der bisherige Vorrückungster-
min.

(4) Wird ein Lehrer, der einer der Verwen-
dungsgruppen L 2a angehört, zum Beamten der
Allgemeinen Verwaltung der Verwendungs-
gruppe A ernannt, so gebührt ihm, sofern nicht
Abs. 7 angewendet wird, die Gehaltsstufe und
allfällige Dienstalterszulage, die sich auf Grund
der Zeitvorrückung ergeben würde, wenn er die
Zeit, die für die Erreichung seiner bisherigen
besoldungsrechtlichen Stellung notwendig ist, in
dem zwei Jahre übersteigenden Ausmaß als Be-
amter der Verwendungsgruppe A zurückgelegt
hätte.

(5) Wird ein Beamter, der nicht unter die Be-
stimmungen der Abs. 1 bis 4 fällt, zum Beamten
der Allgemeinen Verwaltung ernannt, so gebührt
ihm, sofern nicht Abs. 7 angewendet wird, die
Gehaltsstufe und allfällige Dienstalterszulage, die
sich auf Grund der Zeitvorrückung ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner bisherigen Gehaltsstufe notwendig ist, als
Beamter der Allgemeinen Verwaltung in der
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er
ernannt wird.

(6) Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 5 ist auf
die Bestimmungen des § 33 Abs. 8 und der §§ 35
und 36 Bedacht zu nehmen. Hiebei entsprechen
die Verwendungsgruppen der Beamten im rich-
terlichen Vorbereitungsdienst, der Richter, der
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staatsanwaltschaftlichen Beamten und der Hoch-
schullehrer sowie die Verwendungsgruppen L PA,
L1 und H 1 der Verwendungsgruppe A, die
Verwendungsgruppen L 2b, W 1 und H 2 der
Verwendungsgruppe B, die Verwendungsgruppen
L 3, W 2, W 3, P 6 bis P 1, H 3 und H 4 den Ver-
wendungsgruppen C bis E. Wird ein Beamter
der Verwendungsgruppe S 2 oder S 1 zum Be-
amten der Allgemeinen Verwaltung ernannt, so
ist er bei der Überstellung so zu behandeln, als
ob er bei der Ernennung zum Beamten des
Schulaufsichtsdienstes zum Lehrer der Verwen-
dungsgruppe L 1 ernannt worden oder in dieser
Verwendungsgruppe geblieben wäre.

(7) Im Falle einer Überstellung nach den
Abs. 1 bis 5 kann der Beamte auch in eine hö-
here als die für die neue Verwendungsgruppe des
Beamten vorgesehene Dienstklasse ernannt wer-
den; überdies kann vom zuständigen Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt eine höhere als die niedrigste in die-
ser Dienstklasse für die neue Verwendungs-
gruppe des Beamten vorgesehene Gehaltsstufe zu-
erkannt werden. Hiebei ist auf die bisherige Stel-
lung und die künftige Verwendung des Beamten
Bedacht zu nehmen.

(8) Ist der Gehalt, den der Beamte in der
neuen Verwendungsgruppe erhält, niedriger als
das bisherige Gehalt, so gebührt dem Beamten
eine nach Maßgabe des Erreichens eines höheren
Gehaltes einzuziehende, ruhegenußfähige Ergän-
zungszulage auf den bisherigen Gehalt; ruhege-
nußfähige Zulagen sind bei der Ermittlung der
Ergänzungszulage dem jeweiligen Gehalt zuzu-
rechnen."

15. Die §§ 51 und 52 erhalten folgende Fas-
sung:

„ K o l l e g i e n g e l d a b g e l t u n g

§ 51. (1) Ordentlichen und außerordentlichen
Hochschulprofessoren sowie Hochschulassistenten,
die zu verantwortlicher Mitarbeit bei Lehrveran-
staltungen herangezogen werden (S 5 Abs. 2 des
Hochschulassistentengesetzes, BGBl. Nr. 216/
1962), gebührt für jedes Semester, in dem sie
Lehrveranstaltungen abgehalten haben, eine Kol-
legiengeldabgeltung nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen.

(2) Die Kollegiengeldabgeltung für die ordent-
lichen und außerordentlichen Hochschulprofes-
soren besteht aus einem Grundbetrag und Zu-
schlägen,

a) Der Grundbetrag gebührt in voller Höhe
nach einer tatsächlichen Lehrtätigkeit von
wenigstens sechs Wochenstunden im Seme-
ster. Er beträgt ab 1. Oktober 1969
8000 S, ab 1. Oktober 1970 10.000 S und

ab 1. Oktober 1971 11.000 S im Semester.
b) Zum Grundbetrag kommt ein Zuschlag

von 25 v. H., sofern der Hochschulprofes-
sor im Rahmen der Lehrtätigkeit von sechs
Wochenstunden im Semester wenigstens
zwei Wochenstunden für Seminare, Priva-
rissima, Konversatorien oder für Dok-
toranden bestimmte Spezialvorlesungen
aufgewendet hat.

c) Zum Grundbetrag kommt ein weiterer Zu-
schlag von 25 v. H., sofern der Hochschul-
professor im Rahmen seiner Lehrbefugnis
wenigstens acht Wochenstunden abgehalten
hat und davon wenigstens vier Stunden auf
Seminare, Privatissima, Konversatorien
oder für Doktoranden bestimmte Spezial-
vorlesungen entfallen sind.

d) Zum Grundbetrag kommt ein Zuschlag
von 25 v. H., sofern der Hochschulprofes-
sor im Rahmen seiner Lehrbefugnis wenig-
stens zehn Wochenstunden abgehalten hat
und davon wenigstens vier Wochenstunden
auf Seminare, Übungen, Arbeitsgemein-
schaften, Repetitorien, Konversatorien oder
für Doktoranden bestimmte Spezialvorle-
sungen entfallen sind. Liegen auch die
Voraussetzungen der lit. b oder c vor, so
gebühren die Zuschläge nach lit. b oder c
zusätzlich zum Zuschlag nach lit. d.

(3) Lehrveranstaltungen, die der Hochschul-
professor gemeinsam mit anderen Hochschul-
professoren abhält, sind auf die in Abs. 2 ge-
nannte Anzahl der Wochenstunden anteilsmäßig
anzurechnen.

(4) Lehrveranstaltungen, die der Hochschul-
professor gemeinsam mit verantwortlich tätigen
Hochschulassistenten (Vertragsassistenten) oder
mit anderen verantwortlich tätigen wissenschaft-
lichen Beamten abhält, sind dem Hochschul-
professor auf die in Abs. 2 genannten Wochen-
stundenzahlen zur Gänze anzurechnen, falls er
persönlich während der ganzen angekündigten
Zeit tätig war; trifft diese Voraussetzung nicht
zu, so sind solche Lehrveranstaltungen nur auf
die in Abs. 2 lit. a und d genannte Wochenstun-
denzahl mit einem Viertel der angekündigten
Zeit der Lehrveranstaltung anzurechnen, für die
in Abs. 2 lit. a genannte Wochenstundenzahl je-
doch nur bis zum Höchstausmaß von zwei Stun-
den.

(5) Lehrt der Hochschulprofessor weniger als
sechs Wochenstunden im Semester, so vermin-
dert sich der Grundbetrag um je 25 v. H. für
jede auf sechs fehlende Wochenstunde im Se-
mester. Zuschläge nach Abs. 2 lit. b, c und d ge-
bühren in diesen Fällen nicht.

(6) Übt der Hochschulprofessor seine Lehr-
tätigkeit nur während eines Teiles des Seme-
sters aus, so vermindert sich die Kollegiengeld-
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abgeltung nach dem Verhältnis seiner tatsäch-
lichen Lehrtätigkeit zu seiner auf das ganze Se-
mestep bezogenen vollen Lehrverpflichtung.

(7) Wenn nach den Studienvorschriften Lehr-
veranstaltungen eines Fachgebietes auf zwei Se-
mester eines Studienjahres ungleich verteilt sind,
ist für die Berechnung der Kollegiengeldabgel-
tung vom Durchschnitt der gemäß Abs. 1 bis 4
anrechenbaren Wochenstundenzahl im Studien-
jahr auszugehen.

(8) Einem Hochschulassistenten, der bei
Pflichtlehrveranstaltungen ohne besonderen
Lehrauftrag im Sinne des § 5 Abs. 2 des Hoch-
schulassistentengesetzes verantwortlich mitgear-
beitet hat, gebührt in den nachstehend angeführ-
ten Fällen eine Kollegiengeldabgeltung in der
Höhe eines Achtels des Grundbetrages gemäß
Abs. 2 lit. a für jede Wochenstunde im Semester,
höchstens jedoch in der Höhe des Grundbetra-
ges.

a) Die Abgeltung gebührt nur für Lehrver-
anstaltungen, die von wenigstens 30 Hö-
rarn inskribiert wurden.

b) Die Abgeltung gebührt für die einzige ab-
gehaltene, zur Erfüllung des Studienplanes
notwendige Pflichtlehrveranstaltung ihrer
Art.

c) Ist eine dieser Pflichtlehrveranstaltungen,
soweit es sich um Proseminare, Übungen,
Arbeitsgemeinschaften oder Repetitorien
handelt, in Gruppen für je wenigstens
30 Hörer abgehalten worden, so gebührt
die Abgeltung jedem Assistenten, der die
Lehrveranstaltung für eine Gruppe abge-
halten hat. Einem Assistenten, der eine
Lehrveranstaltung in mehreren solchen
Gruppen zu verschiedenen Zeiten abgehal-
ten hat, gebührt die Abgeltung für jede
Gruppe.

d) Verlangt eine intensiv geführte Übung
aus pädagogischen Gründen nicht die Tei-
lung der Lehrveranstaltung in mehrere
Gruppen, wohl aber die Betreuung einer
großen Zahl von Studierenden durch meh-
rere Assistenten, so gebührt die Abgeltung
für eine solche Lehrveranstaltung jedem
Assistenten, der während der vollen ange-
kündigten Zeit der Lehrveranstaltung we-
nigstens 30 Hörer angeleitet und betreut
hat.

e) Die Abgeltung gebührt für Übungen in
Laboratorien mit besonders gefährlichen
Geräten bei einer Betreuung von wenig-
stens 10 Hörern, falls aus Gründen der
Unfallverhütung eine besonders genaue
Überwachung notwendig ist-

(9) Alle Lehrveranstaltungen eines ordent-
lichen oder außerordentlichen Hochschulprofes-
sors an der eigenen oder an einer anderen Fakul-

tät oder Hochschule ohne Fakultätsgliederung
sind bei der Berechnung der Kollegiengeldabgel-
tung zu berücksichtigen. Besondere Lehraufträge
nach § 18 des Hochschul-Organisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 154/1955, dürfen nur für eine zehn
Wochenstunden im Semester übersteigende Lehr-
tätigkeit, an der eigenen Fakultät überdies nur
zur Vertretung einer vorübergehend unbesetzten
Lehrkanzel erteilt werden.

(10) Inwieweit den Hochschulprofessoren ein
Anteil an Eingängen aus anderen Hochschul-
taxen als dem Kollegiengeld als Vergütung für
ihre Mitwirkung an der Tätigkeit, für welche
die Hochschultaxen zu entrichten sind, sowie als
Vergütung für die Versehung akademischer
Funktionen zukommt, bestimmt sich nach den
jeweils hiefür geltenden Rechtsvorschriften.

B e s o l d u n g s r e c h t l i c h e B e g ü n s t i -
g u n g e n f ü r H o c h s c h u l p r o f e s -

s o r e n

§ 52. (1) Soweit es zur Gewinnung eines Wis-
senschaftlers oder Künstler» aus dem In- oder
Ausland notwendig ist, kann der Bundespräsi-
dent bei der Ernennung des Wissenschaftlers oder
Künstlers zum Hochschulprofessor folgende be-
soldungsrechtliche Begünstigungen gewähren:

a) einen höheren als den im § 48 vorgesehe-
nen Gehalt,

b) eine höhere als die im § 51 vorgesehene
Kollegiengeldabgeltung,

c) einen besonderen verzinslichen Vorschuß
zur Beschaffung einer angemessenen Woh-
nung im neuen Dienstort oder in dessen
Nähe,

d) den Ersatz der Reise- und Frachtkosten,
die durch die Wohnsitzverlegung aus dem
Anlaß der Ernennung entstehen, und einen
Haushaltszuschuß bis zur Höhe der Tren-
nungsgebühr für die Zeit, in der der Hoch-
schulprofessor gezwungen ist, einen dop-
pelten Haushalt zu führen.

(2) Die Begünstigungen nach Abs. 1 lit. a und
b kann der Bundespräsident auch gewähren, um
die Berufung eines Hochschulprofessors in das
Ausland abzuwehren.

(3) Eine Begünstigung nach Abs. 1 darf nur
gewährt werden, wenn der Wissenschaftler oder
Künstler sich vor seiner Ernennung zum Hoch-
schulprofessor schriftlich verpflichtet, innerhalb
von drei Jahren nach seiner Ernennung keine Be-
rufung an eine andere Hochschule anzunehmen.

(4) Nimmt ein Hochschulprofessor, dem eine
Begünstigung nach Abs. 1 lit. c gewährt worden
ist, eine Berufung in das Ausland an, ehe er den
besonderen Vorschuß zur Gänze zurückgezahlt
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hat, so wird der noch nicht zurückgezahlte Vor-
schußbetrag sofort fällig. In diesem Falle sind die
Leistungen aus einer nach Abs. 1 lit. d gewähr-
ten Begünstigung dem Bund zu erstatten."

1$. An die Stelle der Abs, 3 und 4 des § 53
treten folgende Bestimmungen:

„(3) Wird ein Lehrer, der einer der Verwen-
dungsgruppen L 2a angehört, zum Hochschul-
assistenten ernennt, so gebührt ihm die Gehalts-
stufe, die sich ergeben würde, wenn er die für
die Erreichung seiner bisherigen Gehaltsstufe
notwendige Zeit in dem zwei Jahre übersteigen-
den Ausmaß als Hochschulassistent zurückgelegt
hätte.

(4) Wird ein Beamter, der nicht unter die Be-
stimmungen der Abs. 1 bis 3 fällt, zum Hoch-
schulassistenten ernannt, so richtet sich seine Ge-
haltsstufe nach der Zeit, die für die Vorrückung
oder für die Zeitvorrückung maßgebend war,
und zwar, wenn der Beamte aus einer Verwen-
dungsgruppe, für die volle Hochschulbildung
vorgeschrieben ist, überstellt wurde, im vollen
Ausmaß, wenn der Beamte aus einer Verwen-
dungsgruppe, für die die Absolvierung einer
höheren Lehranstalt vorgeschrieben ist, über-
stellt wurde, in dem vier Jahre übersteigenden
Ausmaß, wenn der Beamte aus einer sonstigen
Verwendungsgruppe überstellt wurde, in dem
sechs Jahre übersteigenden Ausmaß.

(5) Ist der Gehalt des Hochschulassistenten
niedriger als der bisherige Gehalt, so gebührt
dem Hochschulassistenten eine nach Maßgabe des
Erreichen; eines höheren Gehaltes einzuziehende,
ruhegenußfähige Ergänzungszulage auf den bis-
herigen Gehalt; ruhegenußfähige Zulagen sind
bei der Ermittlung der Ergänzungszulage dem
Gehalt zuzurechnen."

17. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

18. § 56 erhält folgende Fassung:

„ D i e n s t a l t e r s z u l a g e

§ 56. (1) Dem Lehrer, der vier Jahre in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine
ruhegenußfähige Dienstalterszulage im Ausmaß
von eineinhalb Vorrückungsbeträgen. Die Be-
stimmungen der §§ 8 bis 11 6ind sinngemäß an-
zuwenden.

(2) Die Dienstalterszulage beträgt Jedoch ab-
weichend von Abs. 1 für Lehrer
der Verwendungsgruppe L PA 1212 S,
der Verwendungsgruppe L 2b 3 und L 2b 2 922 S

und
der Verwendungsgruppe L 2b 1 527 S."

19. § 57 Abs. 2 lit. c und d erhalten folgende
Fassung:

20. An die Stelle des § 57 Abs. 3 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(3) Die Dienstzulage der Leiter der Verwen-
dungsgruppe L 1 erhöht sich nach sechsjähriger
Ausübung der Funktion um 15 v. H. und nach
zehnjähriger Ausübung der Funktion um 25 v. H.
In die Zeit der Ausübung der Funktion sind Zeit-
räume einer Betrauung mit der Leitung von
Unterrichtsanstalten zur Gänze und Zeiträume
der Ausübung einer Funktion, für die eine
Dienstzulage gemäß § 58 Abs. 1 gebührt, zu zwei
Dritteln einzurechnen.

(4) Die Dienstzulage der Leiter der Verwen-
dungsgruppen L 2 erhöht sich nach achtjähriger
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Ausübung der Funktion um 15 v. H. und nach
zwölfjähriger Ausübung der Funktion um 25 v.H.
Zeiträume der Ausübung der Leiterfunktion,
für die eine Dienstzulage gemäß Abs. 2 lit. d ge-
bührt, und Zeiträume der Ausübung einer Funk-
tion, für die eine Dienstzulage gemäß § 58 Abs. 1
gebührt, sind in die Zeiträume der Ausübung
einer Leiterfunktion, für die die Dienstzulage
gemäß Abs. 2 lit. c gebührt, zu zwei Dritteln
einzurechnen. Zeiträume einer Betrauung mit der
Leitung von Unterrichtsanstalten (§ 59 Abs. 1)
sind der Zeit der Innehabung der Funktion
gleichzuhalten.

(5) Leitern der Verwendungsgruppen L 2a 2
oder L 2b 3 an höheren Lehranstalten gebührt
die Dienstzulage, die ihnen gemäß Abs. 2 lit. b
gebühren würde, wenn sie in die Verwendungs-
gruppe L 1 überstellt worden wären."

21. Die bisherigen Abs. 4 und 5 des § 57 er-
halten die Bezeichnung „(6)" und „(7)".

22. § 58 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1,
die an Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten,
gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von 225 S.
Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1, die an
Polytechnischen Lehrgängen Fremdsprachen un-
terrichten, gebührt eine Dienstzulage in der Höhe
von 412 S."

23. § 58 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Wird ein Lehrer, auf den die Bestimmun-
gen des Abs, 2 bis 4 anzuwenden sind, nur zum
Teil in einer den Anspruch auf die Dienstzulage
begründenden Verwendung oder in Verwendun-
gen beschäftigt, die den Anspruch auf verschie-
dene Dienstzulagen begründen, so gebührt die
jeweilige Dienstzulage nur im Verhältnis des
Beschäftigungsausmaßes in der den Anspruch be-
gründenden Verwendung zur vollen Lehrver-
pflichtung in dieser Verwendung."

24. An die Stelle des § 58 Abs. 6 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(6) Lehrern der Verwendungsgruppe L 1 an
Übungsschulen der Pädagogischen Akademien ge-
bührt eine Ergänzungszulage im Ausmaß des
Unterschiedsbetrages zwischen ihrem Bezug als
Lehrer der Verwendungsgruppe L 1 und dem
Bezug, der ihnen gebühren würde, wenn sie in
der vor der Ernennung zu Lehrern der Ver-
wendungsgruppe L 1 innegehabten Verwen-
dungsgruppe geblieben wären und als Lehrer an
Übungsschulen der Pädagogischen Akademien
verwendet würden (§ 59 Abs. 12 lit. b).

(7) Die Dienstzulagen nach den Abs. 1 bis 5
und die Ergänzungszulage nach Abs. 6 sind für
die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbar.
Im Falle des Abs. 5 ist der Bemessung des Ruhe-
genusses der Durchschnittsbetrag der während
der letzten fünf Jahre zustehenden Dienstzulage
zugrunde zu legen."

25. An die Stelle des § 59 Abs. 3 bis 13 treten
folgende Bestimmungen:

„(3) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2a l,
die die Erfordernisse für die Anstellung in der
Verwendungsgruppe L 2a 2 erfüllen und auf
einem für Lehrer dieser Verwendungsgruppe vor-
gesehenen Dienstposten oder an einer Übungs-
schule verwendet werden, gebührt für die Dauer
dieser Verwendung eine Dienstzulage im Ausmaß
des Unterschiedsbetrages zwischen ihrem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienstalterszulage)
und dem Gehalt (einschließlich einer allfälligen
Dienstalterszulage) eines Lehrers der Verwen-
dungsgruppe L 2a 2 in der gleichen Gehaltsstufe;
§ 58 Abs. 5 gilt sinngemäß.

(4) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b l,
die die Erfordernisse für die Anstellung in der
Verwendungsgruppe L 2b 2 erfüllen und auf
einem für Lehrer dieser Verwendungsgruppe vor-
gesehenen Dienstposten verwendet werden, ge-
bührt für die Dauer dieser Verwendung eine
Dienstzulage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages
zwischen ihrem Gehalt (einschließlich einer all-
fälligen Dienstalterszulage) und dem Gehalt (ein-
schließlich einer allfälligen Dienstalterszulage)
eines Lehrers der Verwendungsgruppe L 2b 2 in
der gleichen Gehaltsstufe. Dies gilt sinngemäß
auch dann, wenn ein Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 2b 1 oder ein Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 2b 2 die Erfordernisse für eine Anstel-
lung in der Verwendungsgruppe L 2b 3 erfüllt
und auf einem für Lehrer dieser Verwendungs-
gruppe vorgesehenen Dienstposten verwendet
wird.

(5) Lehrern der Verwendungsgruppe L 3, die
die im § 58 Abs. 3 lit. c und d angeführte Be-
fähigung aufweisen und auf einem der in diesen
Bestimmungen angeführten Dienstposten ver-
wendet werden, ohne auf einen solchen Dienst-
posten ernannt zu sein, ferner Kindergärtnerin-
nen mit der Befähigung für Sonderkindergärten,
die an solchen verwendet werden, sowie Kinder-
gärtnerinnen, die an Übungskindergärten ver-
wendet werden, gebührt für die Dauer dieser
Verwendung eine Dienstzulage im Ausmaß der
Dienstzulage gemäß § 58 Abs. 4, wobei die im
zweiten Halbsatz angeführte Erhöhung nur bei
einer Verwendung an Polytechnischen Lehrgän-
gen und an hauswirtschaftlichen Berufsschulen in
Betracht kommt; § 58 Abs. 5 gilt sinngemäß.



60. Stück — Ausgegeben am 7. August 1970 — Nr. 245 1337

(6) Die Dienstzulagen nach den Abs. 1 bis 5
sind ruhegenußfähig, wenn die Verwendung, die
den Anspruch auf die Dienstzulage begründet,
mindestens ein Jahr gedauert hat und der Lehrer
im Zeitpunkt der Versetzung oder des Übertrittes
in den Ruhestand noch in dieser Verwendung
gestanden ist. Auf Lehrer, deren Dienstzulage
nach § 58 Abs. 5 zu bemessen ist, ist § 58 Abs. 6
zweiter Satz sinngemäß anzuwenden.

(7) Klassenlehrern an Volksschulklassen (Son-
derschulklassen) mit mehreren Schulstufen ge-
bührt für die Dauer dieser Verwendung eine
Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für Klas-
senlehrer

a) an Volksschulklassen (Sonderschulklassen)
mit mehreren Schulstufen in mehrklassigen.
Volksschulen (Sonderschulen), soweit nicht
lit. b anzuwenden ist, 225 S,

b) an ungeteilten einklassigen Volksschulen
(Sonderschulen) und an geteilten Klassen
zweiklassiger Volksschulen (Sonderschulen)
337 S,

c) an geteilten einklassigen Volksschulen (Son-
derschulen) 469 S.

(8) Lehrern an zweisprachigen Schulklassen mit
der Befähigung zur Unterrichtserteilung in beiden
Sprachen gebührt für die Dauer dieser Verwen-
dung eine Dienstzulage von 225 S.

(9) Lehrern an der Bundes-Fachschule und
-Handelsschule Wien V, die an Klassen zu unter-
richten haben, an denen sich Schüler mit ver-
schiedenen Arten von Behinderungen befinden,
gebührt für die Dauer einer solchen Verwendung
eine Dienstzulage von 336 S.

(10) Klassenlehrern der Verwendungsgruppe
L 2a 1 an Volksschulen, die mit der Führung
einer ganzjährig übungsschulmäßig eingerichteten
Besuchsschulklasse betraut sind, gebührt für die
Dauer einer solchen Verwendung eine Dienst-
zulage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwi-
schen ihrem Gehalt (einschließlich einer allfälligen
Dienstalterszulage) und dem Gehalt (einschließ-
lich einer allfälligen Dienstalterszulage) eines
Lehrers der Verwendungsgruppe L 2a 2 in der
gleichen Gehaltsstufe.

(11) Klassenlehrern der Verwendungsgruppe
L 2b 1 an Volksschulen, die mit der Führung
einer ganzjährig übungsschulmäßig eingerichteten
Besuchsschulklasse betraut sind, gebührt für die
Dauer einer solchen Verwendung eine Dienst-
zulage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwi-
schen ihrem Gehalt (einschließlich einer allfälligen
Dienstalterszulage) und dem Gehalt (einschließ-
lich einer allfälligen Dienstalterszulage) eines
Lehrers der Verwendungsgruppe L 2b 2 in der
gleichen Gehaltsstufe.

(12) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2a 2
oder L 2b 2,

a) die an Hauptschulen ganzjährig mit der
Erteilung übungsschulmäßigen Unterrichtes
im Umfang des Unterrichtes an Übungs-
schulen betraut sind
oder

b) als Übungsschullehrer an Pädagogischen
Akademien verwendet werden,

gebührt für die Dauer einer solchen Verwendung
eine Dienstzulage im Ausmaß des Unterschieds-
betrages zwischen ihrem Gehall (einschließlich
einer allfälligen Dienstalterszulage) und dem Ge-
halt (einschließlich einer allfälligen Dienstalters-
zulage), der ihnen gebühren würde, wenn sie zu
Lehrern der Verwendungsgruppe L 1 ernannt
worden wären, jedoch mindestens im Ausmaß
von 300 S.

(13) Die Dienstzulagen nach den Abs. 7 bis 13
•sind ruhegenufifäbig, wenn der Lehrer in den
letzten drei Jahren vor seiner Versetzung oder
seinem Übertritt in den Ruhestand in einer den
Anspruch auf diese Dienstzulage begründenden
Verwendung gestanden ist. Die Dienstzulage nach
Abs. 7 ist für den Ruhegenuß auch dann
anrechenbar, wenn der Lehrer ununterbrochen
durch mindestens zehn Jahre in einer den An-
spruch auf diese Dienstzulage begründenden Ver-
wendung gestanden ist und der Anspruch erst in
den letzten zwei Jahren vor seiner Versetzung
oder seinem Übertritt in den Ruhestand weg-
gefallen ist.

(14) Lehrern, die mit der Leitung eines Bun-
deskonviktes betraut sind, gebührt eine Dienst-
zulage in der Höhe der um 25 v. H. erhöhten
Dienstzulage, auf die sie nach den Bestimmungen
des § 60 Abs. 3 bis 6 Anspruch hätten, wenn sie
als Erzieher verwendet würden; diese Dienst-
zulage ist ruhegenußfähig, wenn diese Verwen-
dung mindestens ein Jahr gedauert hat und der
mit der Leitung eines Bundeskonviktes betraute
Lehrer im Zeitpunkt der Versetzung oder des
Übertrittes in den Ruhestand noch in dieser Ver-
wendung gestanden ist.

(15) Von den Dienstzulagen nach den Abs. 1
bis 5, 7 bis 12 und 14 und von dem diesen
Dienstzulagen entsprechenden Teil der Sonder-
zahlung ist der Pensionsbeitrag zu entrichten."

26. § 60 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Lehrern
a) der Verwendungsgruppe L 2a 1, die, ohne

die Voraussetzungen für eine Anstellung in
der Verwendungsgruppe L 2a 2 zu erfüllen,
auf einem für Lehrer dieser Verwendungs-
gruppe vorgesehenen Dienstposten an einer
Hauptschule, einer Sonderschule, einer
Übungsschule, einer Berufsschule oder
einem Polytechnischen Lehrgang verwendet
werden, gebührt für die Dauer dieser Ver-
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wendung eine Dienstzulage in der Höhe
von 225 S, höchstens jedoch in der Höhe
des Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienst-
alterszulage) und dem Gehalt (einschließ-
lich einer allfälligen Dienstalterszulage)
eines Lehrers der Verwendungs-
gruppe L 2a 2 in der gleichen Gehaltsstufe;
§ 58 Abs. 5 gilt sinngemäß;

b) der Verwendungsgruppe L 2b 1, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Anstellung
in der Verwendungsgruppe L 2b 2 zu er-
füllen, auf einem für Lehrer dieser Ver-
wendungsgruppe vorgesehenen Dienst-
posten an einer Hauptschule, einer Sonder-
schule oder einer Übungsschule verwendet
werden, gebührt für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Dienstzulage in der Höhe
von 225 S, höchstens jedoch in der Höhe
des Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienst-
alterszulage) und dem Gehalt (einschließ-
lich einer allfälligen Dienstalterszulage)
eines Lehrers der Verwendungs-
gruppe L 2b 2 in der gleichen Gehaltsstufe;
§ 58 Abs. 5 gilt sinngemäß;

c) der Verwendungsgruppe L 2b 1, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Anstellung
in der Verwendungsgruppe L 2b 3 zu er-
füllen, auf einem für Lehrer dieser Ver-
wendungsgruppe vorgesehenen Dienst-
posten an einem Polytechnischen Lehr-
gang oder an einer Berufsschule verwendet
werden, gebührt für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Dienstzulage in der Höhe
von 412 S, höchstens jedoch in der Höhe
des Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienst-
alterszulage) und dem Gehalt (einschließ-
lich einer allfälligen Dienstalterszulage)
eines Lehrers der Verwendungs-
gruppe L 2b 3 in der gleichen Gehalts-
stufe; § 58 Abs. 5 gilt sinngemäß;

d) der Verwendungsgruppe L 2b 2, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Anstellung
in der Verwendungsgruppe L 2b 3 zu er-
füllen, auf einem für Lehrer dieser Ver-
wendungsgruppe vorgesehenen Dienst-
posten an einem Polytechnischen Lehrgang
oder an einer Berufsschule verwendet wer-
den, gebührt für die Dauer dieser Verwen-
dung eine Dienstzulage in der Höhe des
Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt (ein-
schließlich einer allfälligen Dienstalters-
zulage) und dem Gehalt (einschließlich
einer allfälligen Dienstalterszulage) eines
Lehrers der Verwendungsgruppe L 2b 3
in der gleichen Gehaltsstufe; dies gilt sinn-
gemäß auch dann, wenn ein Lehrer der

Verwendungsgruppe L 2b 1, der die Er-
fordernisse zwar für eine Anstellung in
der Verwendungsgruppe L 2b 2, nicht aber
für eine Anstellung in der Verwendungs-
gruppe L 2b 3 erfüllt, auf einem für Lehrer
der Verwendungsgruppe L 2b 3 vorge-
sehenen Dienstposten an einem Polytech-
nischen Lehrgang oder an einer Berufs-
schule verwendet wird; § 58 Abs. 5 gilt
sinngemäß."

27. § 60 Abs. 3 erster Satz erhält folgende
Fassung:

„Lehrern, die neben ihrer Lehrtätigkeit an
Bundeserziehungsanstalten, Bundeskonvikten,
Blindeninstituten, Taubstummeninstituten oder
an gleichartigen Anstalten als Erzieher verwen-
det werden, gebührt für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Dienstzulage, die durch die Ver-
wendungsgruppe und durch die Dienstzulagen-
stufe bestimmt wird."

28. § 60 Abs. 8 erhält folgende Fassung:

„(8) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2a 2
und L 2b 2 an Hauptschulen, die mit der Ertei-
lung übungsschulmäßigen Unterrichtes im Um-
fang des Unterrichtes an Übungsschulen im Schul-
jahr nur während eines Semesters betraut sind,
gebührt für die Dauer der Erteilung des übungs-
schulmäßigen Unterrichtes eine Dienstzulage im
Ausmaß der Dienstzulage gemäß § 59 Abs. 10."

29. § 62 erhält folgende Fassung:

„ Ü b e r s t e l l u n g

§ 62. (1) Wird ein Lehrer aus der Verwen-
dungsgruppe L 3 in eine der Verwendungs-
gruppen L 2b überstellt, so gebührt ihm die
Gehaltsstufe, die sich ergeben würde, wenn er die
Zeit, die für die Erreichung seiner Gehaltsstufe
in der Verwendungsgruppe L 3 notwendig ist, in
dem zwei Jahre übersteigenden Ausmaß als
Lehrer einer der Verwendungsgruppen L 2b
zurückgelegt hätte; an die Stelle des Zeitraumes
von zwei Jahren tritt ein solcher von vier Jahren,
wenn der Lehrer das Anstellungserfordernis für
die Verwendungsgruppe L 2b nicht durch die
Ablegung der Reifeprüfung an einer höheren
Lehranstalt erfüllt hat.

(2) Wird ein Lehrer aus der Verwendungs-
gruppe L 3 in eine der Verwendungsgruppen I. 2a
überstellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die
Erreichung seiner Gehaltsstufe in der Verwen-
dungsgruppe L 3 notwendig ist, in dem vier
Jahre übersteigenden Ausmaß als Lehrer einer
der Verwendungsgruppen L 2a zurückgelegt
hätte; an die Stelle des Zeitraumes von vier
Jahren tritt ein solcher von sechs Jahren, wenn
der Lehrer das Anstellungserfordernis für die
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Verwendungsgruppen L 2a nicht durch die Ab-
legung der Reifeprüfung an einer höheren Lehr-
anstalt erfüllt hat.

(3) Wird ein Lehrer aus einer der Verwen-
dungsgruppen L 2b in eine der Verwendungs-
gruppen L 2a überstellt, so gebührt ihm die
Gehaltsstufe, die sich ergeben würde, wenn er die
Zeit, die für die Erreichung seiner Gehaltsstufe
in einer der Verwendungsgruppen L 2b notwen-
dig ist, in dem zwei Jahre übersteigenden Aus-
maß als Lehrer der Verwendungsgruppe zurück-
gelegt hätte, in die er überstellt wird.

(4) Wird ein Lehrer aus einer der Verwen-
dungsgruppen L 2b in die Verwendungsgruppe
L PA oder L 1 überstellt, so gebührt ihm die
Gehaltsstufe, die sich ergeben würde, wenn er die
Zeit, die für die Erreichung seiner Gehaltsstufe
in einer der Verwendungsgruppen L 2b notwen-
dig ist, in dem vier Jahre übersteigenden Ausmaß
als Lehrer der Verwendungsgruppe zurückgelegt
hätte, in die er überstellt wird; an die Stelle des
Zeitraumes von vier Jahren tritt ein solcher von
sechs Jahren, wenn der Lehrer das Anstellungs-
erfordernis für die Verwendungsgruppe L PA
oder L 1 nicht durch die Vollendung einer Hoch-
schulbildung im Sinne der gemeinsamen Anstel-
lungserfordernisse für diese Verwendungsgruppe
erfüllt.

(5) Wird ein Lehrer aus einer der Ver-
wendungsgruppen L 2a in eine der Verwendungs-
gruppen L PA oder L 1 überstellt, so gebührt
ihm die Gehaltsstufe, die sich ergeben würde,
wenn er die Zeit, die für die Erreichung seiner
Gehaltsstufe in einer der Verwendungsgrup-
pen L 2a notwendig ist, in dem zwei Jahre über-
steigenden Ausmaß als Lehrer der Verwendungs-
gruppe zurückgelegt hätte, in die er überstellt
wird; an die Stelle des Zeitraumes von zwei
Jahren tritt ein solcher von vier Jahren, wenn
der Lehrer das Anstellungserforderais für die
Verwendungsgruppen L PA oder L 1 nicht durch
die Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne
der gemeinsamen Anstellungserfordernisse für
diese Verwendungsgruppe erfüllt.

(6) Wird ein Lehrer aus der Verwendungs-
gruppe L 3 in die Verwendungsgruppe L PA
oder L 1 überstellt, so gebührt ihm die Gehalts-
stufe, die sich ergeben würde, wenn er die Zeit,
die für die Erreichung seiner Gehaltsstufe in der
Verwendungsgruppe L 3 notwendig ist, in dem
sechs Jahre übersteigenden Ausmaß als Lehrer
der Verwendungsgruppe L PA oder L 1 zurück-
gelegt hätte; hat der Lehrer das Anstellungs-
erfordernis für die Verwendungsgruppe L PA
oder L 1 nicht durch die Vollendung einer Hoch-
schulbildung im Sinne der gemeinsamen Anstel-
lungserfordernisse für diese Verwendungsgruppe
erfüllt, so ist er so zu behandeln, als ob die
Abs. 1 und 4 auf ihn angewendet worden wären.

(7) Wenn es für den Lehrer günstiger ist, ist er
abweichend von den Bestimmungen der Abs. 1
bis 6 so zu behandeln, als ob er die Hälfte der
Zeit, die er nach Erfüllung des gemeinsamen An-
stellungserfordernisses für die höhere Verwen-
dungsgruppe in einer niedrigeren Verwendungs-
gruppe zurückgelegt hat, in der höheren Ver-
wendungsgruppe verbracht hätte.

(8) Wird ein Lehrer der Verwendungsgruppe
L 1 in die Verwendungsgruppe L PA, ein Lehrer
der Verwendungsgruppe L PA in die Verwen-
dungsgruppe I. 1, ein Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 2a 1 in die Verwendungsgruppe L 2a 2,
ein Lehrer der Verwendungsgruppe L 2a 2 in
die Verwendungsgruppe L 2a 1 oder ein Lehrer
einer der Verwendungsgruppen L 2b in eine der
anderen Verwendungsgruppen L 2b überstellt,
so bleibt er in der bisherigen Gehaltsstufe.

(9) Bei Überstellungen nach den Abs. 1 bis 6
und Abs. 8 ist: die in der höchsten Gehaltsstufe
einer Verwendungsgruppe verbrachte Zeit bis
zum Ausmaß von vier Jahren für die Vor-
rückung und den Anfall einer Dienstalterszulage
anzurechnen. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11
sind sinngemäß anzuwenden.

(10) Durch eine Überstellung nach den Abs. 1
bis 6 und 8 wird der Vorrückungstemin nicht
berührt.

(11) Ist der jeweilige Gehalt in der neuen Ver-
wendungsgruppe niedriger als der Gehalt, der
dem Lehrer jeweils in einer niedrigeren Verwen-
dungsgruppe zukommen würde, so gebührt dem
Lehrer eine ruhegenußfähige Ergänzungszulage
auf diesen Gehalt; ruhegenußfähige Zulagen sind
bei der Ermittlung der Ergänzungszulage dem
Gehalt zuzurechnen."

30. § 64 Abs. 3 erster Satz erhält folgende Fas-
sung:

„Wird ein Beamter des Schulaufsichtsdienstes
zum Lehrer ernannt, so ist er bei der Oberstel-
lung so zu behandeln, als ob er bei der Er-
nennung zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes
zum Lehrer der Verwendungsgruppe L 1 ernannt
worden oder in dieser Verwendungsgruppe ge-
blieben wäre."

31. § 64 Abs. 5 erhält folgende Fassung:
„(5) Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 4 ist

auf die Bestimmungen der §§ 62 und 63 Bedacht
zu nehmen. Hiebei entsprechen die Verwen-
dungsgruppen der Beamten im richterlichen Vor-
bereitungsdienst, der Richter, der staatsanwalt-
schaftlichen Beamten und der Hochschullehrer
sowie die Verwendungsgruppen A und H 1 den
Verwendungsgruppen L PA und L 1, die Ver-
wendungsgruppen B, W 1 und H 2 den Verwen-
dungsgruppen L 2b, alle übrigen Verwendungs-
gruppen der Verwendungsgruppe L 3."
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32. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

33. Dem § 65 wird angefügt:

„(3) Beamten der Verwendungsgruppe S 1, die
durch zwölf Jahre dieser Verwendungsgruppe an-
gehören und zwei Jahre in der höchsten Gehalts-
stufe verbracht haben, gebührt eine ruhegenuß-
fähige Dienstzulage in der Höhe von 850 S; in
den Zeitraum von zwölf Jahren sind Zeiten ein-
zurechnen, in denen der Beamte mit der Funk-
tion eines Landesschulinspektors betraut war
(S 71).

(4) Beamten der Verwendungsgruppe S 2, die
durch zwölf Jahre dieser Verwendungsgruppe an-
gehören und zwei Jahre in der höchsten Gehalts-
stufe verbracht haben, gebührt eine ruhegenuß-
fähige Dienstzulage in der Höhe von 500 S; in
den Zeitraum von zwölf Jahren sind Zeiten ein-
zurechnen, in denen der Beamte mit der Funk-
tion eines Beamten des Schulaufsichtsdienstes der
Verwendungsgruppe S 2 betraut war (§ 71)."

34. § 66 erhält folgende Fassung:

„ D i e n s t a l t e r s z u l a g e

§ 66. Dem Beamten des Schulaufsichtsdienstes,
der vier Jahre in der höchsten Gehaltsstufe ver-
bracht hat, gebührt eine ruhegenußfähige Dienst-
alterszulage in der Höhe von eineinhalb Vor-
rückungsbeträgen. Die Bestimmungen der §§ 8
bis 11 sind sinngemäß anzuwenden."

35. § 68 erhält folgende Fassung:

„§ 68. (1) Wird ein Beamter aus der Verwen-
dungsgruppe S 2 in die Verwendungsgruppe S 1
überstellt, so gebühren ihm die Gehaltsstufe und
allfällige Dienstalterszulage, die sich ergeben wür-
den, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen
Verwendungsgruppe notwendig ist, in dem vier
Jahre übersteigenden Ausmaß als Beamter der
Verwendungsgruppe S 1 zurückgelegt hätte; an
die Stelle des Zeitraumes von vier Jahren tritt
ein solcher von sechs Jahren, wenn der Beamte
das Anstellungserfordernis für die Verwendungs-
gruppe L 1 nicht durch die Vollendung einer

Hochschulbildung im Sinne der gemeinsamen
Anstellungserfordernisse für diese Verwendungs-
gruppe aufweist.

(2) Bei Oberstellungen nach Abs. 1 ist die in
der höchsten Gehaltsstufe einer Verwendungs-
gruppe verbrachte Zeit bis zum Ausmaß von vier
Jahren für die Vorrückung und den Anfall einer
Dienstalterszulage anzurechnen. Die Bestimmun-
gen der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß anzuwenden.

(3) Durch eine Überstellung nach Abs. 1 wird
der Vorrückungstermin nicht berührt.

(4) Ist der jeweilige Gehalt in der neuen Ver-
wendungsgruppe niedriger als der Gehalt, der
dem Beamten jeweils in einer niedrigeren Ver-
wendungsgruppe zukommen würde, so gebührt
dem Beamten eine ruhegenußfähige Ergänzungs-
zulage auf diesen Gehalt; ruhegenußfähige Zu-
lagen sind bei der Ermittlung der Ergänzungs-
zulagen dein Gehalt zuzurechnen."

36. § 70 erhält folgende Fassung:

„§ 70. (1) Wird ein Beamter der Allgemeinen
Verwaltung der Verwendungsgruppe A oder ein
Lehrer der Verwendungsgruppe L PA oder L 1
zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes der Ver-
wendungsgruppe S 1 oder ein Beamter der All-
gemeinen Verwaltung der Verwendungsgruppe B
oder ein Lehrer einer der Verwendungsgruppen
L 2b zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes der
Verwendungsgruppe S 2 ernannt, so gebühren ihm
die Gehaltsstufe und allfällige Dienstalterszulage,
die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für
die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung in
seiner bisherigen Verwendungsgruppe maßgebend
ist, in dem 16 Jahre übersteigenden Ausmaß als
Beamter des Schulaufsichtsdienstes der Verwen-
dungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er über-
stellt wird. Beträgt die Zeit, die für die Zeitvor-
rückung oder für die Vorrückung maßgebend ist,
weniger als 16 Jahre, so verlängert sich der Zeit-
raum für die Vorrückung in die Gehaltsstufe 2
um den auf 16 Jahre fehlenden Zeitraum.

(2) Wird ein Lehrer der Verwendungsgruppe
L 2a zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes der
Verwendungsgruppe S 2 ernannt, so gebühren ihm
die Gehaltsstufe und allfällige Dienstalterszulage,
die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für
die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung in
seiner bisherigen Verwendungsgruppe maßgebend
ist, in dem 14 Jahre übersteigenden Ausmaß als
Beamter des Schulaufsichtsdienstes der Verwen-
dungsgruppe S 2 zurückgelegt hätte. Beträgt die
Zeit, die für die Zeitvorrückung oder für die
Vorrückung maßgebend ist, weniger als 14 Jahre,
so verlängert sich der Zeitraum für die Vor-
rückung in die Gehaltsstufe 2 um den auf
14 Jahre fehlenden Zeitraum.

(3) Wird ein Beamter der Allgemeinen Ver-
waltung der Verwendungsgruppe C oder ein
Lehrer der Verwendungsgruppe L 3 zum Beam-
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ten des Schulaufsichtsdienstes der Verwendungs-
gruppe S 2 ernannt, so gebühren ihm die Ge-
haltsstufe und allfällige Dienstalterszulage, die
sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für
die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung
in seiner bisherigen Verwendungsgruppe maß-
gebend war, in dem 18 Jahre übersteigenden Aus-
maß als Beamter des Schulaufsichtsdienstes der
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er
überstellt wird. An die Stelle des Zeitraumes von
18 Jahren tritt ein solcher von 20 Jahren, wenn
der Beamte nicht eine Reifeprüfung an einer
höheren Lehranstalt abgelegt hat. Die Bestim-
mung des Abs. 1 letzter Satz ist mit der Ab-
weichung anzuwenden, daß an die Stelle von
16 Jahren 18 bzw. 20 Jahre treten.

(4) Wird ein Beamter der Allgemeinen Verwal-
tung der Verwendungsgruppe B oder ein Leh-
rer einer der Verwendungsgruppen L 2b zum
Beamten des Schulaufsichtsdienstes der Verwen-
dungsgruppe S 1 ernannt, so gebühren ihm die
Gehaltsstufe und allfällige Dienstalterszulage, die
sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für
die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung in
seiner bisherigen Verwendungsgruppe maßge-
bend war, in dem 20 Jahre übersteigenden Aus-
maß als Beamter des Schulaufsichtsdienstes der
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in die
er überstellt wird; an die Stelle des Zeitraumes
von 20 Jahren tritt ein solcher von 22 Jahren,
wenn der Beamte das Anstellungserfordernis für
die Verwendungsgruppe L1 nicht durch die
Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne der
gemeinsamen Anstellungserfordernisse für die
Verwendungsgruppe aufweist. Die Bestimmung
des Abs. 1 letzter Satz ist mit der Abweichung
anzuwenden, daß an die Stelle von 16 Jahren
20 bzw. 22 Jahre treten.

(5) Wird ein Lehrer der Verwendungsgrup-
pen L 2a zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes
der Verwendungsgruppe S 1 ernannt, so gebüh-
ren ihm die Gehaltsstufe und allfällige Dienst-
alterszulage, die sich ergeben würden, wenn er die
Zeit, die für die Vorrückung in seiner bisherigen
Verwendungsgruppe maßgebend war, in dem
18 Jahre übersteigenden Ausmaß als Beamter des
Schulaufsichtsdienstes der Verwendungsgruppe
zurückgelegt hätte, in die er überstellt wird; an
die Stelle des Zeitraumes von 18 Jahren tritt
ein solcher von 20, wenn der Beamte das An-
stellungserfordernis für die Verwendungsgruppe
L 1 nicht durch die Vollendung einer Hochschul-
bildung im Sinne der gemeinsamen Anstellungs-
erfordernisse für diese Verwendungsgruppe auf-
weist. Die Bestimmung des Abs. 1 letzter Satz ist
mit der Abweichung anzuwenden, daß an die Stelle
von 16 Jahren 18 bzw. 20 Jahre treten.

(6) Bei der Anwendung der Bestimmungen der
Abs. 1 bis 5 gelten § 35 Abs. 7 und § 68 Abs. 3
sinngemäß.

(7) Ist der Gehalt, den der Beamte nach dem
Abs. 1 bis Abs. 3 erhält, niedriger als der bis-
herige Gehalt, so gebührt dem Beamten eine
nach Maßgabe des Erreichens eines höheren Ge-
haltes einzuziehende, ruhegenußfähige Ergän-
zungszulage auf den bisherigen Gehalt; ruhe-
genußfähige Zulagen sind bei der Ermittlung
der Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen."

37. § 71 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Wird ein Lehrer mit der Fachinspektion

für einzelne Gegenstände betraut, so gebührt
ihm für die Dauer dieser Verwendung zu seinem
Monatsbezug als Lehrer eine Dienstzulage, die
vom zuständigen Bundesministerium im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzleramt und dem
Bundesministerium für Finanzen nach Maßgabe
seines Aufgabenkreises festgesetzt wird. Die
Dienstzulage darf den Unterschiedsbetrag zwi-
schen seinem Gehalt (einschließlich der ruhe-
genußfähigen Zulagen) und dem Gehalt (ein-
schließlich der ruhegenußfähigen Zulagen), der
dem Lehrer gebühren würde, wenn er zum Be-
amten des Schulaufsichtsdienstes ernannt worden
wäre, nicht übersteigen; bei Lehrern der Ver-
wendungsgruppe L3 tritt an die Stelle des Ge-
haltes der entsprechenden Verwendungsgruppe
der Beamten des Schulaufsichtsdienstes der Ge-
halt der Lehrer der Verwendungsgruppe L 2a 2 in
der gleichen Gehaltsstufe."

38. § 71 a Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Lehrern, die im schulpsychologischen

Dienst bei den Schulbehörden des Bundes in lei-
tender Funktion tätig sind, gebührt eine Dienst-
zulage, für die Abs. 1 und 2 sinngemäß anzu-
wenden sind."

39. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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40. § 86 Abs. 2 lit. a erhält folgende Fassung:

41. § 86 Abs. 2 lit. e und f erhalten folgende
Fassung:

Artikel II

Soweit die Art. II, III und V der 19. Gehalts-
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 198/1969, auf § 12
des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des
Art. I verweisen, ist darunter § 12 des Gehalts-
gesetzes 1956 in der Fassung des Art. I der
19. Gehaltsgesetz-Novelle und des Art. I Z. 5
bis 8 dieses Bundesgesetzes zu verstehen.

Artikel III

(1) Bei Beamten des Dienststandes, die vor
dem 1. März 1969 in ein Dienstverhältnis zu
einer inländischen Gebietskörperschaft aufge-

nommen wurden, sind für die Ermittlung einer
Jubiläumsbelohnung gemäß § 20 Abs. 2 bis 5
des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des
Art. I auch folgende Zeiten zu berücksichtigen:

1. die im Art. II der 19. Gehaltsgesetz-Novelle
in der Fassung des Art. X dieses Bundes-
gesetzes angeführten Zeiten;

2. die gemäß § 2 Abs. 6 der Vordienstzeiten-
verordnung 1957, BGBl. Nr. 228, in der bis
zum 28. Feber 1969 geltenden Fassung, an-
gerechnete Behinderungszeit;

3. die von Südtirolern und Kanaltalern im
italienischen öffentlichen (§ 2 des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 97/1955) Dienst und die
von Heimatvertriebenen im öffentlichen
Dienst ihres Heimatstaates verbrachten
Dienstzeiten, soweit sie im nunmehrigen
österreichischen öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis für die Festsetzung des Vor-
rückungsstichtages berücksichtigt (für die
Vorrückung angerechnet) wurden.

(2) Bei der Anwendung des Abs. 1 sind einer
nach § 11 des Beamten-Überleitungsgesetzes,
StGBl. Nr. 134/1945, angerechneten Zeit öffent-
liche Dienstzeiten zwischen dem 13. März 1938
und der Wiedereinstellung gleichzuhalten, wenn
sie gemäß § 2 Abs. 2 lit. d in Verbindung mit
§ 4 Abs. 2 zweiter Satz der Vordienstzeitenver-
ordnung, BGBl. Nr. 73/1948, oder gemäß § 2
Abs. 2 lit. a in Verbindung mit § 4 Abs. 2 zwei-
ter Satz der Vordienstzeitenverordnung 1957 an-
gerechnet wurden.

(3) Hat der Beamte die Dienstzeit, die für die
Gewährung einer Jubiläumsbelohnung erforder-
lich ist, schon vor dem 1. Feber 1956 zurück-
gelegt, so kann ihm die Jubiläumsbelohnung
beim Ausscheiden aus dem Dienststand gewährt
werden. In diesem Fall ist der Jubiläumsbeloh-
nung der Monatsbezug im Zeitpunkt des Aus-
scheidens aus dem Dienststand zugrunde zu
legen. Die Bestimmung des § 20 Abs. 5 des Ge-
haltsgesetzes 1956 gilt sinngemäß.

(4) Die für die Jubiläumsbelohnung maß-
gebende Dienstzeit von Beamten, bei denen für
die Festsetzung des Vorrückungsstichtages die
Bestimmungen des § 12 Abs. 2 des Gehalts-
gesetzes 1956 und des Art. II der 19. Gehalts-
gesetz-Novelle nicht angewendet wurden, ist
unter sinngemäßer Anwendung dieser Bestim-
mungen zu ermitteln.

(5) Beamten, die zufolge der Anwendung des
§ 20 des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des
Art. I Z. 9 und der Abs. 1 bis 4 die Voraus-
setzungen für die Gewährung einer Jubiläums-
belohnung vor der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes erfüllt hätten, kann, soweit nicht Abs. 3
anzuwenden ist, die Jubiläumsbelohnung unter
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Zugrundelegung des Monatsbezuges gewährt
werden, der dem Beamten für den Monat der
Kundmachung zusteht.

Artikel IV

(1) Die Bestimmungen des § 51 des Gehalts-
gesetzes 1956 in der Fassung des Art. I Z. 15
gelten nur für Hochschullehrer an wissenschaft-
lichen Hochschulen. Für Hochschullehrer an
Kunsthochschulen gelten die Bestimmungen des
§ 52 des Gehaltsgesetzes 1956 in der bis zum
Inkrafttreten des Art. I Z. 15 dieses Bundes-
gesetzes geltenden Fassung weiter.

(2) Hochschulprofessoren, deren Kollegien-
geldabgeltung gemäß Art. I Z. 15 niedriger ist
als der von ihnen in den letzten sechs Semestern
bezogene durchschnittliche Kollegiengeldanteil,
gebührt eine Kollegiengeldabgeltung bei Auf-
rechterhaltung der in der Zeit vom 1. Oktober
1966 bis 1. Oktober 1969 abgehaltenen durch-
schnittlichen Lehrtätigkeit im Ausmaß der um
25 v. H. erhöhten durchschnittlichen Kollegien-
geldanteile. Umfaßt die Dienstzeit weniger als
sechs Semester, so ist von dem in dieser Zeit be-
zogenen Kollegiengeldanteil auszugehen.

Artikel V

(1) Ab 1. September 1970 gebührt Lehrern
der Verwendungsgruppe L1 in der Gehalts-
stufe 17 die besoldungsrechtliche Stellung, die
sich aus der nachstehenden Tabelle ergibt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind auf
Lehrer des Ruhestandes, Hinterbliebene und An-
gehörige sinngemäß anzuwenden; bei der Be-
messung der Ruhe- und Versorgungsibezüge sind
die Bestimmungen des § 57 Abs. 3 und 4 des
Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des Art. I
Z. 20 anzuwenden.

(3) Mit 1. September 1970 werden die Lehrer
der bisherigen Verwendungsgruppe L 2 B zu
Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 3, Lehrer
der Verwendungsgruppe L 2 HS zu Lehrern der

Verwendungsgruppe L 2b 2 und Lehrer der Ver-
wendungsgruppe L 2 V zu Lehrern der Verwen-
dungsgruppe L 2b 1.

(4) Lehrern, die gemäß Art. IV der 2. Gehalts-
überleitungsgesetz-Novelle 1970, BGBl. Nr. 244,
mit Wirkung vom 1. September 1974 zu Lehrern
der Verwendungsgruppen L 2a zu ernennen sind,
gebührt bis zu diesem Zeitpunkt eine Dienst-
zulage; sie beträgt für die Zeit vom

1. September 1970 bis 31. August 1971
20 v. H.,

1. September 1971 bis 31. August 1972
40 v. H.,

1. September 1972 bis 31. August 1973
60 v. H.,

1. September 1973 bis 31. August 1974
80 v. H.

des Unterschiedsbetrages zwischen dem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienstzulage oder
Dienstalterszulage) des Lehrers und dem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienstzulage oder
Dienstalterszulage), der ihm in der neuen Ver-
wendungsgruppe gemäß § 62 des Gehaltsgesetzes
1956 in der Fassung des Art. I Z. 28 zukäme.
Die Dienstzulage ist als Gehaltsbestandteil zu
behandeln.

(5) Bei den gemäß Art. IV der 2. Gehalts-
überleitungsgesetz-Novelle 1970 vorzunehmen-
den Oberstellungen mit Wirkung vom 1. Sep-
tember 1974 sind die Bestimmungen des § 62
Abs. 8 mit der Maßgabe anzuwenden, daß die
in der höchsten Gehaltsstufe einer Verwendungs-
gruppe verbrachte Zeit bis zum Höchstausmaß
von sechs Jahren anzurechnen ist.

(6) Die Ruhegenüsse der Lehrer des Ruhe-
standes, die — falls sie noch dem Aktivstand
angehörten — nach ihrer Ausbildung und Ver-
wendung gemäß Art. IV der 2. Gehaltsüberlei-
tungsgesetz-Novelle 1970 für eine Ernennung zu
Lehrern einer der Verwendungsgruppen L 2a in
Betracht kämen, sind wie folgt neu zu bemes-
sen:

1. für die Zeit vom 1. September 1970 bis
31. August 1974 unter Einbeziehung der
Dienstzulage nach Abs. 4,

2. für die Zeit ab 1. September 1974 auf
Grund der Gehaltsansätze der Verwendungs-
gruppe, in die diese Lehrer bei Anwen-
dung des Art. IV der 2. Gehaltsüberleitungs-
gesetz-Novelle 1970 einzureihen wären.
Hiebei sind die Bestimmungen des § 62 des
Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des
Art. I Z. 28 anzuwenden.
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(7) Die Bestimmungen der Abs. 4 bis 6 sind
auf Hinterbliebene und Angehörige von Lehrern
sinngemäß anzuwenden, bei denen die in diesen
Absätzen umschriebenen Voraussetzungen gege-
ben wären.

(8) Für den Gehalt der Lehrer, die im schul-
psychologischen Dienst bei den Schulbehörden
des Bundes tätig sind und die das Doktorat der
Philosophie mit dem Hauptfach Psychologie
(Pädagogik) oder die Anstellungserfordernisse für
den Dienstzweig 26 der Lehrer-Dienstzweige-
ordnung, Anlage zu Abschnitt III a des Gehalts-
überleitungsgesetzes in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 296/1968 erfüllen, gelten bis
zum 1. September 1975 die Bestimmungen für
Lehrer der Verwendungsgruppe L 1.

Artikel VI

(1) Mit dem Inkrafttreten des Art. I Z. 31
sind die Beamten des Schulaufsichtsdienstes in
der Gehaltsstufe 9 wie folgt überzuleiten:

(2) Mit dem Inkrafttreten des Art. I Z. 31
sind die Beamten des Schulaufsichtsdienstes der
Verwendungsgruppen S 2 und S 3 in die neue
Verwendungsgruppe S 2 überzuleiten, wobei sich
die Gehaltsstufe und der nächste Vorrückungs-
termin nicht ändern; den in der bisherigen Ge-
haltsstufe 9 befindlichen Beamten gebührt jedoch
die besoldungsrechtliche Stellung, die sich aus
der Tabelle im Abs. 1 ergibt.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind
auf Beamte des Ruhestandes, Hinterbliebene und
Angehörige sinngemäß anzuwenden; bei der Be-
messung der Ruhe- und Versorgungsbezüge sind
die Bestimmungen des § 65 Abs. 3 und 4 des
Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des Art. I
Z. 32 anzuwenden.

Artikel VII

(1) Mit dem Inkrafttreten des Art. I Z. 38
sind die Wachebeamten der Verwendungsgruppe
W 3, Dienstklasse III in das im Art. I Z. 38
vorgesehene Gehaltsschema wie folgt überzulei-
ten:

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind auf
Beamte des Ruhestandes, Hinterbliebene und
Angehörige sinngemäß anzuwenden.

Artikel VIII

(1) Für die Zeit vor dem 1. Oktober 1968 ge-
bühren Wachebeamten der Verwendungs-
gruppe W3, die die Voraussetzungen des § 86
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 erfüllen,

(2) Für die Zeit vom 1. Oktober 1968 bis zum
31. Dezember 1969 gebühren Wachebeamten der
Verwendungsgruppe W 3, die die Voraussetzun-
gen des § 86 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956
erfüllen, in der Dienstklasse IV die Gehalts-
stufe 5 mit 5521 S bzw. die Gehaltsstufe 6 mit
5765 S.

Artikel IX

Auf die in Art. I Z. 17 bis 19, 22, 24, 25, 31,
32 und 38 bis 40 und im Art. VIII Abs. 2 an-
geführten Bezugsansätze sind die Bestimmungen
des Art. II der 18. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 259/1968, anzuwenden.

Artikel X

(1) Die 19. Gehaltsgesetz-Novelle wird wie
folgt geändert:

1. Art. II Abs. 1 Z. 3 erhält folgende Fassung:
„3. die Zeit, die den Beamten nach den Be-

stimmungen des Beamtenüberleitungsgesetzes,
StGBl. Nr. 134/1945, für die Vorrückung ange-
rechnet worden ist;".

2. In Art. II Abs. 1 wird am Ende der Z. 6
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; fol-
gende Z. 7 wird neu angefügt:
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„7. die Zeit des erfolgreichen Besuches eines
Abiturientenlehrganges an Lehrerbildungsanstal-
ten, wenn für den Beamten die Reifeprüfung
für Volksschulen als Anstellungserfordernis vor-
geschrieben war; die Bestimmungen des § 12
Abs. 2 Z. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 in der
Fassung der 20. Gehaltsgesetz-Novelle sind bei
Berücksichtigung dieser Zeiten sinngemäß anzu-
wenden."

3. Art. III Abs. 2 letzter Satz erhält folgende
Fassung:

„Der fiktive Dienstantrittstag ist bei Beamten,
die vor dem 1. Feber 1956 in einer der Ver-
wendungsgruppen E, D, C, W 3 oder W 2 ange-
stellt wurden und denen nach diesem Zeitpunkt
keine Vordienstzeiten angerechnet wurden, in
der Weise zu ermitteln, daß die Zeit, die für
das Erreichen der bezugsrechtlichen Stellung, die
sie gemäß § 83 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956
erhalten haben, im Wege der Zeitvorrückung
notwendig ist, dem 1. Feber 1956 vorangesetzt
wird."

4. Dem Art. III Abs. 4 wird angefügt:

„In den Fällen des Abs. 2 zweiter Satz sind
hiebei alle vor dem 1. Feber 1956 liegenden Zei-
ten nach § 12 des Gehaltsgesetzes 1956 in der
Fassung des Art. I und des Art. I der 20. Ge-
haltsgesetz-Novelle und nach Art. II zu behan-
deln."

5. Art. III Abs. 6 erster Satz erhält folgende
Fassung:

„Wird der Vorrückungsstichtag nach Abs. 4
festgesetzt, so ist bei Beamten der Verwendungs-
gruppen A und H 1, die sich am Tag des Wirk-
samwerdens der Verbesserung des Vorrückungs-
stichtages (Abs. 8), in den Dienstklassen VII,
VIII oder IX befinden, und bei Beamten der
Verwendungsgruppen B, W 1 und H 2, die sich
an diesem Tag in den Dienstklassen VI, VII oder
VIII befinden, zu prüfen, ob sich unter der An-
nahme, die günstigeren, für die Berechnung des
Vorrückungsstichtages maßgebenden Bestimmun-
gen hätten bereits zum Zeitpunkt ihres Ein-
trittes in das öffentlich-rechtliche Bundesdienst-
verhältnis gegolten, eine Verbesserung ihrer be-
soldungsrechtlichen Stellung ergeben hätte."

6. Art. in Abs. 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Die besoldungsrechtliche Stellung der
übrigen Beamten, deren Vorrückungsstichtag
nach Abs. 4 festgesetzt wird, ist um den Zeit-
raum zu verbessern, um den der gemäß § 8
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 auf den nächst-
liegenden Vorrückungstermin gerundete verbes-
serte Vorrückungsstichtag vor dem gemäß § 8
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 auf den nächst-
liegenden Vorrückungstermin gerundeten Vor-
rückungsstichtag nach Abs. 2 liegt. Diese Bestim-

mung gilt sinngemäß für die Richter und staats-
anwaltschaftlichen Beamten in den Standesgrup-
pen 2 und 3 hinsichtlich der Bemessung des Ge-
haltes und der Dienstzulage und für die Richter
und staatsanwaltschaftlichen Beamten in den
Standesgruppen 1 und 4 bis 8 hinsichtlich der
Bemessung des Gehaltes."

7. Art. V erhält folgende Fassung:

„Für Bedienstete, die am Tag der Kundma-
chung der 19. Gehaltsgesetz-Novelle und seither
ununterbrochen in einem privatrechtlichen
Dienstverhältnis zum Bund standen, in dem ein
Vorrückungsstichtag gemäß § 26 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, fest-
gesetzt war, ist anläßlich ihrer Aufnahme in das
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis der sich aus
dem Dienstvertrag ergebende Vorrückungsstich-
tag dem Vorrückungsstichtag gegenüberzustellen,
der sich aus § 12 des Gehaltsgesetzes 1956 in der
Fassung des Art. I und II ergibt. Der günstigere
dieser beiden Vorrückungsstichtage ist als Vor-
rückungsstichtag festzusetzen."

(2) Die Bestimmungen des Art. III Abs. 1 der
19. Gehaltsgesetz-Novelle sind auch auf Beamte
anzuwenden, bei denen ein Ansuchen um Anrech-
nung von Vordienstzeiten, das nach den Bestim-
mungen der Vordienstzeitenverordnung 1957,
BGBl. Nr. 228, zulässig war, bis zum 1. März
1969 eingebracht wurde.

(3) Bei Beamten, die unmittelbar in eine
höhere Dienstklasse oder Gehaltsstufe aufgenom-
men wurden, kann im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt die besoldungsrechtliche Stel-
lung verbessert werden, wenn der Festsetzung
ihrer besoldungsrechtlichen Stellung bei der Auf-
nahme ein geringeres Ausmaß an Dienstzeit zu-
grunde gelegt wurde, als sich aus der Festsetzung
eines Vorrückungsstichtages gemäß § 12 des Ge-
haltsgesetzes 1956 in der Fassung der 19. und
20. Gehaltsgesetz-Novelle und der Art. II und
III der 19. Gehaltsgesetz-Novelle in der Fassung
des Art. X der 20. Gehaltsgesetz-Novelle ergeben
würde. Die der seinerzeitigen besoldungsrecht-
lichen Stellung zugrundegelegte Dienstzeit ist
aus dieser unter Berücksichtigung einer Normal-
laufbahn eines Bundesbeamten zu ermitteln. Die
Bestimmungen des Art. III Abs. 8 und 9 der
19. Gehaltsgesetz-Novelle sind auf diese Verbes-
serungen anzuwenden.

Artikel XI

Bei Beamten, deren Vorrückungsstichtag be-
reits festgesetzt wurde, ist der Vorrückungsstich-
tag von Amts wegen neu festzusetzen, wenn
sich für sie aus Art. I Z. 5 bis 8, Art. II und
Art. X der 20. Gehaltsgesetz-Novelle im Zusam-
menhang mit Art. III Abs. 6 und 7 der 19. Ge-
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haltsgesetz-Novelle eine günstigere besoldungs-
rechtliche Stellung ergibt. Art. III Abs. 8 und 9
der 19. Gehaltsgesetz-Novelle ist anzuwenden.

Artikel XII

(1) Hat ein Beamter aus dem Anlaß der An-
rechnung von Vordienstzeiten für die Vor-
rückung oder für die Bemessung des Ruhegenus-
ses dem Bund eine Abfertigung erstattet, die er
seinerzeit aus öffentlichen Mitteln erhalten hat,
so ist ihm der Erstattungsbetrag auf Antrag zu-
rückzugeben.

(2) In den Fällen, in denen Zeiträume, die der
seinerzeitigen Abfertigung zugrunde gelegt wur-
den, nach dem 27. April 1945 zur Berechnung
einer nicht erstatteten Abfertigung herangezogen
wurden, ist nur der Unterschied zwischen dem
Betrag zurückzugeben, den der Beamte auf
Grund der Auflösung des seinerzeitigen Dienst-
verhältnisses als Abfertigung erhalten hat, und
dem Betrag, den der Beamte aus Anlaß der An-
rechnung von Vordienstzeiten dem Bunde tat-
sächlich erstattet hat.

(3) Dem Beamten sind ferner auf Antrag jene
Abfertigungsbeträge auszuzahlen, auf die er nach
dem 27. April 1945 anläßlich der Beendigung
eines Bundesdienstverhältnisses verzichtet hat,
wenn er binnen drei Monaten nach Beendigung
dieses Dienstverhältnisses ein anderes Bundes-
dienstverhältnis eingegangen ist und die erstge-
nannte Bundesdienstzeit nicht der Bemessung
einer später ausgezahlten Abfertigung zugrunde-
gelegt wurde.

Artikel XIII

Die Bestimmungen des Artikels VII der
19. Gehaltsgesetz-Novelle sind auf Beamte der
Verwendungsgruppen A, H 1, B, W 1 und H 2,
die in der Zeit vom 1. Juli 1968 bis 31. Juli 1969
in die Dienstklasse V oder in eine höhere Dienst-
klasse befördert wurden, für die Verbesserung
ihrer dienst- und besoldungsrechtlichen Stellung
in der der Beförderung vorangehenden Dienst-
klasse anzuwenden, wenn sich für sie daraus in
ihrer nunmehrigen Dienstklasse gemäß § 33
Abs. 4 oder 6 des Gehaltsgesetzes 1956 eine be-
zugsrechtliche Verbesserung ergibt.

Artikel XIV

(1) Es treten in Kraft:

1. die Bestimmungen des Art. I Z. 10 mit
1. Jänner 1969,

2. die Bestimmungen des Art. I Z. 5 bis 8, der
Art. II und X und der Anlage zu § 12
Abs. 2 Z. 8 des Gehaltsgesetzes 1956 in der
Fassung des Art. I mit 1. März 1969,

3. die Bestimmungen des Art. I Z. 1 mit
1. September 1969,

4. die Bestimmungen des Art. I Z. 15 und des
Art. IV mit 1. Oktober 1969,

5. die Bestimmungen des Art. I Z. 38 und 39,
der Art. VII und VIII und des Art. IX,
soweit sich dieser auf Art. I Z. 38 und 39
und Art. VIII Abs. 2 bezieht, mit 1. Jänner
1970,

6. die Bestimmungen des Art. I Z. 14, 16, 17
(soweit nicht Art. V anzuwenden ist), 18 bis

22, 24, 25, 27 bis 37 und 40, der Art. V
und VI und des Art. IX, soweit dieser nicht
schon gemäß Z. 5 mit 1. Jänner 1970 in
Kraft getreten ist, mit 1. September 1970.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
jeder Bundesminister insoweit betraut, als er
oberste Dienstbehörde ist.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

Anlage
zu § 12 Abs. 2 Z. 8

des Gehaltsgesetzes 1956

1. Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung
der Zeit des Hochschulstudiums nach § 12 Abs. 2
Z. 8 des Gehaltsgesetzes 1956 beträgt:

a) sieben Jahre für die Studienrichtungen
Chemie, Nachrichtentechnik und Elektro-
technik;

b) sechs Jahre für die Studienrichtungen Bau-
ingenieurwesen, Medizin, Schiffstechnik
und Technische Chemie;

c) fünfeinhalb Jahre für die Studienrichtun-
gen Physik, Architektur, Maschinenbau,
Technische Physik, Wirtschaftsingenieur-
wesen, Kulturtechnik, Bergwesen, Hütten-
wesen, Erdölwesen und Markscheidewesen;

d) fünf Jahre für die Studienrichtungen
Theologie, Psychologie, Tierheilkunde,
Feuerungs- und Gastechnik, Papier- und
Zellstofftechnik, Vermessungstechnik und
Forstwirtschaft;

e) viereinhalb Jahre für alle übrigen Studien-
richtungen.

2. Als Beginn des Studiums ist, wenn das erste
Semester ein Wintersemester war, der 1. Juli,
und wenn das erste Semester ein Sommerseme-
ster war, der 1. Jänner des betreffenden Jahres
anzusehen.

3. Wurde das Studium mit einem Trimester
begonnen, so ist als Beginn des Studiums, wenn
das erste Trimester ein Sommer- oder Herbst-
trimester war, der 1. Juli, wenn das erste Tri-
mester ein Wintertrimester war, der 1. Jänner
des betreffenden Jahres anzusehen.
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246. Bundesgesetz vom 9. Juli 1970, mit
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
geändert wird (17. Vertragsbediensteten-

gesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der Bundesgesetze BG31.
Nr. 174/1959, 282/1960, 165/1961, 186/1962,
117/1963, 173/1963, 313/1963, 154/1964, 126/
1965, 191/1965, 110/1966, 18/1967, 237/1967,
260/1968, 199/1969 und 464/1969 wird wie folgt
geändert:

1. An die Stelle des § 15 b Abs. 3 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(3) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 2 ist
auf die Bestimmungen der §§15 und 15 a Be-
dacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die Ent-
lohnungsgruppen 1 pa und 11 der Entlohnungs-
gruppe a, die Entlohnungsgruppen 1 2b der
Entlohnungsgruppe b, die Entlohnungsgruppe
1 3 der Entlohnungsgruppe c, die Entlohnungs-
gruppen p 3 bis p 1 der Entlohnungsgruppe d
und die Entlohnungsgruppen p 6 bis p 4 der
Entlohnungsgruppe e.

(4) Wird ein Vertragsbediensteter einer der
Entlohnungsgruppen 1 2a in die Entlohnungs-
gruppe a überstellt, so gebührt ihm die Ent-
lohnungsstufe, die sich ergeben würde, wenn er
die in der bisherigen Entlohnungsgruppe zu-
rückgelegte Zeit in dem zwei Jahre übersteigen-
den Ausmaß als Vertragsbediensteter der Ent-
lohnungsgruppe a zurückgelegt hätte."

2. Der bisherige § 15 b Abs. 4 erhält die Be-
zeichnung „(5)".

3. § 25 erhält folgende Fassung:

„ V o r s c h u ß u n d G e l d a u s h i l f e

§ 25. (1) Ist der Vertragsbedienstete unver-
schuldet in Notlage geraten oder liegen sonst
berücksichtigungswürdige Gründe vor, so kann
ihm auf Ansuchen ein Vorschuß bis zur Höhe
des zweifachen Monatsentgeltes gewährt werden.
Die Gewährung des Vorschusses kann von
Sicherstellungen abhängig gemacht werden.

(2) Der Vorschuß ist durch Abzug vom ge-
bührenden Monatsentgelt längstens binnen
18 Monaten hereinzubringen; bei der Fest-
setzung der Abzugsraten ist auf die wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Vertragsbediensteten
billige Rücksicht zu nehmen. Der Vertrags-
bedienstete kann den Vorschuß auch vorzeitig
zurückzahlen. Scheidet der Vertragsbedienstete

aus dem Dienstverhältnis aus, so können zur
Deckung eines noch nicht zur Gänze zurück-
gezahlten Vorschusses die dem ausscheidenden
Vertragsbediensteten zustehenden Geldleistun-
gen herangezogen werden.

(3) Wenn besonders berücksichtigungswürdige
Gründe vorliegen, können auch ein höherer
Vorschuß und längere Rückzahlungsfristen be-
willigt werden. Zur Gewährung eines Vor-
schusses, der die Höhe des zweifachen Monats-
entgeltes übersteigt oder der binnen einem Zeit-
raum von mehr als 18 Monaten zurückgezahlt
werden soll, ist die Zustimmung des Bundes-
ministeriums für Finanzen erforderlich.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 sind
auf Vertragsbedienstete, mit denen ein Dienst-
verhältnis auf bestimmte Zeit eingegangen
wurde, nicht anzuwenden.

(5) Ist der Vertragsbedienstete unverschuldet
in Notlage geraten oder liegen sonst berück-
sichtigungswürdige Gründe vor, so kann ihm
auch eine Geldaushilfe gewährt werden."

4. § 26 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Vorrückungsstichtag ist dadurch zu
ermitteln, daß — unter Ausschluß der vor der
Vollendung des 18. Lebensjahres liegenden
Zeiten und unter Beachtung der einschränkenden
Bestimmungen der Abs. 4 und 8 — dem Tag
der Anstellung vorangesetzt werden:

a) die im Abs. 2 angeführten Zeiten zur
Gänze;

b) die sonstigen Zeiten zur Hälfte."

5. An die Stelle des § 26 Abs. 2 Z. 6 und 7
treten folgende Bestimmungen:

„6. bei Vertragsbediensteten, die in die Ent-
lohnungsgruppen b, 1 2b, 1 2a, a, 1 1 oder 1 pa
aufgenommen werden, die Zeit des erfolgreichen
Studiums an einer höheren Schule bis zu dem
Zeitpunkt, an dem der Vertragsbedienstete den
Abschluß dieser Ausbildung auf Grund der
schulrechtlichen Vorschriften frühestens hätte
erreichen können; mögliche schulrechtliche Aus-
nahmegenehmigungen sind nicht zu berück-
sichtigen. Als Zeitpunkt des möglichen Studien-
abschlusses ist bei Studien, die mit dem Schuljahr
enden, der 30. Juni und bei Studien, die mit
dem Kalenderjahr enden, der 31. Dezember an-
zunehmen.

7. Die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an
einer Akademie oder den Akademien ver-
wandten Lehranstalt, das für den Vertrags-
bediensteten Anstellungserfordernis gewesen ist,
bis zum Höchstausmaß von zwei Jahren.

8. Die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an
einer wissenschaftlichen Hochschule, Kunsthoch-
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schule oder einer staatlichen Kunstakademie, das
für den Vertragsbediensteten Anstellungserfor-
dernis gewesen ist, bis zu dem aus der Anlage
ersichtlichen Höchstausmaß. Zum Studium zählt
auch die für die Erwerbung eines akademischen
Grades erforderliche Vorbereitungszeit."

6. § 26 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Zeiten gemäß Abs. 1 lit. b, in denen der
Vertragsbedienstete eine Tätigkeit ausgeübt oder
ein Studium betrieben hat, können mit Zustim-
mung des Bundeskanzleramtes und des Bundes-
ministeriums für Finanzen im öffentlichen Inter-
esse so weit zur Gänze berücksichtigt werden,
als die Tätigkeit oder das Studium für die erfolg-
reiche Verwendung des Vertragsbediensteten von
besonderer Bedeutung ist."

7. § 26 Abs. 7 und 8 erhalten folgende
Fassung:

„(7) Die in Abs. 1 lit. b, Abs. 2 Z. 7 und 8
und Abs. 3 angeführten Zeiträume sind ohne
weitere Kürzung voranzusetzen, wenn sie nach
der Erfüllung der gemeinsamen Erfordernisse für
die Erlangung von Dienstposten der Verwen-
dungsgruppe, die der Entlohnungsgruppe ent-
spricht, in die die Aufnahme erfolgt, zurück-
gelegt worden sind. Soweit solche Zeiträume
diesen Voraussetzungen nicht entsprechen, sind
sie in dem Ausmaß voranzusetzen, in dem sie
bei der Oberstellung aus der der Vorbildung
entsprechenden niedrigeren Entlohnungsgruppe
in die Entlohnungsgruppe, in der die Aufnahme
erfolgt, gemäß den §§15 und 42 für die Vor-
rückung anrechenbar wären; hiebei sind Zeiten
eines erfolgreichen, seit der Vollendung des
18. Lebensjahres ununterbrochenen Studiums an
einer höheren Schule als der Entlohnungs-
gruppe b und den entsprechenden Entlohnungs-
gruppen (§ 15 b Abs. 3) gleichwertige Zeit an-
zusehen.

(8) Die mehrfache Berücksichtigung eines und
desselben Zeitraumes ist — abgesehen von den
Fällen des § 6 Z. 6 des Opferfürsorgegesetzes,
BGBl. Nr. 183/1947 — unzulässig. Nicht zu be-
rücksichtigen sind ferner die im Abs. 2 Z. 2
und 3 angeführten Zeiten, soweit sie in den in
Abs. 2 Z. 7 und 8 angeführten Zeitraum fallen."

8. Im § 39 Abs. 2 zweiter Satz haben die
Worte „Vertragslehrer, die nebenamtlich be-
schäftigt werden, sowie" zu entfallen.

9. § 40 erhält folgende Fassung:

„ E n t l o h n u n g s g r u p p e n des E n t -
l o h n u n g s s c h e m a s I L

§ 40. (1) Das Entlohnungsschema I L umfaßt
die Entlohnungsgruppen 1 pa, 1 1, 1 2a 2, 1 2a 1,
1 2b 3, 1 2b 2, 1 2b 1 und 1 3.

(2) Die in den §§ 36 bis 38 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 296/1968
und 243/1970 enthaltenen Bestimmungen über
die Voraussetzungen für die Ernennung auf
einen Dienstposten der Lehrer und die Anlage
zu Abschnitt III a des Gehaltsüberleitungsgeset-
zes gelten als Bestimmungen über die Vorausset-
zungen für die Einreihung in die Entlohnungs-
gruppen des Entlohnungsschemas I L. Hiebei
entsprechen

der Verwendungsgruppe L PA die Entloh-
nungsgruppe 1 pa,

der Verwendungsgruppe L 1 die Entlohnungs-
gruppe 1 1,

der Verwendungsgruppe L 2a 2 die Entloh-
nungsgruppe 1 2a 2,

der Verwendungsgruppe L 2a 1 die Entloh-
nungsgruppe 1 2a 1,

der Verwendungsgruppe L 2b 3 die Entloh-
nungsgruppe 1 2b 3,

der Verwendungsgruppe L 2b 2 die Entloh-
nungsgruppe 1 2b 2,

der Verwendungsgruppe L 2b 1 die Entloh-
nungsgruppe 1 2b 1 und

der Verwendungsgruppe L 3 die Entlohnungs-
gruppe 1 3.

(3) Neben den durch Abs. 2 festgelegten Vor-
aussetzungen für die Einreihung in die Entloh-
nungsgruppen I L gelten weiters die in der An-
lage zu diesem Absatz angeführten Voraus-
setzungen."

10. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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11. § 42 erhält folgende Fassung:

„ Ü b e r s t e l l u n g

§ 42. (1) Wird ein Vertragslehrer des Ent-
lohnungsschemas I L aus der Entlohnungsgruppe
1 3 in eine der Entlohnungsgruppen 1 2b über-
stellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für
die Erreichung seiner bisherigen Entlohnungs-
stufe notwendig ist, in dem zwei Jahre über-
steigenden Ausmaß als Vertragslehrer einer der
Entlohnungsgruppen 1 2b zurückgelegt hätte; an
die Stelle des Zeitraumes von zwei Jahren tritt
ein solcher von vier Jahren, wenn der Vertrags-
lehrer keine Reifeprüfung an einer höheren
Lehranstalt abgelegt hat.

(2) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe 1 3 in
eine der Entlohnungsgruppen 1 2a überstellt, so
gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die
Erreichung seiner bisherigen Entlohnungsstufe
notwendig ist, in dem vier Jahre übersteigenden
Ausmaß als Vertragslehrer einer der Entloh-
nungsgruppen 1 2a zurückgelegt hätte; an die
Stelle des Zeitraumes von vier Jahren tritt ein
solcher von sechs Jahren, wenn der Vertrags-
lehrer keine Reifeprüfung an einer höheren
Lehranstalt abgelegt hat.

(3) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen
1 2b in eine der Entlohnungsgruppen 1 2a über-
stellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für
die Erreichung seiner bisherigen Entlohnungs-
stufe notwendig ist, in dem zwei Jahre über-
steigenden Ausmaß als Vertragslehrer einer der
Entlohnungsgruppen 1 2a zurückgelegt hätte.

(4) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen
1 2b in die Entlohnungsgruppe 1 pa oder 1 1
überstellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe,
die sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die
für die Erreichung seiner bisherigen Entloh-
nungsstufe notwendig ist, in dem vier Jahre
übersteigenden Ausmaß als Vertragslehrer der
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er
überstellt wird; an die Stelle des Zeitraumes von
vier Jahren tritt ein solcher von sechs Jahren,
wenn der Vertragslehrer nicht die Vollendung
einer Hochschulbildung im Sinne der gemein-
samen Anstellungserfordernisse für Lehrer der
Verwendungsgruppe L PA oder L 1 aufweist.

(5) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus einer der Entlohnungsgruppen
1 2a in die Entlohnungsgruppe 1 pa oder 1 1
überstellt, so gebührt ihm die Entlohnungsstufe,
die sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die
für die Erreichung seiner bisherigen Entloh-

nungsstufe notwendig ist, in dem zwei Jahre
übersteigenden Ausmaß als Vertragslehrer der
Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, in die er
überstellt wird; an die Stelle des Zeitraumes von
zwei Jahren tritt ein solcher von vier Jahren,
wenn der Vertragslehrer nicht die Vollendung
einer Hochschulbildung im Sinne der gemein-
samen Anstellungserfordernisse für Lehrer
der Verwendungsgruppe L PA oder L 1 auf-
weist.

(6) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe 1 3 in
die Entlohnungsgruppe 1 pa oder 1 1 überstellt,
so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die
Erreichung seiner Entlohnungsstufe notwendig
ist, in dem sechs Jahre übersteigenden Ausmaß
als Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe
zurückgelegt hätte, in die er überstellt wird;
weist der Vertragslehrer nicht die Vollendung
einer Hochschulbildung im Sinne der gemein-
samen Anstellungserfordernisse für Lehrer der
Verwendungsgruppe L PA oder L 1 auf, so ist
er so zu behandeln, als ob die Abs. 1 und 4 auf
ihn angewendet worden wären.

(7) Wenn es für den Vertragslehrer günstiger
ist, ist er abweichend von den Bestimmungen
der Abs. 1 bis 6 so zu behandeln, als ob er die
Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung des ge-
meinsamen Anstellungserfordernisses für die der
höheren Entlohnungsgruppe entsprechende
Verwendungsgruppe der Bundesbeamten in einer
niedrigeren Entlohnungsgruppe zurückgelegt hat,
in der höheren Entlohnungsgruppe verbracht
hätte.

(8) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe 1 1 in
die Entlohnungsgruppe 1 pa, aus der Entloh-
nungsgruppe 1 pa in die Entlohnungsgruppe 1 1,
aus einer der Entlohnungsgruppen 1 2a in die
andere der Entlohnungsgruppen 1 2a oder aus
einer der Entlohnungsgruppen 1 2b in eine
andere der Entlohnungsgruppen 1 2b überstellt,
so bleibt er in der bisherigen Entlohnungsstufe.

(9) Durch eine Überstellung nach den Abs. 1
bis 6 und 8 wird der Vorrückungstermin nicht
berührt.

(10) Ist das jeweilige Monatsentgelt in der
neuen Entlohnungsgruppe niedriger als das
Monatsentgelt, das dem Vertragslehrer jeweils
in einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zu-
kommen würde, so gebührt dem Vertragslehrer
eine Ergänzungszulage auf dieses Monatsentgelt;
Dienstzulagen sind, soweit sie nur für die Dauer
einer bestimmten Verwendung gebühren, bei der
Ermittlung der Ergänzungszulage dem jeweiligen
Monatsentgelt nicht zuzurechnen."

12. § 42 b Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 2 ist
auf die Bratimmungen der §§ 42 und 42 a Be-
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dacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die Ent-
lohnungsgruppe a den Entlohnungsgruppen 1 pa
und 1 1, die Entlohnungsgruppe b den Entloh-
nungsgruppen 1 2b, alle übrigen Entlohnungs-
gruppen der Entlohnungsgruppe I 3."

13. § 43 erhält folgende Fassung:

„ E n t l o h n u n g s g r u p p e n d e s E n t -
l o h n u n g s s c h e m a s II L

§ 43. (1) Das Entlohnungsschema II L umfaßt
die Entlohnungsgruppen 1 pa, 1 1, 1 2a 2, 1 2a 1,
1 2b 3, 1 2b 2, 1 2b 1 und 1 3.

(2) Für die Einreihung in die Entlohnungs-
gruppen des Entlohnungsschemas II L sind die
Bestimmungen des § 40 Abs. 2 und 3 anzu-
wenden."

14. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

15. § 44 a Abs. 2 und 3 erhalten folgende
Fassung:

„(2) Den Vertragslehrern der Entlohnungs-
gruppe 1 2b 1, die an Hauptschulen Fremd-
sprachen unterrichten, gebührt für jede Jahres-
wochenstunde eine Dienstzulage von S 113'40
jährlich. Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe
1 2b 1, die an Polytechnischen Lehrgängen
Fremdsprachen unterrichten, gebührt für jede
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von
S 207'60 jährlich.

(3) Vertragslehrern
a) der Entlohnungsgruppe 1 2a 1, die, ohne

die Voraussetzungen für eine Einreihung
in die Entlohnungsgruppe 1 2a 2 zu er-
füllen, an Hauptschulen, Sonderschulen,
Polytechnischen Lehrgängen oder an Be-
rufsschulen unterrichten, gebührt für jede
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von
S 113'40 jährlich;

b) der Entlohnungsgruppe 1 2b 1, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Einreihung
in die Entlohnungsgruppe 1 2b 2 zu er-

füllen, an Hauptschulen oder Sonder-
schulen unterrichten, gebührt für jede
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von
S 113'40 jährlich;

c) der Entlohnungsgruppe 1 2b 1, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Einreihung
in die Entlohnungsgruppe 1 2b 3 zu er-
füllen, an Polytechnischen Lehrgängen oder
an Berufsschulen unterrichten, gebührt für
jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage
von S 207'60 jährlich;

d) der Entlohnungsgruppe 1 2b 2, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Einreihung
in die Entlohnungsgruppe 1 2b 3 zu er-
füllen, an Polytechnischen Lehrgängen oder
an Berufsschulen unterrichten, gebührt für
jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage
von S 93'20 jährlich."

16. § 44 a Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Den Vertragslehrern, die neben ihrer
Lehrtätigkeit an Bundeserziehungsanstalten,
Bundeskonvikten, Blindeninstituten, Taubstum-
meninstituten oder an gleichartigen Anstalten als
Erzieher verwendet werden, gebührt für die
Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. Die
Dienstzulage beträgt jährlich

in der Entlohnungsgruppe 1 1 . . . . S 11.592,
in den Entlohnungsgruppen 1 2 . . S 9.236,
in der Entlohnungsgruppe l 3 . . . . S 6.174."

Artikel II

(1) Die Bestimmungen der Art. III bis V der
2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970 sind
auf Vertragslehrer sinngemäß anzuwenden.

(2) Vertragslehrer, die zufolge des sinngemäß
anzuwendenden Art. IV der 2. Gehaltsüber-
leitungsgesetz-Novelle 1970 mit Wirkung vom
1. September 1974 in eine der Entlohnungs-
gruppen 1 2a einzureihen sind, gebührt bis zu
diesem Zeitpunkt eine Dienstzulage; sie beträgt
für die Zeit vom
1. September 1970 bis 31. August 1971 20 v. H.,
1. September 1971 bis 31. August 1972 40 v. H.,
1. September 1972 bis 31. August 1973 60 v. H.,
1. September 1973 bis 31. August 1974 80 v. H.
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Monats-
entgelt (§ 8 a Abs. 1 zweiter Satz) des Vertrags-
lehrers und dem Monatsentgelt (§ 8 a Abs. 1
zweiter Satz) des Vertragslehrers, das ihm in der
neuen Verwendungsgruppe gemäß § 42 Abs. 3
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 in der
Fassung des Artikels I zukäme.

Artikel III

Soweit die Art. II und III der 15. Vertrags-
bedienstetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 199/1969,
auf § 26 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
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verweisen, ist darunter § 26 des Vertragsbedien-
stetengesetzes 1948 in der Fassung des Art. I der
15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle und des
Art. I Z. 4 bis 7 der 17. Vertragsbediensteten-
gesetz-Novelle zu verstehen.

Artikel IV

Auf die in Art. I Z. 10, 14, 15 und 16 ange-
führten Entlohnungsansätze sind die Bestim-
mungen des Artikels II der 14. Vertragsbedien-
stetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 260/1968, anzu-
wenden.

Artikel V

Die 15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle
wird wie folgt geändert:

1. Art. II Abs. 1 Z. 3 erhält folgende Fassung:

„3. Die Zeit, die dem Vertragsbediensteten
nach den Bestimmungen des Beamten-Über-
leitungsgesetzes, StGBl. Nr. 134/1945, für die
Vorrückung angerechnet worden ist."

2. In Art. II Abs. 1 wird am Ende der Z. 6
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und
folgende Z. 7 angefügt:

„7. die Zeit des erfolgreichen Besuches eines
Abiturientenlehrganges an einer Lehrerbildungs-
anstalt, wenn für den Vertragsbediensteten die
Reifeprüfung für Volksschulen als Anstellungs-
erfordernis vorgeschrieben war; die Bestimmun-
gen des § 26 Abs. 2 Z. 6 des Vertragsbedien-
stetengesetzes 1948 in der Fassung des Art. I der
17. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle sind bei
Berücksichtigung dieser Zeiten sinngemäß anzu-
wenden."

3. Art. III Abs. 2 letzter Satz erhält folgende
Fassung:

„Der fiktive Dienstantrittstag ist bei Vertrags-
bediensteten, die vor dem 1. Feber 1956 in einer
der Entlohnungsgruppen d oder c aufgenommen
wurden und denen nach diesem Zeitpunkt keine
Vordienstzeiten angerechnet wurden, in der
Weise zu ermitteln, daß die Zeit, die für das
Erreichen der bezugsrechtlichen Stellung, die sie
gemäß Art. II Abs. 1 der 2. Vertragsbedien-
stetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 282/1960, er-
halten haben, notwendig ist, dem 1. Feber 1956
vorangesetzt wird."

4. Dem Art. III Abs. 4 wird angefügt:

„In den Fällen des Abs. 2 zweiter Satz sind hie-
bei alle vor dem 1. Feber 1956 liegenden Zeiten
nach § 26 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
in der Fassung des Art. I und des Art. I der
17. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle und nach
Art. II zu behandeln."

5. Art. III Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Die bezugsrechtliche Stellung der Ver-
tragsbediensteten, deren Vorrückungsstichtag
nach Abs. 4 festgesetzt wird, ist um den Zeit-
raum zu verbessern, um den der gemäß § 19
Abs. 6 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 auf
den nächstliegenden Vorrückungstermin gerun-
dete verbesserte Vorrückungsstichtag vor dem
gemäß § 19 Abs. 6 des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948 auf den nächstliegenden Vor-
rückungstermin gerundeten bisherigen Vor-
rückungsstichtag liegt."

Artikel VI

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 4
bis 7, der Art. III und V und der Anlage zu
§ 26 Abs. 2 Z. 7 des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 in der Fassung des Art. I treten mit
1. März 1969, die übrigen Bestimmungen mit
1. September 1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bun-
desministen; betreffen, dieser Bundesminister
betraut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

Anlage

zu § 26 Abs. 2 Z. 8 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948

1. Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung
der Zeit des Hochschulstudiums nach § 26 Abs. 2
Z. 8 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
beträgt:

a) sieben. Jahre für die Studienrichtungen
Chemie, Nachrichtentechnik und Elektro-
technik;

b) sechs Jahre für die Studienrichtungen Bau-
ingenieurwesen, Medizin, Schiffstechnik
und Technische Chemie;

c) fünfeinhalb Jahre für die Studienrichtun-
gen Physik, Architektur, Maschinenbau,
Technische Physik, Wirtschaftsingenieur-
wesen, Kulturtechnik, Bergwesen, Hütten-
wesen, Erdölwesen und Markscheidewesen;

d) fünf Jahre für die Studienrichtungen
Theologie, Psychologie, Tierheilkunde,
Feuerungs- und Gastechnik, Papier- und
Zellstofftechnik, Vermessungstechnik und
Forstwirtschaft;

e) viereinhalb Jahre für alle übrigen Studien-
richtungen.
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2. Als Beginn des Studiums ist, wenn das erste
Semester ein Wintersemester war, der 1. Juli,
und wenn das erste Semester ein Sommer-
semester war, der 1. Jänner des betreffenden
Jahres anzusehen.

3. Wurde das Studium mit einem Trimester
begonnen, so ist als Beginn des Studiums, wenn
das erste Trimester ein Sommer- oder Herbst-
trimester war, der 1. Juli, wenn das erste Tri-
mester ein Wintertrimester war, der 1. Jänner
des betreffenden Jahres anzusehen.

Anlage
zu § 40 Abs. 3 des Vertrags-

bedienstetengesetzes 1948
In Ergänzung zu den durch § 40 Abs. 2 fest-

gelegten Voraussetzungen für die Einreihung in
die Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas
I L sind Vertragslehrer wie folgt einzureihen,
sofern eine Einreihung gemäß der genannten Be-
stimmung nicht günstiger ist:

1. In die Entlohnungsgruppe 1 2b 3
Vertragslehrer, die auf Grund ihrer Beschäfti-
gung in einem anderen Beruf nebenberuflich
oder nebenamtlich an Berufsschulen unter-
richten.

2. In die Entlohnungsgruppe 1 2b 2
Vertragslehrer für den praktischen Fachunter-
richt an gewerblichen, technischen und kunst-
gewerblichen Fachschulen und Höheren tech-
nischen und gewerblichen Lehranstalten sowie
für Werken und den praktischen Fachunter-
richt an Werkschulheimen

a) Reifeprüfung einer Höheren technischen
oder gewerblichen Lehranstalt und eine
fünfjährige Berufspraxis mit besonderen
fachlichen oder künstlerischen Leistungen
auf dem in Betracht kommenden Fach-
gebiet; die vorgeschriebene Berufspraxis
wird bis zur Hälfte durch eine Lehrpraxis
in einer den Verwendungsgruppen L 2
entsprechenden Verwendung ersetzt
oder

b) eine mindestens siebenjährige fachein-
schlägige hochqualifizierte Berufspraxis
nach Ablegung der Meisterprüfung oder
nach dem Erwerb einer gewerberechtlich
gleichwertigen Befähigung.

3. In die Entlohnungsgruppe 1 2b 1

a) Vertragslehrer für den praktischen Fach-
unterricht an gewerblichen, technischen
und kunstgewerblichen Fachschulen und
Höheren technischen und gewerblichen
Lehranstalten, sowie für Werken und den
praktischen Unterricht an Werkschul-
heimen

aa) Reifeprüfung einer Höheren tech-
nischen oder gewerblichen Lehranstalt
und eine zweijährige Berufspraxis auf
dem in Betracht kommenden Fach-
gebiet
oder (an Stelle einer Reifeprüfung)

bb) die ordnungsgemäße Erlernung eines
Gewerbes (Lehrabschlußprüfung) und
eine nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres zurückgelegte sechsjährige Be-
rufspraxis mit besonderen Leistungen
auf dem in Betracht kommenden
Fachgebiet.

Lit. bb findet auch für Vertragslehrer für
den gewerblichen Fachunterricht an Fach-
schulen bekleidungsgewerblicher Richtung
Anwendung.

b) Vertragslehrer an Berufsschulen, die die
Lehrbefähigung für Berufsschulen nicht
aufweisen, jedoch die gemeinsamen An-
stellungserfordernisse für die Verwen-
dungsgruppen L 2b gemäß Teil C Ab-
schnitt I der Anlage zu Abschnitt III a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes erfüllen.

247. Bundesgesetz vom 9. Juli 1970,
mit dem das Landeslehrer-Dienstrechtsüber-

leitungsgesetz 1962 abgeändert wird
(6. Novelle zum LaDÜG. 1962)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsge-
setz 1962, BGBl. Nr. 245, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 245/1965, 340/1965,
171/1966, 298/1968 und 288/1969, wird wie folgt
geändert:

1. Der Kurztitel erhält folgenden Wortlaut:
„(Landeslehrer-Dienstgesetz — LDG.)".

2. § 4 lit. a erhält folgende Fassung:

„a) nach den Verwendungsgruppen in Lehrer
der Verwendungsgruppe L 1, L 2a 2,
L 2a 1, L 2b 3, L 2b 2, L 2b 1 und
L 3;"

3. Im § 22 Abs. 1 wird nach der lit. c als dritt-
letzter Satz eingefügt:

„Bei der Feststellung der jeweils höchsten
Verwendungsgruppe gemäß lit. b und lit. c hat
bezüglich der Verwendungsgruppen L 2 die
Reihenfolge L 2 a 2, L 2 a l zu gelten; der
Verwendungsgruppe L 2 a 2 sind die Verwen-
dungsgruppen L 2 b 3 und L 2 b 2, der Verwen-
dungsgruppe L 2 a 1 ist die Verwendungsgruppe
L 1 b 1 gleichzuhalten."
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4. Dem § 64 Abs. 2 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Sofern für die Erlassung von Verordnungen auf
Grund von Bundesgesetzen, die gemäß §§ 2
und 45 auf Landeslehrer anwendbar sind, die
Bundesregierung oder die Bundesregierung im
Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des
Nationalrate« zuständig ist, gilt dies auch im
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Wirkung
vom 1. September 1970 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits von dem der Kund-
machung dieses Bundesgesetzes folgenden Tage
an erlassen werden. Sie treten jedoch frühestens
gleichzeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

Artikel III

Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Art. 14 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929 zustehenden Rechte ist
der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

2 4 8 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1970,
mit dem das Land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer - Dienstrechtsüberleitungsgesetz

abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz, BGBl.
Nr. 176/1966, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 300/1968 und 297/1969, wird wie
folgt geändert:

1. Der Kurztitel erhält folgenden Wortlaut:

„(Land- und forstwirtschaftliches Landesleh-
rer-Dienstgesetz — LLDG.)"

2. § 4 lit. a hat zu lauten:

„a) Nach den Verwendungsgruppen in Lehrer
der Verwendungsgruppe L 1, L 2 a 2,
L 2 a 1, L 2 b 3, L 2 b 2, L 2 b 1 und
L 3;"

3. Dem § 22 Absatz 1 wird folgender Satz
angefügt:
„Bei der Feststellung der jeweils höchsten Ver-
wendungsgruppe hat bezüglich der Verwen-
dungsgruppen L 2 die Reihenfolge L 2 a 2,
L 2 a 1 zu gelten; der Verwendungsgruppe
L 2 a 2 sind die Verwendungsgruppen L 2 b 3
und L 2 b 2, der Verwendungsgruppe L 2 a 1
ist die Verwendungsgruppe L 2 b 1 gleichzu-
halten."

4. Dem § 66 wird folgender Satz angefügt:

„Sofern für die Erlassung von Verordnungen auf
Grund von Bundesgesetzen, die gemäß §§ 2 und
48 für land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer anwendbar sind, die Bundesregierung oder
die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem
Hauptausschuß des Nationalrates zuständig ist,
gilt dies auch im Anwendungsbereich dieses Bun-
desgesetzes."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Wirkung
vom 1. September 1970 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits von dem der Kundma-
chung dieses Bundesgesetzes folgenden Tage an
erlassen werden. Sie treten jedoch frühestens
gleichzeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

Artikel III

Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Artikel 15 Absatz 8 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 zustehenden
Rechte bezüglich des Artikels I dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft betraut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

2 4 9 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1970,
mit dem das Landesvertragslehrergesetz 1966

abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Dem § 7 Abs. 2 des Landesvertragslehrergeset-
zes 1966, BGBl. Nr. 172, wird folgender Satz an-
gefügt:
„Sofern für die Erlassung von Verordnungen auf
Grund von Bundesgesetzen, die gemäß § 2 auf
Landesvertragslehrer anwendbar sind, die Bun-
desregierung oder die Bundesregierung im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des Natio-
nalrates zuständig ist, gilt dies auch im Anwen-
dungsbereich dieses Bundesgesetzes."
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Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit Wirkung vom
1. September 1970 in Kraft.

Artikel III

Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Artikel 14 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929 zustehenden Rechte ist
der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

2 5 0 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1970,
mit dem das Land- und forstwirtschaftliche
Landesvertragslehrergesetz abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Dem § 6 Abs. 2 des Land- und forstwirtschaft-
lichen Landesvertragslehrergesetzes, BGBl.
Nr. 244/1969, wird folgender Satz angefügt:

„Sofern für die Erlassung von Verordnungen auf
Grund von Bundesgesetzen, die gemäß § 1 auf
Landesvertragslehrer anwendbar sind, die Bun-
desregierung oder die Bundesregierung im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des Natio-
nalrates zuständig ist, gilt dies auch im Anwen-
dungsbereich dieses Bundesgesetzes."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit Wirkung vom
1. September 1970 in Kraft.

Artikel III

Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Artikel 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929 zustehenden Rechte ist
der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft betraut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger


